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0. H. BMk'Mhe Bvolidrackerei In Nördliogen. 



.Vier benachbai'te Kulturstaaten stehen vor der Umgestaltung 
ihrer bestehenden Strafgesetzgebung« In Franki*eichy der Schweiz 
und in Österreich liegen seit mehr als einem Jahrzehnte Entwürfe 
zu einem Strafgesetze vor; in Deutschland hat das Eeichsjustizamt 
die Vorbereitungen zu einem solchen in Angi'iff genommen, in Öster- 
reich sind mit dem letzten Entwürfe die Beformbestrebungen noch 
keineswegs abgeschlossen und ein neues Gesetzesprojekt harrt hier der 
Einbringung. Zu den schwierigsten Problemen des künftigen Straf- 
gesetzes gehört hier Überall die Abgrenzung imd Ausgestaltung der 
Freiheitsstrafen für Verbrechen. Dennoch wiurde gerade diese wichtige 
Frage von der rechtswissenschaftlichen Literatur bisher am meisten 
vernachlässigt. Die vorliegende Abhandlung, die in erweiterter Aus- 
führung einen im Oktober 1904 in der Jahresversammlung der 
Schweizerischen Landesgruppe der Litemationalen Kriminalistischen 
Vereinigung in Genf gehaltenen Vortrag wiedergibt — weshalb sie 
auch an den Schweizerischen Vorentwurf eines eidgenössi- 
schen Strafgesetzbuches (letzte Fassung 1908) anknüpft und 
darum manchen gebrachten Wink einer Beachtung der an demselben 
beteiligen Kreise gewürdigt wünschen möchte — , unternimmt den 
Versuch, eine Klärung des für die Beform nicht nur des Schweize- 
rischen, sondern des allgemeinen Strafrechtes bedeutenden Pro- 
blems anzuregen. 
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Einleitung. 

Genau ein Yierteljahrhundert ist dahingeschwunden, seit 
Mittelstadt in die sentimentalen Töne eines verweichlichten Straf- 
vollzuges seinen mutigen Kampf esruf „Gegen die Freiheitsstrafen*' 
hineingeschmettert hat. In ein unerbittliches Anathema gegen die 
Besserungsstrafe ist seine feurige Dithyrambe einer erbarmungslos 
zerknirschenden Strafknechtschaft ausgeklungen, die peinvollste 
Abschreckung sollte aus veralteten Strafsystemen in unsere Zeit 
herübergenommen, durch Demütigung, Hunger, Prügel, durch Ar- 
beitsdruck bis an die äußerste Grenze der Muskelresistenz die 
Scheu vor dem Verbrechen gezüchtet, an Stelle der gegeißelten 
überschwenglichen Humanität im Strafvollzuge das Regime von 
Schmerz und Entbehrung gestellt werden. Der kühne Ruf ist 
^ wohl nicht ganz vergebens verhallt: sein lebhaftes Echo hat als- 

bald alle Lager der uneinigen Straftheorien zu neuer Kampfeslust 
aufgerüttelt. Eifriger denn je wurde seit jener Zeit der alte Streit 
über Grund und Zweck der Strafe fortgekämpft. Hat die Strafe 
das begangene unrecht zu sühnen, den erfolgten Normenungehorsam 
auszugleichen, bedeutet sie eine öffentliche Mißbilligung der ver- 
brochenen Tat, soU sie den deliktuosen Willen unter die Herr- 
schaft des Gesetzes beugen, hat, mit anderen Worten, ihr Übel 
ausschließlich an die Tat anzuknüpfen oder aber soll das Straf- 
leiden auch für die Zukunft bedeutsam, der Aufrechthaltung der 
sozialen Ordnung dienlich sein, eine Sicherung gegen weitere 

Splra, Dr. Bmll, Die Zaohtbftii«- und Gkfiognlastnfe. 1 
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Rechtsverletzungen bezwecken? Das verflossene Viertelsäkulum 
hat indes den theoretischen Streit der Austragung kaum näher 
gebracht. Die Wissenschaft kennt eben keine Eonzessionen und 
rücksichtslos wollen ihre Ergebnisse bis zu den äufiersten Eonse- 
quenzen verfochten werden. Auf das praktische Gebiet der Straf- 
gesetzgebung vermochte der E^mpf jedoch noch nicht hinüber- 
zutoben. Nun kam unsere £poche der rührigen Strafrechts- 
evolution. Die schlechten Erfahrungen, die ein mangelhafter 
Strafvollzug erbracht, die bestürzenden Ziffern der Rückfallsstatistik 
und der jugendlichen Eriminalität sind wie ein fürchterlicher 
Mementoschreck den Staaten und den Ejiminalisten in die Glieder 
gefahren und in dem baufälligen Gemäuer veralteter Strafsysteme 
wird nun emsig gescheuert, novelliert, revidiert, reformiert. Immer 
mehr lebhaft wird der Ruf nach neuen Strafgesetzen, wohl weniger 
noch unter dem Drange der immerhin sich meldenden Bedürfeisse 
unserer fortschreitenden Zeit und allenfalls neuentstehender wirt- 
schaftlicher Rechtssphären, als unter dem suggestiven und un- 
widerstehlichen Banne anderer Wissenschaftsgebiete, namentlich 
der soziologischen, statistischen, anthropologischen und medizini- 
schen Forschungen. Und in dieses emsige Treiben strafrechtlichen 
Forschens wird nun die Parole geschleudert, verfehlt sei jede Ge- 
setzesreform ohne ausgesprochene Zugrundelegung einer bestimmten 
Strafrechtstheorie, ein künftiges Gesetz habe die Etikette seiner 
strafbegründenden Rechtstheorie sozusagen im Schilde zu führen. 
Die Eompromisse, welche die Wissenschaft so scheut, sollen in der 
bevorstehenden Gesetzesreform auch für den Gesetzgeber verpönt 
sein, jeglicher Eklektizismus wird als wissenschaftliche Rückgrat- 
losigkeit hingestellt, wir begegnen dem nachsichtslosen Postulate: 
schwarz oder weiß. Weif oder Waiblingen! Wohl fehlt es nicht 
an gewichtigen Stimmen, die dem wissenschaftlichen Streite auch 
fortan in der Gesetzgebung selbst den Einlaß beharrlich verwehren 
woUen. Und dies mit vollem Recht. Mögen sich die Theoretiker 
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hinter ein starres rechtsphilosophisches Credo verschanzen, ein er- 
sprießliches gesetzgeberisches Werk wird kaum je auf den wankenden 
Grundsteinen einer einseitigen Strafbegründung aufgebaut werden 
dürfen. Seine wichtigste Stütze findet jedoch dieser mahnende 
Buf in den neuesten Gesetzeswerken selbst, die durch ihre Be- 
stimmungen beredt den Beweis erbringen, es sei am allerwenigsten 
der legislative Boden, auf dem der beklagenswerte Zwist zur Aus- 
tragung gebracht werden kann. . Triumphierend hält so der ge- 
fürchtete Eklektizismus seinen unbezwingbaren Einzug in die Straf- 
gesetzgebung. Sie schreitet nun wiederum im Zeichen des 
Kompromisses. 

Auch der schweizerische Vorentwurf hat ihren Weg 
eingeschlagen. 

Zwar kommt auch hier der Strafe die Aufgabe der Vergel- 
tung zu, diese Grundanschauung wird mitunter vom Entwurfs- 
verfasser mit sichtlichem Eifer betont. Allein der Vorentwurf 
verschließt sich keineswegs auch der alten Zweckanschauung über 
die Strafe, die in Senecas ne peccetur ihren Ausdruck findet und 
von der soziologischen Schule als verbrechensvorbeugende Aufgabe 
des Strafgesetzes hingestellt wird. Diesem Ziele will der Vor- 
entwurf mehr als durch die Strafe, deren Schwerpunkt in der Vergeltung 
liegen soll, durch sichernde Maßnahmen hinstreben. Mit dem 
Umstände rechnend, daß die Erscheinung des Verbrechens vielfach 
durch eine Reihe von Ursachen und Mißständen bedingt ist, an 
erster Stelle durch mangelhafte Erziehung, Trunksucht und Arbeits- 
scheu, will der Schweizerische Vorentwurf den Strafirichter, sofern 
sich ihm hierzu gelegentlich einer Straf untersuchung Veranlassung 
bietet, zur Bekämpfung dieser ursachlichen Einwirkungen auf das 
Phänomen des Verbrechens heranziehen und legt ihm zu diesem 
Behufe neben der Strafe sichernde Maßnahmen zur Vor- 
beugung des Verbrechens in die Hand. Auf unzweideutige Art 
bringt der Entwurf diese doppelspurige Mission des Gesetzes zur 
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Sanktion. Gewiß ist mit der repressiven Tätigkeit des Strafrichters 
ein derartig präventives Eingreifen keineswegs unvereinbar. Wird 
ja auch nach Anschauung der Vergeltungstheoretiker die Vor- 
beugung künftiger Verbrechen, also eine über das absolute Aus- 
gleichungsbedürfiiis hinausgehende Wirksamkeit des Strafttbels, 
als dessen weiterer Zweck nicht verkannt. Daß immerhin solch 
ein neues Doppelsystem in der Gesetzesanlage weder bei den Ver- 
tretern der klassischen Schule noch bei den Kriminalsoziologen 
auf ungeteilten Beifall rechnen kann, hierüber war sich der Ent- 
wurf sverfasser wohl im vornherein klar: um so rückhaltsloser ist 
ihm das Verdienst einzuräumen, wenn er hierdurch unbeirrt sich 
von einer praktischen Lösung nicht abhalten ließ, die geeignet ist, 
das Strafgesetz seinem höchsten Ziele, der Bekämpfung des Ver- 
brechens, näher zu bringen. Dieses Verdienst vermag auch die 
Tatsache nicht zu verringern, daß die Abgrenzung der beiden 
parallelen Mittel der strafrechtlichen Deliktsbekämpfung an Klar- 
heit zu wünschen übrig läßt. Wo ist mit der Beseitigung der 
Verbrechensursachen, mit der präventiven Prophylaxis einzugreifen, 
wo nur das repressive Strafinittel am Platze? Namentlich das 
Wesen der für vielfach rückfällige Verbrecher vorgesehenen Ver- 
wahrung erheischt eine ausgiebige Klärung. . . 

Aber auch sonst trägt der Stooßsche Entwurf den Stempel 
eines vernünftigen Kompromisses offenbar zur Schau. Es ist vor- 
nehmlich der Vollzug der Strafe, wo deren Vergeltungsgrund- 
lage ihre starre Einseitigkeit abstreift und den Anhängern der 
Zweckstrafe wertvolle Zugeständnisse bietet, die ihnen über die 
absolute Straf begründung sich hinwegzusetzen wesentlich erleichtern. 
So sehen wir dem Vorentwurfe neben der Stooßschen Vater- 
schaft den eifrigten Schweizerischen Vertreter der positiven Schule, 
Zürcher, aber auch den, nach keiner Richtung befangenen Gautier 
Paten stehen. In Wahrheit könnte das System des Schweize- 
rischen Vorentwiufes, so sehr sein Verfasser die Vergeltungsidee 
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als seinen Grundpfeiler hinzustellen sich bemüht, kaum noch in 
höherem Maße den Zweckgedanken in der Strafe zum Ansehen 
bringen. Und dies selbst, wenn man von den sichernden Maßnahmen 
absieht. Die Art, in welcher der Strafvollzug geregelt wird, gibt 
keinem Zweifel Raum, daß der Entwurf zur Bekämpfung des Ver- 
brechens in weitestem Maße den Besserungszweck der Strafe 
heranziehen will. Kann es doch tatsächlich kaum eine mehr 
sichere Gewähr für die ersehnte Verringerung der Kriminalität 
geben, als wenn die Strafe darnach angetan ist, das sittliche 
Niveau des Verurteilten zu heben. Die edukativen Einrichtungen 
des Strafvollzuges, noch vor 25 Jahren als schwindsüchtige Ge- 
fängnisreformideen, als ein wahrer Fluch einer krankhaft ver- 
zerrten Kultur gebrandmarkt, sie kommen nun zu neuen Ehren, 
neben der ergänzenden Erziehung, der Korrektionszucht und dem 
Verweise für jugendliche Täter kommen sie im progressiven Voll- 
zugssystem, namentlich in dem unerläßlichen Arbeitszwange, der 
zeitweiligen Isolierhaft, der bedingten Entlassung, aber auch in 
dem bedingten Straferlasse und der Rehabilitation zur Geltung. 
Daß der Schweizerische Vorentwurf gerade den Straf- 
vollzug in einer, den Anforderungen der heutigen wissenschaft- 
lichen Forschungsergebnisse entsprechenden Weise regelt, hierin 
liegt zweifellos einer seiner bedeutendsten Vorzüge 
gegenüber den Strafgesetzen so manchen Nachbarstaates. 
Die Eliminierung der verrufenen kurzen Freiheitsstrafen, eine em- 
pfindliche Erhöhung des Mindestmaßes von Freiheitsentziehung, 
insbesondere jedoch die scharferhöhte Rückfallsstrafe und die inten- 
sive Einweisung der wiederholt Rezidiven in das Verwahrungs- 
haus, sowie die ausdrückliche Hervorhebung, die Strafe sei nach der 
täterischen Schuld zu bemessen, sie bieten ihrerseits hinreichende 
Garantie, daß die Strafe unter der Einwirkung der im Vollzuge 
liegenden Besserungstendenzen nicht das Wesen eines dem Ver- 
urteilten zugefügten empfindlichen Übels einbüßen wird. So wird 
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auch dem Einwaiide die Spitze benommen, , sobald man das Er- 
fordernis der Bessenmg in die Strafe aufnimmt, müsse sich not- 
wendig deren eigentümlicher Gehalt verflüchtigen, an die Stelle 
des Übels trete die Wohltat und eine darin aufgehende Gefängnis- 
edukation müsse den Ernst der Strafe und damit die Furcht vor 
derselben beseitigen/*) Es dürfte kaum zu bezweifeln sein, daß 
der künftige Strafvollzug kraft des quantitativ gesteigerten Frei- 
heitsentzuges, aber auch zufolge der ihm inneUegenden nachdrück- 
lichen Willensbeugung des Verurteilten, der längeren obligatorischen 
Einzelhaft und des kategorischen Arbeitszwanges bei strammer 
gehorsamsgebietender Hausordnung auch für die abschreckende 
Wirkung der Strafe Raum lassen wird. Sie wird also auch 
fortan als Übel befunden und empfunden werden müssein. 
Nicht etwa darin wird sich ihre reformierende Bedeutung äußern, 
daß die Strafe nach dem Besserungsbedür&isse des Täters zu be- 
messen sein wird, vielmehr soll ihr Vollzug darnach angetan sein, 
daß sie nicht allein die Autorität des in Vergangenheit verletzten 
Gesetzes bekräftige, sondern durch Einwirkung auf den Ver- 
urteilten, durch seine Antreibung zur Selbsterkenntnis ihn auch 
in Zukunft von weiteren Schädigungen der gesellschaftlichen Ord- 
nung abhalte.*'*') Unleugbar vermag keine der vielen Theorien 
über die Strafbegründung, mit welchem Erfolge immer sie den 
anderen ihr Herrschaftsterrain strittig machen möge, das schließ- 



*) Sontag, Beitrftge znr Lehre von der Strafe, in ZeitBchr. für die ges. Straf- 
rechtswissenschaft, I, S. 489 ff. 

**) Vgl. von Schwarze, Die Freiheitsstrafe, Leipzig 1880: „Die Strafe soll 
ein Übel sein; sie soll als solche von dem Sträfling empfanden werden. Allein 
dies schließt nicht ans, daß das Ühel dem Sträflinge dergestalt fühlbar gemacht 
werde, daß er zugleich in seinem Innern gebessert und die Achtung vor dem 
Gesetze in ihm nicht bloß durch die Furcht, sondern auch durch die Überzeugung 
yon der Notwendigkeit und Berechtigung der Strafe und des Strafgesetzes wieder 
hergestellt werde. Der Sträfling soll die Strafe als ein verdientes Übel erkennen 
und in dieser Erkenntnis die Kraft gewinnen, ein gesetzmäßiges Leben zu führen." 
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liehe Ziel dauernd zu verwischen, das vom Strafv^oUzuge erwartet 
werden kann, die Wiederbefähigung des Verurteilten, nach 
seiner Befreiung sich an das rechtliche Gesellschafts- 
leben anzupassen. Auf dem praktischen Boden des Strafvoll- 
zuges in seinen mannigfachen Betätigungen wird es vorbehalten 
bleiben, die einzelnen Zwecke der verschiedenen Strafrechtstheorien, 
sei es vereinzelt, sei es nebeneinander zu verwirklichen und an 
den Ergebnissen des Strafvollzuges wird die Güte der Letzteren 
zur Erprobung gelangen. Also steht es für den Strafvollzug 
zweifeUos fest, daß er, wenn er auch dem Verurteilten das 
Leiden der Freiheitsentziehung durch ein hartes Regime allen 
Ernstes zur Vergegenwärtigung bringen soll, einem Zukunfts- 
werke dient, daß er sowohl die bereits durch den Täter ge- 
schädigte Gesellschaft am besten befriedigt, aber auch ihre 
Bechtsinteressen gegen künftige Gefährdungen am wirksamsten 
schützt, wenn er den Verurteilten zur besseren Einsicht zu bringen 
und ihr als gebessertes, nicht mehr gefährliches Mitglied zurück- 
zugeben vermag. Anderseits wird auch die Aufaahme der Siche- 
rungsmaßnahmen in ein Gesetz ganz besonders dazu geeignet 
sein, auch nach einer weiteren Richtung die Schärfen des Ver- 
geltungsprinzipes abzuschwächen: indem der Richter bei ihrer An- 
wendung die der Person des Täters anhaftenden Verhältnisse ge- 
wissenhaft prüfend ins Auge zu fassen sich gewöhnen wird, darf 
erwartet werden, daß er auch der Bemessung der Strafe nicht 
nur die juridische Bewertung des begangenen Deliktes, aber auch 
die subjektiven, in der Person des Täters zum Vorschein tretenden 
Elemente zu Grunde legen wird. ^^Durch diese fürsorgliche Tätig- 
keit" — so lesen wir in dem Berichte über den Vorentwurf*) — 
»wird der Strafrichter veranlaßt, sich nicht allein mit der Tat und 
ihren juristischen Merkmalen, sondern mehr als es bisher meistens 

*) Stooß, Bericht ttber den Vorentwurf zn einem SchweizeriBchen Straf- 
geaetzbnch nach den Beechltlssen der Expertenkommission, Bern 1899. 
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geschehen ist, mit dem Täter, seinem Vorleben und seinen Ver- 
hältnissen zu beschäftigen. Dadurch wird der Strafrichter vor 
juristischer Verknöcherung bewahrt und an das Menschliche des 
Verbrechens erinnert. Das wird für eine gerechte Würdigung 
der Schuld und fflr eine dem Gesetze entsprechende Bemessung 
der Strafe nur förderlich sein.' 

So sehen wir im künftigen Schweizerischen Strafgesetze 
ernste Strenge sich mit weiser Umsicht paaren: angemessene Re- 
pression und zielbewußte Prävention, dies sind die beiden Waffen, 
mit denen es sich zur Bekämpfung des Verbrechens rüstet. 



Es hat einst Schütze das Strafgesetz mit einem Januskopfe 
verglichen, dessen ein Antlitz dem erst debütierenden Delinquenten 
wohlwollende Nachsicht zeigt, wogegen das zweite dem aus- 
gemachten Verbrecher in drohendfinsteren Falten erscheint. Zur 
Vollständigkeit des Gleichnisses wäre nur noch anzuführen ge- 
wesen, da£ derselbe Verbrecher jene beiden Janusmienen vielfach 
mit kinematographisch schneller Aufeinanderfolge zu schauen bekam. 
War doch bisher die strafende Gerechtigkeit dagegen ohnmächtig, 
wenn oft derjenige, dem sich noch vor kurzem ihr friedliches Janus- 
antiitz nachsichtsvoll zugewendet, weil er erst am Rande des Ver- 
brechens stand, nur zu bald als verkommener Ejiminelle vor seine 
zomgefaltete Stirn wieder erschien. So war jener Vergleich nicht 
unzutreffend zu einer Zeit, wo die kühnen Hoffnungen, die man 
seit fast einem Jahrhunderte in die Wirkungen der Freiheitsstrafe 
zu legen gewohnt war, bittere Enttäuschung erfahren mußten. 
Leider ist er vielfach noch heute am Platz, wo unter den Ge- 
sichtern der Strafjustiz jenes vermißt wird, das dem Übeltäter 
mit ruhig imponierendem Ernst den Weg der Umkehr weisen 
würde, ihm zum Wohle und seinen Nächsten zum Schutze, wo 
allgemein Klagen laut werden, das Strafhaus sei eine Ziehstätte 
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des Verbrechens,'') die Strafe sei bisher nicht nur zwecklos, sondern 
geradezu verderblich, wo die erschreckende Rezidive in die Ge- 
sellschaft Alarm bringt und die kriminelle Jugend den Staat mit 
Bangen erfüllen muß. 

Das Strafgesetz der Zukunft fordert zu einem anderen Ver- 
gleiche auf. Kommt einmal der Schweizerische Bundesstrafkodex 
glücklich unter Dach, wird er unseren Blicken als ein dreitraktiges 
Bauwerk erscheinen, ein mächtiger Hauptbau, zu jeder Seite von 
einem Flügeltrakte flankiert. Der eine Seitenbau öfhet seine Tore 
jenen mehr unglücklichen als Schuldigen, die eher ein böses Ge- 
schick als ein vernünftiger Wille in die Arme des Verbrechens 
geworfen, der schlecht erzogenen und verwahrlosten Jugend, den 
gefährlichen geistig Minderwerten, den neurasthenischen Arbeits- 
scheuen, den Trunksuchtverfallenen, insgesamt beklagenswerten 
Opfern sozialer Mißstände, welch letzteren, weil sie im konkreten 
Falle ihre delikterzeugende Kraft erwiesen haben, die in ihrer 
Sicherheit hierdurch gefährdete Gemeinschaft mit entsprechenden 
Vorkehrungen entgegenzuwirken sich anschickt. Dies ist der Auf- 
bau jener vergewissernden Prävention, wo den künftigen Ver- 
brechen der Eingewiesenen vorgebeugt, aber gleichzeitig auch ihr 
eigenes Heil angestrebt werden soll — das Haus der sichernden 
Maßnahmen. Zum Inventare gehören hier die ergänzende Er- 
ziehung, Arbeitsgewöhnung, Heilung und — im äußersten Falle 
die Unschädlichmachung. 

In des anderen Flügels tiefernsten Gängen finden wir die er- 
fahrenen Hochschüler des Verbrechens, falls auch durch die nach- 
drücklichste Zucht nicht auf bessere Bahnen lenkbar, von der 
Bchutzbedürftigen Gesellschaft zu ihrer Sicherung zuverlässig ab- 



*) Zutreffend tat ein Staatsanwalt in Rom die Bemerkung, das Strafhaus 
gleiche einem Schakal: beide geben die yerschlnngene Nahrung wieder von sich, 
aber beide nehmen dieselbe zersetzt und ekelhafter wieder auf. (Rivista Pönale, 
1894, S. 516.) 
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gesondert, hier wird dem Abschäume der Verbrecherwelt, den gegen 
bisherige Strafen Unempfindlichen, den wiederholt Rückfälligen 
das entartete Handwerk gelegt. 

Umgrenzt von diesen beiden Seitenbauten ragt mäch- 
tig der Hauptbau empor: hier ist das Haus fUr die große Über- 
zahl jener sittlich Havarierten und in den Brandungen der Lebens- 
stürme schuldhaft Verunglückten, denen ein empfindliches Straf- 
leiden ihre Schuld zu Bewußtsein ftthrt, wo aber auch Selbst- 
erkenntnis und Insichkehr, Zucht und Ordnung, Arbeit und Hoffen 
ein Werk ethischer Aufrichtung verrichten; dies ist die Stätte 
unserer beiden Freiheitsstrafen für erwachsene voraussichtlich 
Besserungsfilhige — Zuchthaus und Gefängnis. 

Diese beiden Freiheitsstrafen bilden demnach den 
Kern des ganzen Strafsystems, die ordentlichen Straf- 
mittel gegen Verbrechen. Nach welchen Kriterien 
sollen nun Zuchthaus und Gefängnis, der Mittelpunkt in der 
Gesetzesanlage, diese beiden regelmäßigen und am häufigsten zur 
Anwendung berufenen Waffen des künftigen Strafkodexes, ge- 
schieden werden? Welche Gesichtspunkte sollen für die 
Differenzierung von Zuchthaus und Gefängnis nach ihrem 
inneren Wesen entscheidend sein? Wie soll sich deren 
äußere Abgrenzung gestalten? Nach welchen Grund- 
sätzen soll ihr Vollzug geregelt werden? Welche Be- 
deutung wird schließlich ihrer Abstufung für die son- 
stigen Bestimmungen des künftigen Gesetzes zukommen? 

Es ist die Aufgabe der gegenwärtigen Ausführungen, zur 
Lösung dieser Frage mit einem Versuche beizutragen. 



i 
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L Wesen der inneren Scheidung von Zuchthaus 

und Gefängnis. 

Es liegt darin die Kundgebung eines gesunden Volksurteiles, 
daß die öffentliche Anschauung einer Abstufung der strafbaren 
Handlungen nach einer gewissen Wertvergleichung allzeitig ein 
sicheres Verständnis entgegenbringt. Einer solchen Nuanzierung 
entspringt auch die Scheidung der Strafarten in den Strafgesetzen. 
Nachdem bis zum vergangenen Jahrhunderte vorzugsweise der Wert 
des durch die Tat verletzten Rechtsgutes den Maßstab dieser 
Trennung abgegeben hatte, gelang|^schlie&lich die Ansicht zum 
Durchbruche, bei der Beurteilung eines Verbrechens habe mehr 
als der äußere Erfolg auch die innere Beschaffenheit des 
Täters zu Worte zu kommen. Seit es nun außer Zweifel steht, 
das Phänomen des Verbrechens finde vielfach in den sozialen Zu- 
ständen seine Erklärung, gesellschaftliche Einflüsse ziehen oft den 
Täter in ihren imperiosen Bann, wurde jene Anschauung geradezu 
zur Höhe eines Dogmas erhoben. Mehr als die objektive Erfolgs- 
abwägung soll fortan die ethische Bewertung, die Gesinnung 
des Täters der Straf bestimmung zu Orunde gelegt werden. Denn nicht 
der schwere Erfolg ist es, der den Täter zum schweren Verbrecher 
stempelt, sondern die verächtliche Denkungsart, die durch die 
schwere Tat zum Vorschein gekommen und aus der diese hervor- 
gegangen ist. Wenn zwei Genossen ihren zwei Gegnern aufzu- 
lauern verabreden, und jeder nur eine Verletzung am Arm mit 
dem Messer beizubringen vor hat und auch nur gegen diesen zielt, 
erscheint wohl die Gesinnung desjenigen, dessen Stich infolge einer 
unerwarteten Bewegung dem Überfallenen in die Lunge dringt, des- 
halb nicht mehr verächtlich als die des anderen Angreifers, der 
sein Ziel, den Arm, nicht verfehlt hat. Nicht unserem RechtsgefQhle, 
wie wir uns vortäuschen, sondern nur einem brutalen, vielleicht 



— 12 — 

unbewußten Rachebedürfnisse vermag es zur Befriedigung zu ge- 
reichen, wenn in diesem Falle nach deutschem Rechte der Täter, 
der unbeabsichtigt ein wenngleich unvorhersehbares schwereres 
Unheil gestiftet hat, mit Zuchthaus büßen soll, wogegen der andere 
mit Gefängnisstrafe abkommen wird, nur doktrinäre Verbohrtheit 
kann es gutheißen, wenn nach österreichischem Rechte der Dieb, 
der eine Uhr entwendet hat, ohne ihren Wert zu kennen, weU 
sie zufällig nur neunundvierzig Kronen wert war, nur wegen 
Übertretung verurteilt werden kann, wogegen er, wenn der Schaden 
fünfzig Kronen betragen hätte, wegen Verbrechens schwerem 
Kerker verfallen wäre. 

In letzter Zeit häufen sich auf jener Basis der ethischen 
Würdigung des Täters die Theorien einer solchen Strafenabgrenzung; 
so wurde die Demarkationslinie hier zwischen gefährlichen und 
minder gefährlichen, zu fürchtenden und solcher, die es nicht sind, 
bald wieder zwischen antisozialen Rechtsbrüchigen und solchen, 
die noch dem gesellschaftlichen Rechtsleben angepaßt bleiben, da 
wiederum nach mehr oder minder lauteren Motiven, nach gelegent- 
licher Verübung und eingewurzeltem verbrecherischem Hange, nach 
Besserungsfähigkeit oder Unverbesserlichkeit gezogen. Die meisten 
unter diesen Grenzen lassen sich jedoch vielfach entweder gar 
nicht feststellen oder sie erweisen sich als unzuverläßlich. 
PiO ^*® speziell die Inkorribilität betrifft, erheischt deren An- 

nahme schon darum besondere Vorsicht, weil sie ohne Abbüßung 
mehrerer in ihrem Nachdrucke unterschiedlicher Strafen schwer 
nachzuweisen ist und weil auch sonst die möglichen Wandlungen 
einer Menschenseele sich oft unserer Voraussicht entziehen. Mit 
Recht hat sich darum der Schweizerische Vorentwurf auf den 
Standpunkt gestellt, die Vermutung der Unverbesserlichkeit könne 
nur durch die Wirkungslosigkeit wiederholter, zweckmäßig vollzogener 
Freiheitsstrafen begründet sein, in allen anderen Fällen sei dem 
Täter die Besserungsfähigkeit nicht abzusprechen. 



I 
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Die Besserungsfähigkeit des Täters will namentlich Sichart 
der Scheidung zwischen Zuchthaus und Gefängnis zu Grunde legen,*) 
indem er das Gefilngnis als Besserungsstrafe, das Zuchthaus hin- 
gegen als Sicherungsstrafe in Vorschlag bringt. Durch die Zucht- 
hausstrafe will er ausgesprochen wissen, daß mit Rücksicht auf 
die ünverbesserlichkeit des Verbrechers von einer Aussöhnung 
zwischen ihm und der Gesellschaft abgesehen und vielmehr durch 
Unschädlichmachung nur noch seine Sicherung verfolgt werden 
müsse, die Umkehr könne hier höchstens nur noch von der ab- 
schreckenden Wirkung der Strafe erhofft werden. „Gefängnis 
und Zuchthaus sollen sich durch das Maß des zu übenden Straf- 
zwanges von einander unterscheiden, dieser aber durch den vom 
Verbrecher ausgehenden Widerstand, durch seine EorrigibUität 
oder Inkorrigibilität bestimmt werden.'' Um Unverbesserlichkeit 
annehmen zu können, bedarf es jedoch, wie oben erwähnt, des 
wiederholten Rückfalles. Sicharts Abgrenzung wird deshalb auf 
eine Strafscheidung für Unbescholtene oder wenig Vorbestrafte, 
für welche das Gefängnis bestimmt sein soll, und für Rückfällige, 
die Kandidaten des Zuchthauses, hinauskommen. Wurde früher die 
subjektive Beschaffenheit des Täters infolge der ausschließlichen 
Bewertung der materiellen Tat außer Acht gelassen, soll man nun in 
das andere, nicht minder bedenkliche Extrem verfallen und jegliche 
juridische Abschätzung der objektiven Schwere einer strafbaren Hand- 
lung gänzlich von sich weisen. Ein bisher Unbescholtener ist arbeits- 
los und begeht in seiner Not einen Raub: man wird zögern, ihn ins 
Zuchthaus zu sperren, da man ihn, weil er ja nicht vorbestraft ist, 
für besserungsfähig halten wird. Ein kleiner aus Not zur Tat getrie- 
bener Stehler, der wiederholt wegen Diebstahls gestraft worden ist, 
wird hingegen mit Rücksicht auf seine Vergangenheit nicht ins Ge- 
fängnis, sondern ins Zuchthaus wandern müssen. Gefilngnis soll also 

*) Sichart, Beiträge zur Lehre Ton der Schuld und von der Strafe, in 
Zeitschr. für die ges. Strafrechtswissenschaft, 1898. 
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die regelmäßige Strafe für alle nicht wiederholt rückfälligen Ver- 
brecher sein. Hier werden fortan der Ehebrecher mit dem nicht 
rezidiven Notzüchtiger, der Teilnehmer an einer Rauferei mit dem 
bisher unbestraften OiftmOrder, der Duellant mit dem Brandleger, 
der Münzfälscher mit dem unlauteren Eonkurrenten ihre Strafe 
abbüßen, sofern sie nur alle der Strafjustiz bis dahin wenig 
zu tun gegeben haben. Heifit dies nicht die Achtung vor der 
Strafgerechtigkeit beim Volke untergraben? Oder wird man zu 
behaupten wagen, ein Oiftmörder, Münzfalscher oder Einder- 
schänder seien schon mit Hinblick auf ihre Untat als unverbesser- 
lich zu betrachten? Dies wäre nicht nur grundfalsch, aber es 
wäre auch der Rückkehr zur exklusiven Tatwürdigung nach der 
Schwere des Deliktes gleichbedeutend, der Strafbemessung nach 
Bewertung des verletzten Rechtsgutes, welcher ausschließliche Ge- 
sichtspunkt mit dem Stande der heutigen Strafrechtswissenschaft 
nicht mehr vereinbar ist. Eine derartige Bewertung käme auch 
nicht der Unterscheidung nach der Gefilhrlichkeit des Täters nahe, 
die wohl viel eher als Basis der Strafabstufung zu dienen An- 
spruch erheben könnte. So kann z. B. ein Gewohnheitsdieb ge- 
fährlicher sein als ein passioneller Totschläger. 

Daß ein dringendes Bedürfiiis vorherrscht, für Verbrecher, 
die unverbessert von Strafe zu Strafe wandern, mit besonders 
nachdrücklicher Repression einzugreifen, die, falls sie ebenfalls 
nicht abzuschrecken im stände sein wird, doch für lange Zeit die 
AusschUeßung des Verbrechers aus der Gemeinschaft, seine Un- 
schädlichmachung erzielen wird, steht allerdings außer Zweifel. 
Diesem Bedür&isse trägt denn auch der Schweizerische Vor- 
entwurf durch die Verwahrung vielfach Rückfälliger gebührend 
Rechnung, ohne jedoch hierbei auf eine notwendige weitere Elassi- 
fizierung der nicht mehrfach rezidiven Verbrecher und eine ihr 
entsprechende Strafenabstufung zu verzichten. Hier ist es also 
die Verwahrung, die sich vornehmlich durch das außerordentliche 
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Maß des Strafzwanges von der ordentlichen Verbrechensstrafe 
unterscheidet, für sie wird auch hier die bisherige Inkorrigibilität 
bestimmend sein. Doch ist auch innerhalb der ordentlichen Ver- 
brechensrepression die Vornahme einer Scheidung unter den Tätern 
unerläßlich, damit nicht der leichtere Fehltritt mit demselben Maße 
wie die abscheulichste Untat gemessen werde. 

. Auch die Beweggründe, aus denen ein Verbrechen hervor- 
gegangen ist, sind nicht geeignet, einer solchen Scheidung als 
Grundlage zu dienen. Die wissenschaftlichen Erörterungen über 
den Begriff des Motives haben keineswegs den Beweis erbracht, 
daß die Bewertung des Tatmotivs jener verläßliche Orundpfeiler 
wäre, auf dem die ethische Scheidung unter den Verbrechern und 
demgemäß die Abgrenzung der Freiheitsstrafen mit Beruhigung 
aufgebaut werden könnte. Man versteht unter Motiv die Vor- 
stellung eines ungestillten Bedürfnisses, die den deliktuosen Willen 
in Bewegung bringt. Das unliebsame Gefühl jenes unbefriedigten 
Bedürfnisses bemächtigt sich des Bewußtseins, indem es die Vor- 
stellung von der Dienlichkeit der Verwirklichung bestimmter Delikts- 
merkmale zu dessen Genugtuung erzeugt, diese Vorstellung bringt 
sodann den Willen in Gang. In diesem Stadium der Wülens- 
entfaltung erleidet jedoch der Motivbegriff eine Trübung. War 
nämlich jenes Unlustgefühl im Verhältnisse zur Vorstellung Motiv, 
verwischt sich dasselbe nunmehr im Verhältnisse zum Willen als 
Zweck. Wird nun oft jenes Gefühl, solange es auf die Vorstellung 
gewirkt hat, mit dem Wollen, das diese erzeugt hat, vielfach auch 
gleichen Inhalt haben, d. h. werden sich auch oft Motiv in der 
Vorstellung mit dem Motiv im WoUen, dem Zwecke, decken, kann 
dieses letztere häufig weit über das erstere hinausgehen. Für die 
genaue Beurteilung des Motives fehlt uns somit ein sicherer An- 
haltspunkt, es sei denn, man wollte in jedem einzelnen Falle alle 
im Vorsatze mitspielenden nächsten Beweggründe mit den noch 
80 entfernten Endabsichten des Täters einer Durchschnittsbewertung 
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unterziehen. Einer solchen Aufgabe wäre jedoch selbst der er- 
fahrenste Psychologe kaum gewachsen. Wie oft bleibt aber auch 
das richtige Motiv unentdeckt! Ein reicher geiziger Oreis läfit seine 
Familie darben. Ein Freund der letzteren, von ihrem Elend ge- 
rührt, tötet den alten Mann, damit der Familie dessen Nachlaß 
zufalle. Er lä&t sich aber auch aus diesem eine beträchtliche 
Summe zurückzahlen, die er der Familie in deren Bedrängnis ge- 
liehen hat. Ein angesehener Familienvater begeht ein Sittlichkeits- 
delikt; um von der Familie den Skandal einer öffentlichen Ver- 
handlung abzuwenden und denOatten der Verurteilung zu entziehen, 
reicht ihm seine Gattin ein Gift und fingiert einen Selbstmord des 
Getöteten. Sie hat jedoch, als sie sich mit dieser Mordabsicht 
herumtrug, den Gatten bewogen, zu ihren Gunsten eine beträchtliche 
Lebensversicherung einzugehen.*) Welche immense Erfahrung, wie 
viel tiefe Seelenkenntnis gehört häufig dazu, bei Würdigung der 
sittlichen Beschaffenheit des Täters mit dem Motivbegriffe zu 
operieren! Für die menschliche Psyche gibt es keine Röntgenstrahlen. 
Muß sich ja ferner der Täter selbst hinsichtlich des eigentlichen 
vorwiegenden Motives nicht im klaren sein! Schließlich wird in 
vielen Fällen auch das beachtungswerteste, ja selbst ein lobens- 
würdiges Motiv die Verächtlichkeit der Tat, zu der es geführt hat, 
nicht herabmindern können. Denken wir uns etwa, jener Freund habe 
den reichen Geizhals einzig darum ermordet, damit dessen an Ent- 
behrungen leidende Familie aus der Not gerettet werde. Bei einigen 
Delikten wird das Motiv überhaupt nur ein verächtliches sein können, 
so z. B. bei den meisten Sittlichkeitsdelikten. In solchen Fällen müßte 
das Scheidungskriterium des Beweggrundes für die Bestimmung 
der Strafe gänzlich versagen, wollte man nicht jegliche unzüchtige 
Handlung gleich mit Zuchthausstrafe belegen. So ist v. Liszt bei- 
zupflichten, es sei „nur durch den völligen Mangel an begrifflicher 

*) Bekanntlich hat ein nicht nnfthnlicher sensationeUer FaU in Frankreich 
yor kurzem die Gremttter beschäftigt. 
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Klarheit zu erklären, wenn man meint, in der Berücksichtigung 
des Motivs den Grundstein für den Aufbau des strafrechtlichen 
Systems gefunden zu haben/ 

Überraschenderweise hat gerade ein rühriger Vertreter der 
Vergeltungsidee, van Calker, der Berücksichtigung der mehr oder 
minder intensiven verbrecherischen Gesinnung des Täters 
das Wort geführt. Je nach der Gesinnung, aus der das Verbrechen 
entsprungen ist, soll eine entehrende oder eine nicht entehrende 
Freiheitsstrafe verhängt werden. Mit van Calker polemisierend 
bekämpft v. Liszt die Begriffe der ehrlosen und nicht ehrlosen 
Gesinnung als unklar und als Grundlage für das Strafensystem 
direkt falsch. Bekannt ist v. Liszts Standpunkt, die Scheidung 
der Strafen habe auf Grund sozialethischer Würdigung der Straf- 
taten zu erfolgen, welche Ansicht in seinem Gutachten über die 
Frage, nach welchen Grundsätzen die Revision des Strafgesetz- 
buches in Aussicht zu nehmen sei, eine der wichtigsten Thesen 
bildet.'*') Für das Strafrecht könne es sich immer nur darum 
handeln, wie sich der Verbrecher zur Rechtsordnung stellt. 
„Die verbrecherische Gesinnung ist die rechtswidrige, oder, was 
dasselbe sagen will, die antisoziale Gesinnung. . . . Das deutsche 
Strafgesetzbuch der Zukunft muß sich auf den sozialethischen 
Standpunkt stellen, wenn es unser heutiges Rechtsbewußtsein be- 
friedigen soll. Nach seinem Unwert für die GeseUschaftsordnung, 
d. h. für die Rechtsordnung, ist das Verbrechen zu beurteilen. 
Nicht die Ehrlosigkeit, sondern die antisoziale Richtung, die 
Richtung gegen die Lebensgüter der Gesellschaft, kennzeichnet 
objektiv das Verbrechen ; nicht die Unehrenhaftigkeit, sondern die 
antisoziale Gesinnung kennzeichnet subjektiv den Verbrecher. '^ 
So richtig diese Prämisse ist, bereitet das Ausbleiben des logischen 
Schlusses, den man daraus zu folgern berechtigt wäre, eine Ent- 
täuschung. Wenn v. Liszt als obersten Grundgedanken, von dem 

*) Verhandlimgeii des XXVI. Deutschen Jmistentages, Bd. I, 259. 

Spira, Dr. BmÜ, Die Zachthftiu- nnd Oefingniastrafe. 2 
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die gesamte Strafgesetzgebung ausgehen soll, den richtigen Satz 
hinstellt, es sei „bei der Bestimmung der Strafe nach Art und 
Maß, in Gesetz und Urteil, mehr Gewicht zu legen auf die innere 
Gesinnung des Täters als auf den äußeren Erfolg der Taf , wenn 
er die verbrecherische Gesinnung des Täters als entscheidend für 
Art und Maß der Strafe erachtet und in der antisozialen Ge- 
sinnung subjektiv den Verbrecher gekennzeichnet sieht, was ist 
da mehr naheliegend, als daß vor allem die Art der Freiheits- 
strafe nach der Intensität dieser antisozialen Gesinnung bestimmt 
werden sollte. Nachdem er kurz vorher'*') als den einzig richtigen 
Weg die Erkenntnis proklamiert, daß für Art wie fOr Maß der 
Strafe einzig die Intensität der verbrecherischen, d. h. der anti- 
sozialen Gesinnung des Täters den grundsätzlichen Maßstab ab- 
geben kann, läßt v. Liszt gerade bei der Wahl der Straf art, 
wo also der subjektiven Kennzeichnung des Täters, seiner anti- 
sozialen Gesinnung, am meisten Rechnung zu tragen ist, diese 
Theorie im Stiche, indem er zugibt, „bei der Wahl zwischen 
Zuchthaus und Gefängnis mag zunächst, wie im geltenden Recht, 
die Schwere der Tat, ohne Berücksichtigung der Gesinnung des 
Täters den Ausschlag geben ''*'*') Wir stimmen vollkommen mit 
van G alker eben darin überein, daß gerade bei der Wahl der 
Strafart vornehmlich die Gesinnung des Täters entscheidend sein 
solL Der Schwere des äußeren Erfolges soll hingegen ausschließ- 
lich für das Strafmaß innerhalb der Strafart Bedeutung eingeräumt 
werden. Was v. Liszt vermissen läßt, ist eben die Verwertung 
der Intensität der antisozialen Gesinnung, deren ausschlaggebendes 
Gewicht er als den Grundgedanken der Reform hervorhebt, bei 
der Wahl der Strafart. Antisozial und rechtswidrig sind, wie er 
selbst erklärt, identische Begriffe. Insofern ist also jede strafbare 
Handlung ohne Ausnahme, selbst die leichteste Übertretung, anti- 

*) ibidem 286. 
♦♦) ibidem 291. 
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sozial, weil sie der Sicherheit der gesellschaftlichen Interessen, 
der Unversehrtheit der Bechtsgüter zuwiderläuft. Ist nun eine 
strafbare Handlung objektiv umsomehr antisozial, je mehr sie 
die Rechtsordnung gefährdet, wird es an einem verläßlichen Grad- 
messer fehlen, um die größere oder mindere Intensität der sub- 
jektiven antisozialen Gesinnung abschätzen zu können. Der flüchtige 
Bankdirektor, Inhaber hoher Ehrenstellen, die er auch verdienstvoll 
bekleidet hat, begeht eine Millionendefraudation; eine dürftige 
Waschfi^au, die ihre vielen verwaisten Kinder zu ernähren und 
darunter kranke zu verpflegen hat, hat wiederholt die ihr an- 
vertraute Wäsche von nicht bedeutendem Werte unterschlagen 
oder entwendet, um ihre drückende Not zu mildem. Jemand sucht 
den guten Ruf einer einzigen geachteten Person zu untergraben; 
ein galanter Wüstling geht darauf aus, möglichst viele Ehen zu 
brechen. Glück und Ehre möglichst vieler Gatten zu zerstören. 
Wo ist da intensivere antisoziale Gesinnung vorhanden, beim bisher 
unbescholtenen Bankdirektor oder bei der vielfach rückfälligen 
Diebin, beim einmaligen schweren Verleumder oder beim vielseits 
gefOrchteten wüsten Don Juan? 

Die antisoziale Tat und die antisoziale Gesinnung werden nicht 
immer mit demselben Maßstabe gemessen werden können. Für 
jene ist der äußere Erfolg, für diese das subjektive Urteil des 
Täters, was er für rechtswidrig, was für rechtmäßig hält, ent- 
scheidend sein. So muß eine noch so intensiv antisoziale Tat nicht 
auch notwendig auf eine intensiv antisoziale Gesinnung hinweisen. 
Der durch selbstlose Aufopferung berühmte und verdienstvolle 
Operateur, der in der Wunde des Patienten eine Pinzette vergessen 
hat, hat dessen Tod, also einen verhängnisvoll schweren antisozialen 
Erfolg verschuldet, ist er nicht dennoch vor der Zumutung einer 
gesteigerten antisozialen Gesinnung gefeit? Man braucht hierbei 
nicht allein auf ein noch so gröbliches und folgenschweres Fahr- 
lässigkeitsdelikt zu denken. Wer die Gebrechen einzelner politischer 
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Parteien, Kasten oder Gesellschafteschichten mit erbarmungsloser 
Feder peitscht und trotz Verurteilung seine mannhafte bessere 
Überzeugung zu verfechten nicht aufhört, mag durch seine mafi- 
losen Angriffe noch so antisozial gehandelt haben, hat er darum 
auch intensiv antisozial gefühlt? Gavallotti hatte ungezählte blutige 
Duelle ausgefochten, bevor er in deren letztem sein tragisches 
Ende fand, kann man etwa darum dem begeisterten Patrioten 
und gepriesenen Dichter eine besonders intensive antisoziale 
Denkungsweise nachsagen? Tolstoj hat den Ejieg verdammt 
und seine Volksgenossen mit flammenden Worten öffentlich zur 
Verletzung des Fahneneides aufgefordert, ohne Zweifel war seine 
Tat im Sinne der heute vorherrschenden Rechtsanschauungen 
eine im höchsten Grade antisoziale; sie verstößt nicht nur gegen 
das heute noch allgemein anerkannte völkerrechtliche Prinzip, 
wonach die Staaten ihre Streitigkeiten mit den Waffen austragen 
können, sie enthält nicht nur Aufreizung zum Soldatenungehorsam, 
zur Desertion, aber sie ist auch in hohem Grade geeignet, die 
Sicherheit seines Staates in schwerer Stunde aufs schwerste zu 
beeinträchtigen; zweifellos begründet seine Tat eines der schwersten 
Verbrechen — wer wird es aber wagen, auch Tolstojs Gesinnung 
als in hohem Grade antisozial hinzustellen? — 

Soll aber etwa der Begriff antisozial in gleichberechtigter 
Bedeutung auf die äufiere Tat wie auf die innere Gesinnung an- 
gewendet werden, müßte, mit anderen Worten, je intensiver 
jemand durch sein rechtewidriges Handeln die Rechteordnung be- 
droht hat, er auch eine um so intensivere rechtewidrige Gesinnung 
bekundet haben, dann hieße dies zur überwiegenden Bewertung 
der strafbaren Tat nach dem Erfolge und zur Abstufung der Strafen 
nach dem Werte des verletzten Rechtegutes zurückkehren, einer 
Anschauung, die das Privilegiimi einer nicht mehr haltbaren 
Theorie gebildet hat und die gewiß v. Liszt unter den allerersten 
mit der ganzen Energie seines illustren Geistes zurückweisen würde. 
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Antisozialität oder die Rechtswidrigkeit der Tat ist das ge- 
meinschafüiche Kriterium aller Deliktshandlungen ohne Unterschied, 
durch den besonders intensiven Grad der Bechtswidrigkeit sind 
nur die Verbrechen im engeren Sinne von anderen strafbaren 
Handlungen unterschiedlich gekennzeichnet. Soll jedoch eine Schei- 
dung unter den Verbrechern selbst platzgreifen, kann sie einzig 
auf Grundlage der ethischen Beurteilung der täterischen 
Gesinnung erfolgen, die durch jene antisoziale Tat zur 
Äusserung gelangt. Entschieden ist van Calker mit dem 
Heranziehen des Begriffes der ehrlosen und nicht ehrlosen Ge- 
sinnung einer solchen Abgrenzung am nächsten gekommen. Wird 
durch V. Liszt eingewendet «man könne ein verächtlicher Schuft 
sein, ohne Verbrecher zu werden', ist dies gerade so richtig, wie 
daß man durch eine noch so sehr antisoziale Gesinnung abstofien 
kann, ohne sich deshalb ein Verbrechen zu Schulden kommen zu 
lassen. Es ist keineswegs notwendig, dafi dasselbe Kennzeichen, 
welches die deliktuose Handlung von der nicht deliktuosen ab- 
grenzt, auch geeignet sein müsse, «um innerhalb des Gebietes der 
verbrecherischen Handlung Art und Maß der Strafe zu bestimmen*. 
Worauf es ankonmit, ist vielmehr, daß die ethische Gesinnung, 
die durch das begangene Verbrechen an den Tag gelegt 
wird, als Kriterium für eine solche Bestinmiung dienlich gemacht 
werde. Nicht darnach wird gefragt, ob jemand ein Verbrecher 
sei, weil er verächtlichen Charakter hat, sondern ob durch die 
Begehung eines bestimmten objektiv schweren Verbrechens seine 
verwerfliche Gesinnung bekundet worden ist oder nicht: nm* im 
ersteren Falle ist der Täter für das Zuchthaus reif, im letzteren 
ist seine Einsperrung im Gefängnis die hinreichende Strafart. Daß 
der Begriff der , ehrlosen" Gesinnung kein exakter ist, fällt wohl 
weniger aufs Gewicht, — auf die subjektive Gesinnung angewendet 
wird auch die Abstufung der verschiedenen Intensitätsgrade des 
Begriffes „antisozial" den gleichen Mangel aufweisen. Die Gesin- 
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nung als ein psychologischer, von unserem Urteile nicht immer 
genau erfaßbarer innerer Zustand eines Dritten kann nicht mit 
mathematischer Genauigkeit unserer exakten Bewertung unter- 
zogen werden. Wohl aber verfällt van Calker nach einer an- 
deren Richtung in einen doppelten Irrtum. Indem er empfiehlt, 
,bei allen Delikten, die überhaupt mit Freiheitsstrafen belegt 
werden sollen '^y sei wahlweise eine entehrende und eine nicht ent- 
ehrende Freiheitsstrafe anzudrohen*) und die Wahl je nach der 
Gesinnung, aus der das Verbrechen entsprungen ist, zu bestimmen, 
geht er wohl von der nicht zutreffenden Voraussetzung aus, daß es 
kein Delikt gibt, das nicht auch ausnahmsweise aus einer nicht 
ehrlosen Gesinnung hervorgehen könnte, unsere Phantasie ist 
wahrlich nicht kühn genug, um uns vorzustellen, daß Notzucht, 
Einderschändung, Blutschande, Anhaltung der eigenen Gattin oder 
Tochter zu gewerbsmäßiger Unzucht, vorsätzliche Verbreitung an- 
steckender Krankheiten und noch manch anderer Deliktstatbestand 
je den Ausfluß einer anderen als verächtUchen Gesinnungsart dar- 
stellen könnten. 

Den anderen Fehler, der in der von van Calker vorge- 
schlagenen parallelen Dauer der beiden nach der täterischen 
Gesinnung zu bestimmenden Strafarten, nach ihm Zuchthaus 
und Haft, erblickt werden muß, hat bereits v. Liszt richtig her- 
vorgehoben. „Wenn wir eine bestinmite Straf art charakterisieren 
wollen, so wird ihr Maß dabei nicht völlig unberücksichtigt bleiben 
dürfen. Wenn wir etwa vierzehn Tage Zuchthaus im Sinne der 
van Galk ersehen Vorschläge und lebenslange Haft nebeneinander 
stellen und vergleichen, so wird der Unterschied der beiden Strafen 
nicht bloß als ein quantitativer, sondern als ein qualitativer er- 
scheinen ; und zwar ganz so in der Anschauung des ganzen Volkes, 
wie in der des einzelnen Verbrechers, der die Strafe erleidet. Aber 
gerade umgekehrt als van Calker sich das vorstellt: Die lebens- 

*) van Calker, Strafrecht und Ethik, Leipzig 1897, S. 29. 
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lange Haft wird als die ungleich schwerer§|, nicht als die leichtere 
Straf art von allen Seiten angesehen und empfunden werden/ 

Aber auch die Bezeichnung der „ehrlosen'' ließe sich immer- 
hin richtiger durch „perverse oder verwerfliche" Gesinnung 
ersetzen. Liegt der Begriff der Ehrlosigkeit in der Yerwirkung des 
Anspruches auf die objektive Achtung der Mitmenschen infolge 
Abganges der eigenen sittlichen Würde, scheint uns das Krite- 
rium der Perversität, der Verwerflichkeit, die sich aus einer ver- 
brecherischen Handlung ergibt, der Beziehung zwischen der Tat und 
der Gesinnung in mehr ausgesprochener Weise Rechnung zu tragen. 
Die Bezeichnung sittliche Perversität, d. i. ein verkehrtes Verhalten 
des Täters zur ethischen Ordnung, deutet in der volksüblichen An- 
schauung darauf hin, dafi sich jener Mangel der subjektiven sittlichen 
Würde besonders nachdrücklich auf dem Gebiete des Gefühls- oder 
Gemütslebens äußert. Der perverse Täter hat denn auch mit Hin- 
blick auf das begangene Verbrechen nicht nur sich in Gegensatz zur 
B>echtsordnung gestellt, er hat nicht bloß antisozial gehandelt, er 
hat vielmehr auch von einer verächtlichen Abgestumpftheit seines 
sittUchen Fühlens den Beweis erbracht. Der Begriff antisozial 
hingegen ist wohl ausschließlich zur Schätzung des rechtlichen 
Unwertes, nicht jedoch zur Bezeichnung der sittlichen Gesin- 
nungsweise des Täters geeignet. Und gerade an der letzten tut 
es not, wenn überhaupt zwischen den Rechtsbrüchigen geschieden 
werden soll. Antisozial ist nur das Attribut für jene Taten, die 
auf strafbare Art der Rechtsordnung zuwiderlaufen, doch muß 
nicht notwendig jede antisoziale Tat stets auch eine antisoziale 
Gesinnung zum Vorscheine bringen. Aber auch dort, wo dem so 
ist, wo durch das Verbrechen eine antisoziale Gesinnung zur Äuße- 
rung gelangt ist, steht zwar immer fest, daß der Täter etwas 
Rechtswidriges, Unerlaubtes, nicht jedoch, daß er auch etwas Ver- 
ächtliches begangen hat, mit anderen Worten, die antisoziale Ge- 
sinnung bedeutet stets einen Mangel rechtlicher, nicht jedoch 
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stets einen Mangel aittlicher Gesinnung. Der perverse 
Charakter hingegen gibt zweifellos Kunde davon, daß 
den Verbrecher nicht nur ein Defekt rechtlicher, aber 
auch der Abgang sittlicher Gesinnung kennzeichnet. Dieses 
Vorhandensein oder der Mangel einer perversen täterischen Gesin- 
nung, wie sie durch das begangene Delikt zur Äußerung kommt, 
wird jenes Scheidungsmerkmal sein, das berufen ist, den Mark- 
stein zwischen der Zuchthaus^ und der Gefängnisstrafe darzustellen. 
Mit aller Entschiedenheit ist die Behauptung zurückzuweisen, dafi 
schlechte Gesinnung noch keine Unterscheidung in der Strafe, 
9 keine Verschärfimg der gewöhnlichen Freiheitsstrafe (d. i. des 
Gefängnisses in Zuchthaus)*) notwendig macht." Soll etwa die- 
selbe Strafe fOr Raubmord wie für die schimpfliche Verletzung des 
fremden Staatswappens geboten sein, dann ist in der Tat schwer 
einzusehen, warum nicht dieselbe Strafe auch noch auf fahrlässige 
falsche Beurkundung, oder selbst auf eine leichte Verbalinjurie, Tier- 
quälerei und andere Übertretungen erstreckt werden dürfte. Wie 
könnte doch der Staat nach diesem Rezepte das Strafsystem be- 
quem einrichten! wäre ja schließlich auch noch für die ünter- 
suchungshäftlinge und die jugendlichen Sträflinge im Gefängnisse 
Platz. Es würden wahrlich nur noch Irrsinnige und öffentliche 
Dirnen darin fehlen, um das beschauliche retrospektive Bild des 
mittelalterlichen Gefängniswesens unseren Blicken in ziemlicher 
Vollständigkeit vorzuführen. 

Das zuverlässigste Kriterium für die Vornahme einer 
Sonderung unter den abzustrafenden Delinquenten bildet 
also die Gesinnung, das sittliche Konterfei des Täters, 
welches durch die konkrete an sich schwere strafbare 
Handlung in Erscheinung tritt. Jedes objektiv schwere 
Delikt vermag zumeist das Innere des Täters insoweit zu ent- 
decken, daß es sich mit Bezug auf jenes leicht erkennen läßt, 

♦) Sichart, a. 0. S. 325. 
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wenn es an und für sich seinen perversen Charakter, seine ver- 
werfliche Gesinnung offenbart. Tritt zur antisozialen Tat 
noch ein höherer Defekt sittlicher Gesinnung hinzu, ist 
die Tat nicht nur gesetzlich verpönt, sondern auch mora- 
lisch verwerflich oder schändlich, wird gegen den Ver- 
brecher Zadithans zu verhängen sein. Kandidaten des 
Zuchthauses werden also nur jene Täter sein, deren 
materiell schweres Verbrechen einen höheren Grad sitt- 
licher Verkommenheit, eine korrupte Seele bekundet. Wo 
hingegen ein materiell noch so schweres Verbrechen von 
einer Gesinnungsverworfenheit des Täters nicht Kunde 
gibt, wo die antisoziale Tat nicht auch ethisch korrupt 
ist, dort wird der Verbrecher mit Gefängnis zu strafen sein. 
Nach diesem Gesichtspunkte wird also gerade bei der Scheidung 
der Strafart die ethische Individualität des Täters, wie sie aus 
dem Verbrechen erhellt, das richtige Kriterium zu bilden haben. 
Die Hebamme oder der Apotheker, die um schnöden Gewinn einer 
Abtreibung der Leibesfrucht sich schuldig machen, werden anders 
behandelt werden müssen als der befreundete Arzt, der sich zu 
derselben Tat aus dem Grunde herbeiläßt, weil der Vater des 
Kindes zur Zeit der Zeugung mit venerischer Krankheit behaftet 
war und er die düsteren Befürchtungen der Mutter teilt; wer in 
drückender Not zu einer betrügerischen Handlung Zuflucht ge- 
nommen hat, anders als der Hochstapler, der sein ganzes Sinnen 
nur auf sein unehrliches Fortkommen verlegt; der geübte Hau- 
degen, der es mutwillig auf einen Zweikampf abgesehen hat, weil 
er seine Waffe mit untrügerischer Sicherheit zu handhaben ver- 
steht, anders als der waffenunkundige friedliche Bürger, der in 
seiner Ehre aufs schwerste gekränkt auch sein Leben in die Schanze 
schlägt. Daher wird auch der obligatorische Ehrenverlust nur auf 
die zu Zuchthaus verurteilten Verbrecher eingeschränkt werden, 
deshalb liegt es uns fem, dem unverschuldeten schwereren Erfolge 
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über das Schuldmafi hinaus Bedeutung beizulegen, daher wird bei 
Fahrlässigkeitsdelikten, weil ein nicht gewollter Verletzungserfolg^ 
zwar den Mangel rechtlicher Beflissenheit, nicht jedoch die ethische 
Verwerflichkeit des Täters zu entdecken vermag, die Anwendung 
der Zuchthausstrafe ausnahmslos auszuschliefien sein. Darum 
widerstrebt es, den vollendeten, jedoch fehlgeschlagenen Versuch 
eines mit Zuchthaus bedrohten Deliktes mit GefiLngnis zu strafen, 
statt höchstens innerhalb derselben Strafart ihr Ausmaß herabzu- 
setzen, wogegen für den unbeendigten, freiwillig aufgegebenen 
Versuch die weiteste Milde walten kann. Daher erachten wir fUr 
das Verwahrungshaus nur jene vielfach Rückfälligen für reif, die 
bereits auch eine Zuchthausstrafe hinter sich haben; daher ist 
mit den nur über Antrag des Verletzten verfolgbaren Delikten die 
Zuchthausstrafe unvereinbar, darum verträgt diese keinen bedingten 
Erlaß, daher alle die mannigfachen Differenzierungen zwischen 
Zuchthaus und Gefängnis, zu deren Feststellung die folgenden Aus- 
führungen noch Gelegenheit bieten werden. 

Gibt es nun viele Delikte, deren Begehung ohne weiteres 
eine niedrige Gesinnung des Täters zur Schau trägt, wie z. B. 
Mord, Raub, Notzucht und die vielen anderen, zumeist materiell 
sehr schweren Verbrechen, und die darum der ausschließlichen 
Zuchthausstrafe unterliegen werden, wird anderseits die Begehung 
so manchen, selbst objektiv schweren Verbrechens auf den sonst 
unversehrten Charakter des Täters nicht den geringsten Makel zu 
werfen brauchen, wie z. B. bei Fahrlässigkeitsdelikten, oder sie 
wird ihn nur in minder bedeutendem Maße in den Augen der Mit- 
menschen herabwürdigen, so z. B. die Entführung in Eheabsicht. 
Es ist einleuchtend, daß für solche Täter die Tore des Zucht- 
hauses als der ausschließlichen Stätte der perversen Gesellschafts- 
schädiger verschlossen zu bleiben haben. Es gibt aber auch viele 
strafbaren Handlungen, hinsichtlich welcher erst geprüft werden 
muß, ob ihre Begehung einen verderbten Charakter des Schuldigen 
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an den Tag gelegt hat oder nicht: für solche Verbrechen wird 
Zaehthans wahlweise mit Gefängnis anzudrohen sein. 

Im Schweizerischen Yorentwurfe wird eine solche Scheidung 
laut Art. 47 al. 2 sanktioniert: 

„Hat der Richter die Wahl, auf Zuchthaus oder auf Ge- 
fängnis zu erkennen, so ist auf Zuchthaus zu erkennen, wenn 
die Tat eine gemeine Gesinnung oder einen schlechten Charakter 
des Täters bekundet.' 
Wird nun die Behauptung aufgestellt, »die Berücksichtigung 
der dem Verbrechen zu Grunde hegenden Gesinnung involviere 
mehr oder weniger ein sittliches Werturteil über jenes, welche 
Bedeutung man der Strafe nicht beigelegt wissen wolle,''*') zögern 
wir nach den vorstehenden Ausführungen keinen Augenblick zu 
erwidern: Nicht nur mehr oder weniger, sondern ganz entschieden 
involviert die Beurteilung der täterischen Gesinnung ein sittliches 
Werturteil über das Verbrechen und gerade diese ethische Ab- 
schätzung wollen wir der Abgrenzung unserer beiden Strafen für 
Verbrechen zu Grunde legen. Die Nötigkeit der Absonderung der 
beiden Verbrecherklassen ergibt sich gerade aus dem unerläßlichen 
Werturteile, das Sichart so perhorresziert, auf welches jedoch er 
ebenfalls nicht im mindesten zu verzichten vermag, wenn er den 
Täter nach seinem eigenen Scheidungsmafistabe auf Besserungs- 
föhigkeit oder auf Inkorrigibilität prüfen wiU. Ein Strafgesetz 
müfite mit den tiefwurzelnden Anschauungen des Volkes in Zwie- 
spalt geraten und im vomhinein auf jedes Prestige verzichten, 
wenn es nicht die sittliche Bewertung einer deliktuosen Handlung 
gerade in der Strafart zur Aufierung bringen sollte. Dem Volke 
aber wohnt ein tiefes Verständnis für die Klassifizierung der Straf- 
taten gerade nach ihrer sitthchen Seite inne. Wollte daher ein 
Gesetz unter Mißachtung jeglicher ethischen Differenzierung z. B. 
gegen Fahrlässigkeitsdelikte, Zweikampf, Körperverletzungen, Kredit- 

*) Sichart, a. 0. 
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Schädigung, Beleidigung, Stimmenkauf und viele andere Rechts- 
brüche, die f&r das moralische Urteil minder erheblich oder gar 
indifferent sind, mit der ganzen Wucht des Strafapparates geradeso 
eingreifen, wie gegen die verwerflichsten Untaten eines Räubers, 
Einbrechers, Eindesschänders oder Brandlegers, dann würde die 
öffentliche Meinung, in der Schweiz mehr als irgend sonst abso- 
luter Suverän, im Gesetze, anstatt einen Hort der Rechtsord- 
nung und den Schutz seiner wertvollsten Interessen, nur ein 
Hemmnis für seine gedeihliche Rechtspflege, eine Oefahr für seine 
unschätzbaren bürgerlichen Freiheiten erblicken. Müßte da nicht 
der noch keineswegs ehrlose Täter, der wegen seines Fehltrittes 
oder Unglückes mit derselben Strafe wie der verruchteste Böse- 
wicht gedemütigt worden ist, in begründeter Verbitterung jegliches 
Vertrauen in die Gerechtigkeit des Gesetzes einbüßen? Würde 
nicht anderseits auch die Scheu des verwerflichen Übeltäters vor 
der Strafe schwinden, seine Scham abgestumpft, seine Insichkehr 
und Besserung erschwert werden, wenn er sich im Grunde doch 
nur der gleichen Behandlung unterzogen sieht, wie sie jenen Ver- 
urteilten zu Teil wird, die ihre Tat um die Achtung der Mit- 
menschen nicht zu bringen vermag? Kann aber nicht auch ander- 
seits die gesunde Volksanschauung Gefahr laufen, durch die Gleich- 
gültigkeit des Gesetzes gegenüber dem sittlichen Momente in der 
begangenen Tat auf Irrwege geleitet zu werden? Allerdings lehrt 
die Erfahrung, daß die öffentliche Meinung sich eher gegen 
mangelnde oder falsche moralische Bewertungen der abzuurteilenden 
Straftat dadurch zur Wehr setzt, daß sie, wo ihre Vertreter 
Recht zu sprechen berufen sind, durch Freispruch des Schuldigen 
sich Gehör erzwingt."*") Ob jedoch eine solche iuris correctio dem 
Ansehen der Strafjustiz förderlich sein kann, bleibt dahingestellt. 



*) Ein eklatantes Beispiel bieten in den letzten Jahren die Wiener Ge- 
schworenen, die viele der AmtsyemntreauDg übervriesene Täter trotz ihres Ge- 
ständnisses freisprechen, nicht nor mit Hinblick auf die mißlichen sozialen Begleit- 
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So ist auch der Einwand nicht stichhaltig, die Scheidung der 
Freiheitsstrafarten nach der bekundeten Gesinnung des Verbrechers 
entbehre eines festen Kriteriums, weil ihre Wahl nur auf unsicheren 
Empfindungen des urteilenden Richters gegründet sein wird."*") 
Es darf allerdings die täterische Gesinnung, wie sie durch ein 
bestimmtes Delikt bekundet wird, nicht mit dem Motive der Tat 
verwechselt werden, aus dem es hervorgegangen ist und das, wie 
die obigen Ausführungen nachweisen, als Grundlage für die 
Differenzierung der Freiheitsstrafe nicht herangezogen werden 
kann. Aber dem Strafrichter wird auch die Ergründung der 
taterischen Gesinnung nicht schwer fallen, sie wird sich vielfach 
auf unzweideutige Weise aus dem Delikte selbst ergeben. So 
vermag ihm bereits das Gesetz viele Verbrechen, die unter allen 
Umständen von einem verächtlichen Charakter des Täters Kunde 
geben, anzudeuten. Bedarf es etwa einer unsicheren, subjektiven 
Stimmung, einer wankenden Sentimentalität, um mit Sicherheit an- 
zunehmen, daß Brandlegung an einem bewohnten Hause, Einbruch 
oder die Verkuppelung der eigenen Frau nur ein verächtliches 
Subjekt zimi Täter haben können?**) Nur in jenen Fällen wird 

umstände der Tat, sondem mehr noch, weil der Täter, wemi die Venmtreuimg 
mehr als hmidert Gnlden übersteigt, schweren Kerker von fünf bis zehn und 
zwanzig Jahren verwirkt! (§ 182 Osterr. StGB.) 

*) Mittelstadt, Ffir und wider die Freiheitsstrafen, in Zeitschr. ftlr die 
ges. Sfarafrechtswissenschaft, 11, S. 436. 

**) Da es immerhin vorkommen kann, so selten diese ansnahmsweisen 
Fälle sind, daß ein Verbrechen, welches in der Regel an and ftlr sich von der 
sittlichen Perversität des Täters Zengenschaft gibt, mit Rücksicht anf die speziellen 
Beweggründe der Tat von einem milderen Gesichtspunkte zn beurteilen sein wird, 
BoU die Bestimmung des Art 48 etwaigen Unzukömmlichkeiten vorbeugen, indem 
die Strafe gemildert werden kann, wenn der Schuldige die Tat ,aus beachtens- 
werten Beweggründen' begangen hat. Wir weisen an anderer Stelle nach, daß 
diese Bestimmung nur dort anwendbar sein sollte, wo trotz dieser letzteren die be- 
gangene Tat ihre ethische Verwerflichkeit nicht einbüßen kann. — Sollte jedoch 
ausnahmsweise die Gtesinnungsart, auf welche ein ausgesprochenes Zuchthausdelikt 
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der Richter vor die Aufgabe gestellt werden, nach der täterischen 
Gesinnung besonders zu forschen, wo ihn der Gfesetzgeber bei 
materiell schweren Delikten, deren Täter nicht notwendigerweise 
ein verwerfliches Individuum zu sein braucht, durch wahlweise 
Androhung der infamierenden Zuchthausstrafe mit Qef&ngnis darauf 
aufinerksam macht, er habe, um die Art der Freiheitsstrafe zu 
wählen, neben der Schwere des Verbrechens auch darauf zu achten, 
ob demselben nicht eine schlechte Gesinnung zu Grunde liege. Dem 
Richter, in dessen Hand Freiheit und Ehre des Beschuldigten ver- 
trauensvoll gelegt werden, wird wohl auch zugemutet werden 
dürfen, da£ er sich bei dieser Prüfung nicht durch ungreifbare 
Stimmungseindrücke werde leiten lassen. 

Darum ist auch, seit der Entwurf im Art. 47 al. 2 den erwähnten 
Zusatz enthält, bei wahlweiser Androhung der beiden Strafarten 
sei auf Zuchthaus dann zu erkeimen, wenn die Tat eine gemeine 
Gesinnung oder schlechten Charakter des Täters bekundet, der 
Yorwiirf, seinem Verfasser sei eine inhaltliche Differenzierung der- 
selben mißlungen, völlig unhaltbar.*) Mit dem Augenblicke, wo 
das Gesetz einerseits an Untaten, die bereits kraft der ihnen inne- 
liegenden Abscheulichkeit auf einen verrohten Bösewicht oder auf 
eine verächtliche Denkungsweise hindeuten, im vornherein die Zucht- 
hausstrafe knüpft, und wo es anderseits für schwerere Verbrechen, 
die ebenso von Tätern unverdorbener Gesinnungsart wie von solchen 
schlechten Charakters begangen werden können, Zuchthaus oder 
Gefängnis wahlweise androht mit der für den Richter mafigebenden 
Norm, nur bei vorliegender verwerflicher Gesinnung des Täters 
auf Zuchthaus zu erkennen, mit diesem Augenblicke hat das Gesetz 

znrflckzuftüireii ist, die sitüiche Deprayiertheit des Täters geradezu aosschließeii 
dflrfte zumeist die Schuld selbst in Frage stehen oder die Vorschriften über Not- 
wehr, verminderte Zurechnungsf&higkeit u. ft. als Auskunftsmittel dienen. 

*) Mayer von Schauensee, Die Strafreform in Deutschland und der 
Schweiz, Berlin 1903, S. 88. 
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eine Differenzierung zu stände gebracht, die an Deutlichkeit und 
Vollständigkeit nicht zu wünschen übrig läM."*") 

Wird nun die Art der Freiheitsstrafe nach der ethischen 
Bewertung des täterischen Charakters abgestuft, erscheint hier- 
durch eine genaue Scheidung in entehrende und nicht ent- 
ehrende Verbrechen ins Leben gerufen, kraft welcher die so- 
genannten Ehren folgen, so man sie durchaus beibehalten will, 
obligatorisch nur an die letzte Deliktskategorie geknüpft werden 
können. Wir gestehen, daß wir uns von der absoluten Notwendig- 
keit schwer zu überzeugen vermögen, ein Täter, der bereits seine, 
schon zufolge ausschließlichen Zusammenlebens mit ehrlosen In- 
dividuen und langandauemder Freiheitsentziehung besonders em- 
pfindliche Strafe abgebüßt hat, müsse, selbst wenn er nach seiner 
Entlassung wirklich gebessert erscheint, noch über die Straf- 
dauer hinaus eine weitere schwere Demütigung erleiden. Allein 
die heutige' Straf justiz will, so sehr die bürgerliche Degradation 
bei näherer Betrachtung sich als eine kaum mehr moderne Waffe 
aus dem Arsenale der einstigen Strafsysteme darstellt, indem sie 



*) Die fOr die einzelnen Deliktstatbestftnde im Schweizerischen Vorentwnrfe 
angedrohten Freiheitsstrafarten sind tatsächlich mit rOhmenswerter Umsicht diesem 
Gmndprinzipe angepaßt. Besonders zu bemängeln wäre jedoch, daß die wissent- 
liahe Gefährdung der Gesundheit durch einen mit ansteckender 
Geschlechtskrankheit Behafteten mittels Beischlafausflbnng (Art. 76) nur 
mit Gefängnis und nicht auch wahlweise mit Zuchthaus bedroht wird. Bei der 
Gefährdung des Ehegatten, wo die in Anbetracht des ethisch bedeutsamen ehelichen 
Bandes ebenfalls vorliegende besonders schwere Pflichtverletzung einerseits mit 
der durch das stete intime Zusammenleben gebotenen Gelegenheit anderseits, 
beide in hohem Maße beracksichtigungswert, sich die Wageschale halten, wäre 
u.E. Gefängnis mit einer der zulässigen Schärfungen, wie hartes Lager, 
verlängerte Einzelhaft, Eostschmälerung, die wir Oberhaupt im Schweizerischen 
Vorentwurfe sehr vermissen, anzudrohen. Das hier unerläßliche Antragserfordemis 
wflrde auch weiter mit der verschärften Gefängnisstrafe, nicht jedoch mit der für 
andere Fälle hier vorgeschlagenen alternativen Zuchthausstrafe vereinbar sein. 
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an die römische capitis deminutio, die kirchliche Exkommunikation 
und die germanische Ächtung erinnert, dennoch auf diese fflr das 
bürgerliche Leben vielfach bedeutsame und darum sehr empfind- 
liche Straffolge nicht verzichten. So bestimmt denn auch der 
Schweizerische Vorentwurf im Art. 40, § 1 als wichtigste Folgerung 
jener Scheidung für zu Zuchthaus Verurteilte die obliga- 
torische Einstellung der bürgerlichen Ehrenfähigkeit für 
die Zeit des Strafvollzuges und fOr zwei bis zehn Jahre nach der 
Entlassung. Es wird demnach, wer durch verächtlichen Rechts- 
bruch die gesellschaftliche Ordnung gröblich verletzt hat, zeitweilig 
auch jener Prärogativen verlustig, deren YoUgenufi als unantast- 
bares Recht freien, pflichtbewußten Mitgliedern der Qemeinschaft 
zukommt: des Wahl- und Stimmrechtes, des Rechtes auf ein öffent- 
liches Amt und der Wehrpflicht. 

Daß die Einstellung der bürgerlichen Ehrenfähigkeit 
mit der Gefängnisstrafe in der Regel nicht verbunden ist 
und hier nie obligatorisch eintreten kann, hierin liegt ihr 
wichtigster Unterschied von der Zuchthausstrafe. Nur 
ausnahmsweise, wo nämlich der zu Gefilngnis Verurteilte durch 
sein Verbrechen das öffenliche Vertrauen gröblich verletzt hat, 
kann in den im Gesetze vorgesehenen Fällen gegen ihn auch auf 
Ehrenverlust während der Stra&eit, nach Entlassung aber nur für 
ein bis zu fünf Jahren erkannt werden."*") Hierher gehören die Fälle 
betrügerischer Krida (Art. 95), einfacher Krida (Art. 96), unzulässiger 
Bevorzugung einzelner Gläubiger (Art. 98), Störung bei Wahlen und 
Abstimmungen (Art. 190), sowie Wahl- und Stimmfälschung (Art. 191). 
Abgesehen von dem Verbrechen der betrügerischen Krida, wo 
Zuchthaus wahlweise mit Gefängnis angedroht wird, so dafi ein 
Durchbruch der grundsätzlichen Differenzierung hätte richtiger ver- 
mieden werden können, scheint uns in den angeführten Fällen die 
Notwendigkeit der Einstellung der bürgerlichen Ehrenfähigkeit, 

*) auch wenn statt Gkfftngnis auf Arbeitshaus erkannt worden ist. 
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sofern sie sich nicht gerade auf jene Befugnisse beschränken soll, 
deren unverkürzte Fortdauer mit der begangenen Tat unvereinbar 
ist, keineswegs einleuchtend. Glücklicherweise winkt bei jeglichem 
Ehrenverluste die Wohltat der Rehabilitation (A. 58). 

Damit nicht Schweizer, die im Auslande wegen Verbrechens 
zur Zuchthausstrafe verurteilt worden sind, dieser bürgerlichen 
Vorrechte, deren sie sich durch ihr Verbrechen unwürdig erwiesen 
haben , im Inlande teilhaftig bleiben , kann nach Beispiel des 
deutschen Strafgesetzbuchs über freies Einschreiten der Bundes* 
anwaltschaft selbständig auf Einstellung derselben gegen sie er* 
kannt werden. 

Gegen zu Zuchthaus verurteilte Ausländer, denen gegenüber 
die Entziehung bürgerlicher Ehrenrechte eine illusorische Maßregel 
bleiben müßte, kann hingegen für die Dauer von drei bis fünfzehn 
Jahren nach ihrer Freilassung auf Landesverweisung erkannt 
werden."*") Den Ausländer, der seit Jahren, vielleicht sein Leben 
lang, im Inlande sein Fortkonimen gefunden, hier Weib und Eind 
hat, trifft diese Maßregel, deren politischer Charakter unverkennbar 
ist, ob ihrer folgenschweren Wucht noch unvergleichlich härter 
als die Entziehung bürgerlicher Vorrechte den Liländer, sie be* 
deutet nicht selten für ihn einen irreparablen ökonomischen Ruin 
und ihr schimpfliches Odium'^veffolgt ihii oft bis'm8'ÄusIänd,"lhm' 
auch hier seine Existenz erschwerend. Ist die Landesverweisung 
zwar zum Glücke nur eine fakultative, erscheint es dennoch be- 
dauerlich, daß ihre spätere Aufhebung im Wege der Rehabilitation, 
wie sie für den Ehrenverlust der Inländer zulässig erscheint, nicht 
bedacht worden ist.**) 



^ 



*) Der Verweisungsbrach wird mit Grefängnis beetraft (Art. 202). 
**) In der Schweiz. Zeitschrift für Strafrecht 1891 hat Stooß unter anderen 
Anforderungen, welche die Eriminalpolitik an ein eidgenössisches Strafrecht stellt, 
die Unznlftssigkeit der Landesverweisung behauptet. 
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II. Äussere Scheidung von Zachthans und Gefängnis. 

1. örtliche Absonderung. 

Das wichtigste äußere charakteristische Merkmal der Zucht- 
hausstrafe hegt in dem unerläßlichen Oebote, dafi sie in einem 
Gebäude vollzogen werden mufi, welches ausschliefilich 
für die Abbüfiung der Zuchthausstrafe bestimmt ist (Art. 26). 
Das unterschiedliche Sittenniveau der Verurteilten kommt derart 
auch nach außen durch die absolute örtliche Absonderung 
der Zuchthäusler, der perversen Elemente unter den Delin- 
quenten, von jenen Verurteilten, die noch nTcEl zur schandlicWn 
'Verderbtheit herabgesunken sind, zur merkbaren Kennzeichnung. Ihre 
iTotwendigkeit wird vor allem durch den Hinweis auf die Volks- 
anschauung begründet, welche die Strafe und den Verbrecher nach 
der Anstalt beurteilt, in der jene abgebüßt wird; sollte darum 
auch die Gefängnisstrafe in demselben Hause vollstreckt werden, 
würde die öffentliche Meinung zwischen dem Zuchthäusler und dem 
Gefängnissträflinge keinen unterschied finden. Das Volk betrachtet 
nur denjenigen Verbrecher als einen Zuchthäusler, der die Strafe 
auch im Zuchthause abgebüßt hat. Uns scheint mehr noch als 
diese Volksanschauung für die örtliche Trennung das Bedürfois 
ausschlaggebend, daß durch den Eontakt der Gefilngnissträflinge 
mit den ethisch niederen Zuchthäuslern nicht der Besserungszweck 
beeinträchtigt werde. Auch muß angenommen werden, für Ver- 
brecher, die zu Gefängnis verurteilt worden sind, müßte vielfach 
die ihnen aufgedrungene Gemeinschaft mit Niedergesinnten als 
eine unverdiente Entehrung oder als Strafschärfung erscheinen. 

Der Zustand vieler Schweizerischen Straf häuser, wo Zucht- 
haus- und Gefängnissträflinge oft in demselben Gebäude unter- 
gebracht sind und bei der Arbeit zusammentreffen, ist nur zu gut 
geeignet, die Bestimmung über die lokale Absonderung zu recht- 
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fertigen. Kommt es doch vor, dafi das Strafgebäude gleichzeitig 
als Kranken- und Armenhaus dient! — Fortan wird deim die 
Strafstätte des Zuchthauses nur den Perversen unter den Ver- 
brechern ihre Tore öfihen. 

2. Dauer der Freiheitsentziehung. 

Der Abstufung der beiden Freiheitsstrafen für Verbrechen 
nach der ethischen Bewertung der täterischen Gesinnung entspricht 
die weitere Unterscheidung nach dem Ausmaße ihrer Dauer. Zwar 
wurde auch eine parallele Dauer der zwei Strafen befürwortet,*) 
indem behauptet wurde, die blofie Scheidung nach der täterischen 
Gesinnung wäre hinreichend, so dafi einfach Perverse ins Zucht- 
haus, andere Verbrecher ins Gefilngnis kämen.**) Mit Recht hat 



*) Panülele Freiheitsstrafen bestehen im italienischen Strafgesetzbnche 
(reclusione und detenzione von drei Tagen bis zu vienmdzwanzig Jahren), im 
norwegischen (Faengsel nnd Hefte von einundzwanzig Tagen bis zwanzig Jahren) 
und im franzteischen Yorentwnrf (emprisonnement nnd dötention von fOn&ehn 
Tagen bis zn zwanzig Jahren). 

**) Gegen den Wunsch nach paralleler Strafdauer hat der ursprOngliche 
Entwurf mit folgender Argumentation Stellung genommen: ,(}egen diese Ordnung 
der Freiheitsstrafen wird namentlich von Vertretern der Westschweiz, insbesondere 
des Waadtlandes, eingewendet, Zuchthaus und Gkfibignis sollen eine parallele 
Strafdauer besitzen. Es soll also auf Zuchthaus von nur acht oder gar nur Ton 
einem Tag erkannt werden können. Dieser Forderung liegt ein sehr ansprechender 
Gedanke zu Grunde. Der Verbrecher, der aus gemeiner Gesinnung gehandelt hat, 
soll der entehrenden Zuchthausstrafe unterworfen werden, wenn auch seine Strafe 
nur von kurzer Dauer ist; das Gefibignis dagegen soll nur Verbrecher nicht ge- 
meiner Art beherbergen. Die Folge wAre, daß die Großzahl der Verbrecher, die 
Diebe, zu Zuchthaus verurteilt werden mflßten. Allein gerade die Art und Weise, 
wie diese von der waadüändischen Strafgeeetzgebung aufgesteUte Unterscheidung 
in der Waadt durchgeführt wird, zeigt die ünausftthrbarkeit des Gedankens auf 
das deutlichste. Zuchthausstrafen unter drei Monaten und GeÜUignisstrafen unter 
vierzehn Tagen werden nflmlich in der Waadt beide in den Bezirksgefftngnissen 
vollzogen, so daß die kurzzeitigen Freiheitsstrafen in dem nämlichen GtobAnde 



— 36 — 

jedoch der Entwurf das MaxiTnnm der Oef&ngnisstrafe weit tiefer 
festgesetzt als beim Zuchthaus. Hat man die täterische (}esinnung 
zur Grundlage der Scheidung genommen, läßt sich bei Delikten, 
die nicht auf einen schlechten Charakter ihres Täters hindeuten^ 
eine so lange Freiheitsentziehung wie bei der Zuchthausstrafe 
nicht rechtfertigen. Will man schon einmal der Yolksanschauung 
Rechnung tragen, kann es nicht bestritten werden, daß sie den 
Delinquenten nicht nur nach dem Strafhause, aber auch nach der 
Zeit beurteilt, ,,wie lange er gesessen" hat. Es ist ein Irrtum, • 
wenn man durch die Scheu vor den bedenklichen ailzukurzen 
Strafen zur Ansicht gelangt, daß eine Freiheitsstrafe, um vnrksam 
zu sein, durch ihr übermäßiges Maximum zu imponieren habe. 
Auch die allzulangen Strafen werden nicht gut machen, 
was die allzukurzen verderben.'*') Nicht nur, daß sie den 
Sträfling abstumpfen und daß bessere Regungen unter ihrer Last 
nicht nachhaltig wirken werden, wodurch sie dem Besserungs- 



▼ollzogen werden. Von 2258 GefibogniBstrafen, die in den Jaliren 1881 bis 1890 
im Kanton Waadt ansgeeprochen worden sind, hatten 1952 ein Daner von 
weniger als vierzehn Tagen. Die abergroße Zahl der GefiLngniBsträflinge 
verbüßten daher ihre Strafe mit den za Znchthana von nnter drei Monaten ver- 
urteilten in dem nftmlichen G^bftade. Die Absicht des waadtlftndischen Gesetz- 
gebers hat sich daher als eine lUosion erwiesen. ... Da der Entwarf f&r 
schwerere Verbrechen, die ans gemeiner Gesinnung begangen werden, regelmäßig 
Zuchthaus androhen wird, da femer die Niederträchtigkeit der Gesinnung einen 
obligatorischen StraferhOhungsgmnd begrtindet (von dieser Bestimmung der ersten 
Entwurfes konnte man in den späteren zwei Fassungen mit Recht abkommen!) 
und da auch mit Gefängnis eine Entziehung der bttrgerlichen Ehrenfähigkeit ver- 
bunden werden kann, so wird diese Absicht naeh dem Entwurf in den meisten 
Fällen besser verwirklicht werden, als es nun in der Waadt möglich ist . . ." 

*) Vgl. Tallack, Penological and preventiv principles, London 
1889, S. 139: ,. . . imprisonments are by no means efELcacious merely in proportion 
to their ezcessive Prolongation. Such duration, bejond due limits rather tends 
to habitoate the offender to penal conditions and to remove from him bis sense 
both of shame and of fear.' 
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zwecke widerstreben, vermögen sie anderseits auf die physische 
und geistige Gesundheit des Verurteilten verheerend einzuwirken. 
Nicht als gebrechlicher Mann soll der Verbrecher, am allerwenigsten 
der noch nicht zur Verächtlichkeit gesunkene, in Freiheit gesetzt 
werden, nicht mit dem Invalidenasyl soll er das Strafhaus ver- 
tauschen. Ist ja auch zu beachten — und das Strafrecht erkennt 
dies durch die Institution der Verjährung an, — da£ auch die Er- 
schütterung des Rechtsgef&hles, die durch ein Verbrechen hervor- 
gerufen worden ist, mit dem Laufe der alles lindernden Zeit all- 
mählich schwindet, wogegen der Sträfling, je weiter seine Ab- 
büßungsfrist fortgeschritten ist, in der Regel die Dauer des Straf- 
übels immer schwerer trägt, ohne jedoch deshalb gegen ihre 
bessernde Einwirkung empfindlicher zu werden. 

Allein auch vor unstatthafter Milde nach unten muß gewarnt 
werden, denn es ist kaum zu bestreiten, daß auch diese in der 
Praxis zum Aufschwünge der Rezidive beträchtlich beigetragen 
hat. So wird also die Strafdauer des Zuchthauses, wo sie nicht 
eine lebenslängliche sein wird,"*") von einem bis zu fünfzehn Jahren 
bemessen, die der Gefängnisstrafe von acht Tagen bis zu zwei 
Jahren, und nur in den im Gesetze hervorgehobenen Fällen, deren 
weiter unten Erwähnung geschieht, kann sie bis zu fünf Jahren 
verhängt werden. 

Das Minimum der zeitigen Zuchthausstrafe mit einem 
Jahre abzustecken erscheint begründet, soll derselben Ernst und 
Wirksamkeit gesichert sein, das Maximum von fünfzehn Jahren 
bildet einen wohlgewählten Mittelweg zwischen dem einerseits be- 
fürworteten Höchstmaße von zwanzig, anderseits von zehn Jahren. 
Das letztere Höchstmaß wäre zweifellos zu kurz mit Hinblick 



*) Es sind dies folgende Fftlle: Mord (Art 60), Banb mit Znftlgang tödlicher 
Qnalen oder mit tödlichem Erfolge (81, § 2), Notzucht und ünzucktsdelikte mit 
tödlichem Torhersehbaren Erfolge (126), qualifizierter Mädchenhandel (ISl), Über- 
schwemmung (153), Gefährdung des öffentlichen Verkehres (156). 
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auf die zulässige bedingte Entlassung; gegen das erstere sprechen 
die Rücksichten, die wir oben gegen eine allzulange Dauer der 
Freiheitsstrafen angeführt haben, die Tatsache, daß mit der über- 
mäfiigen Verlängerung der Strafdauer die Empfindlichkeit des 
Verurteilten gegen die psychischen Einwirkungen der Strafe 
schwindet und daß die Angewöhnung an die Zuchthaussphäre dem 
Entlassenen seine Anpassung an das rechtliche Gesellschaftsleben 
beträchtlich erschwert, zumal wenn die lange Haft ihm die Kräfte 
zum Bestehen des schweren Lebenskampfes gebrochen hat. 

Was die lebenslängliche Zuchthausstrafe betrifft, fehlt es 
heutzutage noch am Mut, an diesem traditionellen Lebendigbegraben 
zu rüttehi. Ob ihrer Härte an die römische damnatio in metallum 
erinnernd, rechtfertigt sie am meisten die erwähnten Bedenken 
einer allzulangen Freiheitsstrafe. Durch ihre unabänderliche Anwen- 
dung mtifite aber auch jeder Besserungszweck offen geleugnet werden. 
Darum ist es einzig die Zulässigkeit der bedingten Entlassung nach 
zwanzigjähriger Strafabbüfiung, die uns mit ihr zu versöhnen vermag. 

Gewichtige Bedenken mu£ die Anwendung der Zuchthaus- 
strafe gegen jugendliche Personen erregen. Sollte etwa der 
immer mehr zur Anerkennung gelangende Satz, Jugendliche ge- 
hören nicht ins Zuchthaus, nicht mit genauester Eonsequenz 
durchgeführt werden können? Oder sollte es wirklich an 
scharfen Zwangserziehungs- und Eorrektionsmitteln fehlen, die filr 
Jugendliche von achtzehn bis zwanzig Jahren etwa bis zu ihrem 
24. Jahre angewendet werden könnten? Allerdings werden leider 
von jugendlichen Tätern, namentlich in der Hauptstadt, mitunter 
die abscheulichsten Verbrechen, wie Mord, Raub und Notzucht 
begangen, die ob ihrer Verruchtheit die Rechtsordnung aufs tiefste 
zu erschüttern vermögen.*) Derartige Untaten gestatten freilich, 



*) Bei dem Ereisgerichte in St. Pdlten (NiederöBterreich) war vor kurzem das 
Strafverfahren gegen einen vier fachen Raubmörder im Alter von sechzehn Jahren 
anhängig! 
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auch für die Zukunft des Jugendlichen einen verhängnisvollen 
Verbrecherhang zu prognostizieren und nicht ängstlich genug 
können vor dem gefährlichen Eontakte dieser frühzeitigen Gesell- 
schaftsfeinde andere, der sittlichen Verderbnis noch nicht so tief 
verfallene jugendliche Missetäter bewahrt werden. Wir möchten 
in den hier in Betracht kommenden Fällen die Zuchthausstrafe 
auf diejenigen Delikte einschränken, die sonst mit lebenslänglicher 
Zuchthausstrafe bedroht sind. Darum vermögen wir unter den 
Bestimmungen hinsichtlich der Anwendung der Zuchthausstrafe 
für Jugendliche einzig der Vorschrift des Art. 26 zuzustimmen, 
wonach an Stelle lebenslänglicher Zuchthausstrafe für jugend- 
liche Täter, die zur Zeit der Begehung das zwanzigste Lebensjahr 
nicht zurückgelegt haben, Zuchthausstrafe nicht unter zehn Jahren 
zu verhängen sein wird. Nur die verwegenste Spezies 
der gefährlichen kriminellen Jugend sollte demnach im 
Zuchthause Einlaß haben, hier jedoch von den übrigen Sträf- 
lingen vollkommen abgesondert werden, und dies mchi etwa nur 
bis zum zurückgelegten zwanzigsten Jahre, wie der Vorentwurf 
im Art. 33 vorsieht, sondern womöglich während ihrer ganzen 
Strafdauer. Für alle anderen jugendlichen Verbrecher 
scheint uns die entehrende Zuchthausstrafe nicht am 
Platze. Die Präsumtion der Eorrigibilität, die nach dem Geiste 
des Entwurfes auch för diese vorzeitig Gesunkenen obwaltet, ver- 
mag bei dem immerhin noch jugendlichen Gefühlleben weiteren 
Anhalt zu finden. Darum wäre es der Erwägung wert, ob nicht 
etwa, statt diesen Unglücklichen sofort das Brandmal des Zucht- 
hauses aufzudrücken, eher in einem besonderen Strafhause für 
Jugendliche der Versuch zu unternehmen wäre, den etwa noch 
in der jugendlichen Seele verborgen glimmenden Funken besserer 
Gesinnung zu einer Flanmie anzufachen, welche dem noch umbild- 
baren Gemüte aus düsterem Verderben den Weg der Rettung 
weisen könnte. Erst wenn nach teilweiser Abbüßung einer ent- 
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sprechend langen Strafzeit in einem solchen Straf hause Air Jugend- 
liche diese Hoffiiung durch das verstockte Beharren des Verurteilten 
in dem Bekunden einer verwerflichen verbrecherischen Gesinnung ver- 
eitelt werden sollte, erst dann wäre die restliche Strafzeit im Zucht- 
hause abzubüßen. Nur auf solche Fälle wäre auch die Zulässig- 
keit der Einstellung der bürgerlichen Ehrenfähigkeit 
jugendlicher Verbrecher einzuschränken. Erst wenn auf diese 
oder ähnliche Weise das Gesetz alle Mittel erschöpfen würde, bevor 
es den jugendlichen Verbrecher zum Zuchthäusler stempelt, könnte 
es kein Vorwurf treffen, es habe über ihm vorzeitig den Stab ge- 
brochen und ihn allzufrüh der Klasse der Entehrten einverleibt. 

Was ist jedoch erst von der Bestimmung zu halten, wonach 
gemäß Art. 14, § 1 die Verurteilung eines Jugendlichen zu Zucht- 
haus vom unberechenbaren Zufalle abhängig sein wird, ob er am 
Tage des Urteilsspruches das 18. Lebensjahr vollendet hat?! 
,Hat der Täter am Tage der richterlichen Entscheidung 
das 18. Lebensjahr zurückgelegt, so verurteilt ihn der Richter 
zu der gesetzlichen Strafe, die jedoch gemildert wird.' 

Wird es da nicht oft nur an der üntersuchungsbehörde liegen, 
ob der Jugendliche der Zuchthausstrafe zugeführt werden soll oder 
nicht? Braucht sie ja nur bei einem mehr als 17jährigen Täter 
den Prozefi etwas zu verschleppen, um ihm dann einen Tag nach 
\ erreichtem 18. Lebensjahre als Oeburtstagsangebinde das signum 
.infamiae aufzudrücken. . . 

Hinsichtlich der Dauer der Gefängnisstrafe mu£ gebilligt 
werden, daß ihr Mindestmaß das Minimum der Freiheitsstrafe 
für Übertretungen, der Haft, übersteigt; der Entwurf bemißt es 
mit acht Tagen zum Unterschiede von der letzteren, deren 
Minimum drei Tage beträgt. Handelt es sich doch bei der Ge- 
fängnisstrafe um die Repression eines Verbrechens und sie müßte 
darum, unter acht Tagen bemessen, zweifellos des nötigen Ernstes 
entbehren. Wo aber in besonders leichten Fällen auch dieses acht- 
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tägige MinirnnTn zu hoch erscheinen sollte, dann steht dem Richter 
noch immer entweder die wahlweise angedrohte Geldstrafe, oder bei 
Annahme von Milderungsgründen die Verhängung der Haft zu 
Gebote,'*') von dem hier eventuell platzgreifenden bedingten Straf- 
erlässe abgesehen. Gewifi drängt sich mitunter die kriminalpoli- 
tische Erwägung auf, ob es nicht bei manchem ersten leichten 
Fehltritte besser sei, die Bekanntschaft eines Unbescholtenen auch 
mit dem Gefängnisse womöglich hintanzuhalten. Auch das Ge- 
fängnis errichtet zwischen dem Verurteilten und der Gesellschaft 
eine Scheidungsmauer, deren Bestand bereits bei manchen Ver- 
urteilten den Verlust des vorhandenen Schamgefühles und die sitt- 
liche Versumpfung zu beschleunigen geeignet ist. Darum ist es 
zu beklagen, dafi der Vorentwurf bei ersten, nicht bedeutenden 
Rechtsverletzungen seitens wohlbeleumundeter Täter nicht fakul- 
tativ zu den Auskunftsmitteln des Verweises sei, es in öffentlicher 
Sitzung,**) sei es in schriftlicher Zustellung oder der bloßen Urteils- 
affiche gegriffen hat.***) 

Das Maximum der Gefängnisstrafe, im ursprünglichen 
Entwürfe mit einem Jahre angesetzt, wurde in der neuen Fassung 

*) Es erscheint somit die Haft als dritte anter den Frei- 
heitsstrafen fflr Verbrechen, nftmlich in jenen Fällen, wo es 
sich um Delikte handelt, die mit Gefängnis ohne festgesetztes 
höheres Minimum bedroht sind, wenn diese Strafe wegen an- 
genommener Mildernngsgrttnde im Sinne des Art. 49 herab- 
gesetzt werden soll. 

**) Vgl. das italienische Strafgesetz Axt. 26 (riprensione giudiziale). 

***) Der französische Vorentwnrf eines Strafgesetzes enthält im Art. 66 
folgende Bestimmung: ,Dans tons les cas oü, seit en vertu des dispositions de 
la loi pönale, seit par suite de la d^claration de drconstances att^nuantes, le juge 
serait autorisd ä n*appliquer qu'une amende, il pourra, si le pr^yenu n*a pas encore 
öt^ condamn^ pour crime ou d^lit, ne pas prononcer de condanmation. 11 avertira 
le pr^venu qu*en cas de nouvelle infraction, 11 ne deyra plus compter sur l'im- 
munitö pönale. Le pr^venu absous sera condamn^ aux d^pens et, s'il y a lieu, 
k tous dommages-int^dts au profit de la partie dvile.* 



— 42 — 

mit zwei Jahren bestimmt; nur ausnahmsweise wird f&r einzelne 
materiell schwere Verbrechen, die nicht eine gemeine Gesinnung 
des Tftters an den Tag legen, in den gesetzlich angeführten Fällen 
Gefängnis bis zu fünf Jahren verhängt werden können. Es sind 
dies Delikte, für die mit Rücksicht auf ihren schweren Erfolg oder 
objektive Gefährlichkeit eine höchstens zweijährige Strafe noch zu 
gering erscheinen müfite, gegen die jedoch wegen Abganges ver- 
werflicher Gesinnung des Täters die entehrende Zuchthausstrafe 
nicht am Platze wäre. Hierher gehören die Tötung auf Verlangen 
(Art. 61), Zweikampf (67), qualifizierte &hrlässige Tötung (70), 
einfache Körperverletzung (73, § 2, Ge&ngnis bis zu drei Jahren 
und § 3), qualifizierte fahrlässige Körperverletzung (78, § 2) und 
schließlich die beiden wahlweise mit Zuchthaus bedrohten Verbrechen 
der schweren Körperverletzung (72) und des Hochverrates (185). 

Der Richter kann ferner auf Gefängnis von sechs Monaten 
bis zu fünf Jahren dann erkennen, wenn er bei Verbrechen, die 
mit Zuchthaus ohne festgesetztes höheres Minimum bedroht sind, 
mit Rücksicht auf vorliegende Strafmilderungsgründe die Strafe 
im Sinne des Art. 49 herabzusetzen in der Lage sein wird. 

Schließlich wird auch das regelmäßige zweijährige Maximum 
der Gefängnisstrafe bei einfachem Rückfalle (Art. 51) und beim 
Zusammentreffen mehrerer Gefängnisstrafen (Art. 52) eine 
Erhöhung und zwar im ersten FaUe bis zu fünf Jahren, im letzteren 
bis zu dreiundeinhalb Jahren erleiden können. Beide diese Fälle 
gelangen weiter unten zur eingehenden Erörterung. 

Mitunter wird die Festsetzung eines bestimmten höheren 
Strafminimums für einzelne Delikte angefochten und auf das in 
dieser Hinsicht originelle niederländische Strafgesetzbuch hin- 
gewiesen, welches für jede der beiden Straiarten (dort Gefängnis 
und Haft) nur ein Minimum (von einem Tage) kennt. Der 
Schweizeriscüe V orentwurf hat auch hier den richtigen Weg ein- 
geschlagen, indem er die allzukurzen Freiheitsstrafen mit Grund 
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perhorreszierend bei schwereren Delikten, abgesehen von der 
täterischen Gesinnungsart, also auch bei Anwendung der Gefängnis- 
strafe, ein höheres, das zulässige Mindestmaß der betreffenden 
Strafart oft bedeutend übersteigendes Minimum festsetzt, dabei 
aber anderseits die Strafinilderungsgründe spezialisiert, die eine 
Herabsetzung der Strafe nach der Dauer, manchmal auch nach 
ihrer Art zulassen, und außerdem einige Fälle der sogenannten 
Milderung nach freiem richterlichen Ermessen statuiert. So z. B. 
beträgt das angedrohte Mim'mnin der Zuchthausstrafe für Unzucht 
mit Kindern (122) und für das Herstellen und den Verkehr mit 
gesundheitsschädlichen Lebensmitteln (147), Fälschung öffentUcher 
Urkunden in betrügerischer Absicht (175) und diplomatischen 
Landesverrat (188) zwei Jahre, für qualifizierte Notzucht (116) 
und Münzverfälschung in bedeutender Anzahl (161) drei Jahre, für 
qualifizierten Raub (81, § 2), Vergiftung von Trinkwasser, Lebens- 
mittehi etc. (145) fünf Jahre, für Mädchenhandel (131), Brand- 
legung (148) und Sprengstoffdelikte (150) fünf bezw. sogar zehn 
Jahre. So wird auch vielfach das Minimum der Gefängnisstrafe 
bei einzelnen Verbrechen mit einem, drei und sechs Monaten, 
selbst mit einem Jahre angesetzt. 

Am häufigsten wird hingegen von der Festsetzung eines 
höheren Strafminimums dort Abstand genommen, wo Gefängnis 
entweder ausschliefiUch oder alternativ mit Geldstrafe angedroht 
wird, also bei Verbrechen von minderer Tragweite. 



IIL Erhöhung der Zuchthaus- und Gefängnisstrafe. 

1. Der einfache Rückfall. 

Im Kampfe gegen das Verbrechen wird das achtsamste 
Augenmerk auf die Eindämmung der Rezidive zu richten sein. 
Ist es doch vor allem der erschreckende Rückfall in der Kriminalität, 
der den Ruf nach Umgestaltimg der bestehenden vielfach hin- 
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fälligen Strafsysteme und des Strafvollzuges erzeugt hat. Der S t o o £ - 
sehe Vorentwurf hat sich auch durch das Bestreben, die Behandlung 
des Rückfalles auf Grund der Erfahrungen der Gef&ngnisstatistik 
entsprechend regeln zu wollen, verdienstvoll hervorgetan. Mit Recht 
holt er bereits gegen den einfachen Rückfall zu scharfem Hiebe aus. 
„Begeht jemand, der eine Freiheitsstrafe von mehr als 
sechs Monaten in der Schweiz oder im Ausland erstanden hat 
oder der an Statt oder neben einer Gefängnisstrafe in eine Arbeits- 
anstalt eingewiesen war (Art. 31), vor Ablauf von fünf Jahren 
nach seiner endgültigen Entlassung wieder ein Verbrechen, so 
erhöht der Richter die zu erkennende Zuchthaus- oder GefiLngnis- 
strafe; er ist an das höchste Ma fi der angedrohten Strafe nicht 
gebunde n, darf aber die höchste gesetzliche Dauer der Strafart 
(Art. 26, 27 § 2) nicht überschreiten. 

Die Yorbestrafung des Täters im Ausland wegen eines 
Verbrechens, für welches die Auslieferung nach schweizerischem 
Recht nicht bewilligt werden könnte, begründet jedoch keine 
Straferhöhung' (Art. 51). 

Die einfache Rezidive bildet demnach einen obligatorischen 
Straferhöhungsgrund. Findet die Verwahrung mehrfach Rück- 
fälliger, wie aus den späteren Ausführungen ersichtlich wird, ihre 
Begründung hauptsächlich in der erwiesenen Unzulänglichkeit der 
erstandenen Vorstrafen, so daß zu einem intensiveren Straf mittel 
gegriffen wird, gibt die einfache Rezidive noch keinen genügenden 
Anhaltspunkt, um an der Eignung des ordentlichen Strafinittels zu 
zweifeln. Das Gesetz kann hier dieselbe Strafe, jedoch mit 
erhöhtem Nachdruck, gegen den Täter in Anwendung bringen, 
der, trotzdem er bereits von der Stra^ustiz seine Abmahnung er- 
halten, dennoch seiner verbrecherischen Begierde wiederum nach- 
gegeben hat. 

Zwei Wege stehen nun für die nachdrückliche Anwendung 
der normalen Strafart offen: entweder die Schärfimg der Strafe 
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durch entsprechende Verstärkung des Straf leidens, wie durch ver- 
längerte Zellenhaft, hartes Lager, geschmälerte Eost, unter gleich- 
zeitiger Behandlung des einfachen Rückfalles als Strafzumessungs- 
grund innerhalb desselben ordentlichen Strafrahmens, — oder 
aber eine außerordentliche Extension der regelmäßigen Straf dauer. 
Der Stooßsche Entwurf hat den letzteren Weg vorgezogen. Ob 

nicht eher die erstere Lösung zweckentsprechend gewesen wäre, 

■■■ — *-.*«—*>. — — — — "■ — *"* ' — ^-^ ..— ^ — >'* 

bleibt dahingestellt. Unser bereits geäußertes Mißtrauen gegen 
<ue übermäßig langen Strafen und die Bevorzugung der inhaltlich 
intensiven gegenüber der zeitlich extensiven Repression lassen uns 
auch hier nicht mit derselben besonders befreunden. 

Aber auch sonst bietet die Art, wie der Yorentwurf die ein- 
fache Rezidive regeln will, der wissenschaftlichen E[ritik immerhin 
manche Blöße. 

Vor allem wird in der Beschaffenheit der in Frage kom- 
menden Straftaten kein Unterschied gemacht: gemeine und privi- 
legierte, dolose und fahrlässige Delikte, homogener und heterogener 
Rückfall werden alle gleich obligatorisch der Straferhöhung unter- 
zogen! In der Begründung des Yorentwurfes scheint jener Rezi* 
divist besonders gefürchtet zu werden, der seine kriminelle Yer- 
anlagung auf verschiedenartigen Yerbrechengebieten bewährt. 
Diese Ansicht mag mitunter für die mehrfache Rezidive ihre 
Richtigkeit haben, beim einfachen Rückfalle sind wir hingegen 
geneigt, gerade auf die spezifische, homogene oder wenigstens 
analoge Rückfälligkeit besonderes Gewicht zu legen. Wer könnte 
bestreiten, daß gerade beim spezifischen Rückfalle der Faktor des 
Wissens oder der Yorstellung im Schuldmomente eine besonders 
wichtige Rolle spielt! Das Wollen wird schuldhafter, weil der 
Täter, obgleich ihm das Gesetz die Strafwürdigkeit derselben 
Handlung bereits einmal durch ZufQgung der Strafe zu gesteigertem 
Bewußtsein geführt hat, es dennoch abermals in derselben Rich- 
tung betätigt hat. Der gleiche Deliktstrieb erweist sich hier 
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derart intensiv, dafi femer selbst die dank der gemachten Er- 
fahrung in ihm lebende Yorstellmig von dem Straffibel ihm keine 
hinreichende .Hemmung gegen seine Befriedigung zu bieten ver- 
mochte. Gestatten zwar hier die erst wenigen BückfiUle noch 
keineswegs, die Straf art als unzulänglich zu erachten und ähnlich 
wie bei mehrfacher Rezidive durch das wirksamere Strafinittel der 
Verwahrung zu ersetzen, ist es immerhin klar, dafi die gewöhn- 
liche Anwendung der ordentlichen Strafe den gleichen schuld- 
haften täterischen Trieb nicht in Schranken hält und diesem 
darum eine energischere Repression entgegengestellt werden mu£. 
Nur wo dem Richter eine längere Reihe von Vordelikten zur 
Prüfung vorliegt, also nur bei der vielfachen Rezidive, wird der 
bunte Strafzettel, der mehrere Deliktsgattungen aufweist, von der 
besonderen Gefährlichkeit des Abzuurteilenden Zeugenschaft geben, 
der kein verbrecherisches Feld unversucht gelassen und jeder 
Schlechtigkeit &hig ist. Mit Recht wird er da in ihm ebenso 
einen zu fürchtenden bösen Gesellen erblicken, wie in jenem aber- 
maligen Redizivisten, der immer wieder in dieselbe Dehktsspezies 
verfallend, unverminderte Beharrlichkeit in derselben verbreche- 
rischen Neigung bekundet. Wo jedoch der Richter nur zwei oder 
wenige Delikte seiner Beurteilung zu Grunde legen kann, wird 
er weit eher aus der Gleichartigkeit derselben oder aus der Ahn- 
Uchkeit der Tatimpulse ein sicheres Urteil über die verbreche- 
rische Tendenz des Täters sich zu bilden im stände sein, als wenn 
die wenigen ins Auge gefaxten Delikte gänzlich heterogen wären, 
kurz, ein nicht oft Rückfälliger wird ihm eher durch die kon- 
stante Betätigung derselben verbrecherischen Tendenz 
Besorgnis einflößen. Ist daher die Verwahrung sowohl für den 
allseitig geübten Praktiker im V erbrec hen als auch für den er- 
probten Spezialisten in gleichem Ma&e am Platze, scheint uns die 
S&aferE5Eung im Falle einfacher Rezidive, wo nur die Auf- 
einanderfolge zweier oder nur weniger Delikte in Betracht kommt, 
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vorzugsweise für den letzteren geboten. Nur von dem mehrfach 
Rückfälligen, nicht aber von dem einfachen Rezidivisten, dessen 
Straf karte nur einige wenige heterogene Delikte zur Schau trägt, 
wird angenommen werden können, er folge allen möglichen Delikts- 
antrieben oder er sei in allen Waffen der kriminellen Arena ver- 
siert. Dagegen werden auch nur wenige gleichartige Yordelikte 
von der gesteigerten Schuld des einfachen Bezidivisten beredt 
Kunde geben, der trotz persönlich erlittener Abmahnung immer in 
derselben Richtung seinen deliktuosen Willen gegen das Rechts- 
leben unbeugsam auflehnt. Es wird demnach die einfache 
Rezidive vornehmlich dann die Anspannung der repres- 
siven Energie erfordern, wenn sie homogene Delikte um- 
fafit."") Die obligatorische Straferhöhung wäre darum 
auf die Fälle gleichartiger oder analoger Rezidive — näher 
zu unterscheiden würde hier zu weit führen — einzuschränken, 
bei heterogenem einfachen Rückfalle hätte sie jedoch nur 



*) Auch der Entwiirf geht wohl von dieser Ansicht ans, wenn er anderseits bei 
einigen Delikten im Falle gleichartiger oder analoger Rezidive anstelle der 
fOr das betreffende Delikt normal angedrohten alternativen Strafe von Zucht- 
haus oder Grefängnis ausschließlich Zuchthaus mit höherem Maximum 
androht, wie bei Diebstahl (79), Hehlerei (86), Betrag (89), Erpressung (91), 
Wucher (92) — in welchen Fällen er auch die gewerbsmflBige Begehung der 
gleichen Behandlung unterzieht — sowie bei Bordellhalten (130), und indem er bei den 
stets mit Zuchthaus gestraften Verbrechen des Raubes (81) und der vorsätzlichen 
Brandstiftung (148, außer wenn von geringerer Bedeutung) die Zuchthausstrafe 
erhobt. Ähnlich wird auch bei einigen Übertretungen im Falle der gleichartigen 
Rezidive binnen Jahresfrist statt Buße auf Haft, wie wegen Tierquälerei (256, 
obligatorisch). Öffentliches Ärgernis erregender Trunkenheit (253, fakultativ) und 
statt Haft auf Einweisung in die Arbeitsanstalt wegen Belästigung durch gewerbs- 
mäßige Unzucht (246), Vernachlässigung der Familie (254), Landstreicherei und 
Bettel (255), bei den zwei letzten Übertretungen erforderlichenfalls auch auf Ein- 
weisung in eine Trinkerheilanstalt, und wegen gesundheitsgefährdenden Ver- 
abreichens geistiger Getränke an Kinder unter sechzehn Jahren (285) auch auf 
die Nebenstrafe der Gewerbsuntersagung auf bestimmte Zeit erkannt werden. 
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fakultativ einzutreten. Es geht z. B. nicht an, dafi ein Tele- 
phonbeamter, der vor höchstens fünf Jahren wegen fahrlässiger 
Körperverletzung eine mindestens sechsmonatige Freiheitestrafe 
erstanden hat, wenn er vor Ablauf der fÜnQährigen Rückfall- 
veijährungsfrist das Telephongeheimnis verletzt (221), ebenso ab- 
solut eine Straferhöhung erleiden müsse, wie der abgestrafte Dieb, 
der innerhalb derselben Frist eine Erpressung begeht; ein Tierarzt, 
der wegen Zweikampfes sechsmonatiges Gefängnis verwirkt hatte, 
wenn er fahrlässig eine Seuchenansteckung unter Haustieren ver- 
schuldet (144, § 2), ebenso sicher wie der skrupellose Wüstling, 
der, nachdem er bereite wegen desselben Verbrechens verurteilt 
worden war, neuerdings wissentlich durch Beischlafsausübung die 
venerische Ansteckung mitteilt. Allerdings wird es dem Blchter 
freistehen, und er wird von dieser Befugnis auch Gebrauch machen, 
bei der Erhöhung nicht immer das Höchstmaß der angedrohten 
Strafe zu überschreiten, in keinem Falle wird er jedoch zu solcher 
Maßhaltung verpflichtet sein. Wird da nicht jeder gewissenhafte 
Richter im Falle der allerersten Abstrafimg besonders auf der 
Hut sein müssen, daß er bei mit Gefängnisstrafe bedrohten Delikten 
nur in den äußersten Fällen über die sechsmonatige Strafe hinaus- 
gehe? . . 

Allerdings wird das Mißverhältnis um so auffallender, wo ein 
fahrlässiges Verbrechen, sei es als die abzuurteilende Straftet, sei 
es als Vordelikt, den einfachen Rückfall begründet. Nehmen wir an, 
jemand habe eine Vorstrafe erlitten wegen fahrlässiger Brand- 
stiftung (149) oder wegen fahrlässiger Verursachung einer Über- 
schwemmung (153, § 2), bei denen ein Mensch ums Leben kam. 
Beide Verbrechen sind mit der ansehnlichen Strafe von mindestens 
sechsmonatigem Gefilngnis bedroht. Vor Ablauf der Rückfall- 
verjährungsfrist macht er sich der Verleitung zu falschem Gut- 
achten schuldig, die mit Zuchthaus bis zu zwei Jahren bestraft 
werden kann (208). Dem Richter wird hier die Allmacht zu- 
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kommen, bis auf fiinfzehDjährige Zuchthausstrafe zu erkemien! 
Wo das Kerbholz der täterischen Bescholtenheit nur eine oder 
zwei Vorstrafen aufweist, vermissen wir, wenn darunter auch ein 
Fahrlässigkeitsdelikt betroffen erscheint, jene innere schulderhöhende 
Beziehung zwischen der wegen desselben erlittenen Abmahnung 
und einem neuerlichen vorbedachten Rechtsbruche, die eine nach* 
drücklichere Repression des letzteren erheischen würde. Diese 
Erwägung trifft noch um so mehr dann zu, wenn auf ein doloses 
Delikt ein fahrlässiges folgt. Keineswegs vermögen wir uns 
in diesem Falle von der mit Straferhöhung verbundenen 
rückfallbegründenden Kraft eines einzigen vorliegenden 
kulposen Deliktes zu überzeugen. 

Anders gestaltet sich die Frage, wenn der einfache Rückfall 
durch mehrere Fahrlässigkeitsdelikte geschaffen wird. Hier 
hat der Täter der erlittenen generischen Abmahnung, in Zukimft 
seine ganze Aufmerksamkeit aufzubieten, damit durch sein Tun 
nicht ein rechtsverletzender strafbarer Erfolg entstehe, neuerlich 
zuwider gehandelt. Aber auch hier gilt außerdem, was wir 
von der erhöhten Schuld bei Vorhandensein spezifischer 
einfacher Rezidive angeführt haben. Der Rückfall in die- 
selbe Achtlosigkeit und die wiederholte gleichartige Gefähr- 
dung der Rechtssicherheit, trotzdem die in Form eines Straf leidens 
am eigenen Leibe erfahrene Warnung den Täter zur Anspannung 
seiner Aufmerksamkeit um so sicherer hätte treiben sollen, legt 
zweifellos eine gesteigerte Mißachtung des Gesetzes an den Tag. 
Hat der kulpose Täter durch die erste Fahrlässigkeit gegen das 
Gesetz verstoßen, indem er eine Tätigkeit entwickelt hat, die er 
hätte lassen sollen, weil ihn sei es die Tatumstände oder seine 
allgemeinen oder gar besonderen Facherfahrungen auf deren ge- 
sellschaftbedrohliche Folgen hätten aufinerksam machen müssen, 
erscheint er ob der nächsten gleichen Rezidive um so strafbarer, 
indem, wenn er sein Tun den Anforderungen des Gesetzes anzu- 

Spira, Dr. Emil, Die Zachthftu»* und GeftngDlartrafe. 4 
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passen bedacht gewesen wftre, nftchst den eben angefahrten Um- 
ständen ihn noch die Hemmungsvorstellung von der ihm durch 
das erlittene Strafübel zum Bewußtsein gefOhrten gesetsdichen Ab- | 

mahnung hätte wirksam sein sollen. Es stellt sich also auch 
beim einfachen Rückfalle in ein kulposes Verbrechen die 
spezifische oder analoge Rezidive als die schwerere dar ^ 

und die obligatorische StraferhOhung wäre darum auch 
hier nur auf jene wiederholte Fahrlässigkeitsdelikte ein- 
zuschränken, wo ein Verletzungserfolg durch gleiche 
oder ähnliche Tätigkeit achtlos herbeigeführt worden 

ist, z. B. jemand fügt eine fahrlässige Verletzung zu durch schneUes 

I 

Fahren mit einem Automobil, nachdem er bereits wegen Umstürzen 
einer Person mii dem Fahi^FSSe bestraft worden war; oder er hat 
vor der letzten Aburteilung wegen kulposer Körperverletzung 
durch Nichtzudecken eines offenen Brunnens bereits eine Strafe 
wegen desselben Deliktes, begangen durch tTnterlassung der nötigen 
nächtlichen Beleuchtung der Brunnengegend erlitten; oder er ver- 
ursacht durch unvorsichtiges Schießen eine fahrlässige Brand- 
legung, nachdem er durch diese Handlung einmal bereits einen 
Treiber fahrlässig angeschossen und deshalb bestraft worden ist, u. ä. 
Dagegen erachten wir in anderen Fällen nur heterogener Fahrlässig- 
keitsrezidive die blofi fakultative Straferhöhung für hinreichend. 

Auch scheint uns anderseits der Straferhöhungs- 
rahmen viel zu weit gespannt zu sein. Jede noch so ge- 
ringe Rezidive wird einer geradezu unerhörten Ahndung ausgesetzt, 
die nicht nur zu Ungereimtheiten aber auch zu ungerechtem 
I Drucke führen kann. Der Richter mufi die Strafe, auf die er 
ohne Rücksicht auf die vorliegende Rezidive erkannt hätte, er- 
höhen und hat die Macht, hierin bis an die äußerste Grenze der 
gesetzlich zulässigen Dauer der betreffenden Strafart zu steigen. 
Gesetzt, jemand wird, nachdem er wegen Zweikampfes mit ge- 
fährlicher Verletzung eine sechsmonatige Gefängnisstrafe erstanden 
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hat, wegen Ungehorsams gegen amtliche Verfügungen verurteilt, 
für welches Verbrechen die Höchststrafe sechsmonatiges Gefängnis 
betragen kann (Art. 195). Der Fall war ein derart leichter, dafi 
der Schuldige unter gewöhnlichen Verhältnissen mit Oeftngnis von 
einigen Wochen davongekommen wäre, nun kann jedoch mit 
Rücksicht auf sein einstiges Duell gegen ihn die höchst zulässige 
Gefängnisstrafe von fünf Jahren (diBnn Art. 51 beruft sich aus- 
drücklich auf dieses Maximum des Art. 27, § 2!) verhängt werden. 
Schon der Möglichkeit solcher Absurditäten soDte in dem so ge- 
diegenen Gesetzentwurfe nicht Raum gegeben werden. Nach 
unserer Überzeugung kann die StraQustiz, namentlich wenn sie 
die Straferhöhung nicht auf die Fälle homogener oder analoger 
Rezidive einschränkt, gegen den einfachen Rückfall bereits dadurch 
hinlänglich reagieren, dafi sie höchstens bei homogenem Rückfall 
obligatorisch, sonst aber nur fakultativ die Erhöhung der zu 
erkennenden Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe bis höchstens um 
die Hälfte der angedrohten Strafe vorsieht, sofern nur 
die höchste gesetzlich zulässige Dauer der betreffenden Straf art 
dadurch nicht überschritten wird. 

Welcher Wert wird femer den mildernden Umständen im 
Falle einfacher Rezidive beigemessen werden? Wie wird hier 
zu verfahren sein? hebt sich nicht die Straferhöhung einerseits 
mit der Strafherabsetzung anderseits gegenseitig auf? oder soll 
dennoch, weil die Schranken der Straferhöhung viel weiter ge- 
zogen sind als bei der Strafmilderung, die Berücksichtigung jeg- 
licher, noch so harmloser Rezidive die Wirkungen selbst der er- 
heblichsten Milderungsgründe zu vereiteln im stände sein? Wohl 
wiü Lammasch die Strafherabsetzung wegen der im nunmehrigen 
Art. 48 angeführten Milderimgsgründe dem Rück&lligen gegen- 
über ausschließen.*) Allein diese Gründe sind von derart subjek- 

*) Lammasch, Der Entwurf eines Schweizerischen Strafgesetzbaches, 
in 2SeitBchrift fllr Schweizer. Strafrecht, VIII, S. 126. 
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tiver Natur oder dergernftfi an die Tat geknüpft, dafi sie bei der 
sittlichen Bewertung des Deliktes und des Delinquenten notwendig 
einer Würdigung zu unterziehen und dem letzteren ohne Rück- 
sicht auf etwaige dunkle Blätter in seinem früheren Strafregister 
in Anrechnung zu bringen sind. Hat jemand in arger Bedrängnis 
oder infolge schwerer Provokation sich zu einer strafbaren Hand- 
lung hinreifien lassen, vermag auch der Umstand, daß der Täter 
rückfällig ist, dieser ffir die ethische Beurteilung des Deliktes mit- 
unter höchst wichtigen Tatsache ihren lindernden Effekt nicht zu 
benehmen, es wäre denn, er hätte sich auch zu seinem Vordelikte 
durch dieselben Antriebe bringen lassen, denen er jetzt trotz er- 
standener Strafe abermals nicht widerstanden hat. Hingegen ist 
es richtig, dafi die Wirkung der Milderungsgründe BückMligen 
gegenüber darauf hinausgehen könnte, dafi von der sonst vor- 
geschriebenen Straferhöhung Umgang zu nehmen wäre. So war 
denn auch die Fassung des ursprünglichen Stoofischen Entwurfes 
insofern vorzuziehen, als eine Straferhöhung wegen Bückfalles bei 
Vorliegen gesetzlicher Milderungsgründe nicht zulässig sein sollte. 

Dafi das Yordelikt, um rückfallbegründend zu sein, mindestens 
mit einer sechsmonatigen Freiheitsstrafe getroffen worden sein 
mufi, kann nur gebilligt werden. Es wäre unrichtig, auf ein 
höheres Schuldmafi desjenigen rezidiven Täters zu scUiefien, dem 
eine erste Vorstrafe von nur etwa einigen Wochen nicht recht zu 
imponieren vermochte, und gegenüber einem solchen Erstrück- 
fälligen gleich eine potenzierte Repression in Anwendung zu bringen. 

Schliefilich ist der fünfjährige Termin der Rückfalls- 
verjährung viel zu hoch gegriffen, namentlich wenn erwogen 
wird, dafi jegliches neue Delikt, mag es subjektiv von noch so 
geringer Tragweite sein, nach dem Entwürfe sogar jedes ver- 
einzelte Fahrlässigkeitsdelikt, die erhöhte Strafe obligatorisch nach 
sich ziehen soll. Die Strafrechtspflege könnte sich bereits ziem- 
lich ihrer Ergebnisse rühmen, wenn binnen vier, ja selbst binnen 
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drei Jahren nach der ersten Straferstehung ein Rückfall des Ver- 
urteilten nicht mehr zu gewärtigen wäre. Es ist hier jedoch auf 
einen weiteren Widerspruch die Aufinerksamkeit der Experten- 
kommission zu lenken: Gemäß Art. 55 verjährt ein Verbrechen, 
wenn es mit Gefängnis (ohne festgesetztes höheres Minimum) be- 
droht ist, nach vier Jahren. Gesetzt, jemand begeht alsbald 
nach seiner ersten Straferstehung ein solches Verbrechen, das erst 
kurz nach Ablauf des Veijährungstermines entdeckt wird. Wie 
kann nun ein Delikt, das nach vier Jahren bereits verjährt, dessen 
Verfolgung also dann überhaupt unzulässig ist, noch während eines 
weiteren fünften Jahres straferhöhenden Rückfall begründen? Be- 
reits mit Rücksicht auf diesen Redaktionslapsus darf wohl eine 
Herabsetzung der Rückfallsveijährungsfrist erwartet werden. 
Könnte da nicht die dreijährige Frist, die bei der Ver- 
wahrung vielfach Rückfälliger in Betracht kommt, auch 
für den einfachen Rückfall herangezogen werden? 

Für die jugendlichen Täter wird die Rückf allstraf erhöhung, 
weil die ordentliche, in diesem Falle die mindestens sechsmonatige 
Freiheitsstrafe gegen sie erst verhängt werden kann, wenn der 
verwahrloste oder sittlich verdorbene JugendUche am Tage der 
richterlichen Entscheidung (!) das 18. Jahr zurückgelegt hat, eo 
ipso ausgeschlossen sein. Es bleibt jedoch bei dieser mißglückten 
Bestimmung Tatsache, dafi dieser ordentlichen Vorstrafe, die sie 
nach erreichtem 18. Jahre wegen eines Verbrechens, das sie vor 
diesem Alter begangen haben, erlitten hatten, anläßlich ihrer 
nächsten, innerhalb der Rückfallverjährungsfrist erfolgenden Ab- 
abiui}eilung wegen eines Verbrechens rückfallbegründende Wirkung 
zukommen wird! Dies konnte kaum in den Intentionen des Ent- 
wurfsverfassers liegen. Wir würden sogar noch weiter gehen 
und mit Hinblick auf die Umbildbarkeit des jugendlichen, noch so 
verstockten Gemütes nicht zögern, auf das zurückgelegte zwan- 
zigste Lebensjahr den Termin hinauszuschieben, von 
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welchem an die Straferhöhung wegen Bückfalles zuzu- 
lassen wäre. 

Einen korrekten Standpunkt nimmt der Entwurf hinsichtlich 
der Anerkennung rückfallbegründender "Kraft ausländischer Vor- 
strafen ein, die er an die Bedingung knüpft, dafi für das bezüg^che 
Verbrechen die Auslieferung nach schweizerischem Recht zulässig 
sein mufi. Wie wir ersehen werden, hat diese Bestinunung be- 
dauerlicherweise in der Vorschrift über die Verwahrung vielfach 
Rückfälliger nicht Nachahmung gefunden. 

2. Zusammentreffen strafbarer Handlungen. 

Eine Erhöhung der Zuchthaus- und Gefängnisstrafe ist auch 
für den Fall des Zusammentreffens strafbarer Handlungen vorgesehen. 
„Hat jemand durch eine oder mehrere Taten mehrere 
Freiheitsstrafen verwirkt, so verurteilt ihn der Richter zu der 
Strafe des schwersten Verbrechens und erhöht dieselbe an- 
gemessen. Der Richter kann das höchste Mafi der angedrohten 
Strafe erhöhen, jedoch höchstens um die Hälfte. Dabei ist er 
an die gesetzliche Dauer der Straf art gebunden/ 

Die Bestimmungen des Art. 52 sind auch ex post auf den- 
jenigen anzuwenden, der zu einer Freiheitsstrafe verurteilt worden 
ist, wenn gegen ihn vor Abbü£ung der Strafe eine Verurteilung 
zur Freiheitsstrafe wegen eines anderen Verbrechens erfolgt, das 
vor der ersten Urteilsfällung begangen war. Wir begegnen also 
hier, ähnlich wie im deutschen Strafgesetzbuche (§ 79) und in der 
österreichischen Strafprozeßordnung (§ 265) der mit entsprechender 
nacMrägliclier JfcLorrektur"verBundeneii Fiktion, als ob die einzelnen 
strafbaren Handlungen Gegenstand einer einzelnen Aburteilung 
gebildet hätten. Hier wird also bei der nachträglichen Aburteilung 
nur auf die Zusatzstrafe zu erkennen sein. 

Durch einen überaus kühnen Redaktionsgriff geht der Vorent- 
wurf jeglicher Scheidung zwischen realer Konkurrenz und zwischen 
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dem sogen, idealen ZusammentrefFen aus dem Wege. Auch wir er- 
achten den Begriff der Deliktskonkurrenz, wie vonLisztu. a. klar- 
gelegt haben, nur auf die Fälle realen Zusammentreffens mehrerer, 
sei es gleicher, sei es verschiedener Deliktstatbestände, wenn sie 
durch mehrere selbständige Willensbetätigungen hervorgebracht 
wurden, fOr anwendbar und in der Verletzung mehrerer Strafgesetze 
durch eine Handlung des Täters vermögen wir anstatt der unrichtiger- 
weise angenommenen Idealkonkurrenz eigentlich nur eine Gesetzech 
konkurrenz zu erblickenT weil hier also durch das vorliegende 
einheitliche Delikt nicht mehrere Strafen verwirkt werden können, 
hätten wir diesfalls die Anwendung des Absorptionsprinzipes und 
die Yerhängung der auf das verletzte strengste Gesetz angedrohten 
Strafe für hinreichend gehalten. Die fakultative Überschreitung V 

ihres Höchstmaßes, die Asperation bis höchstens um die Hälfte 
wäre demnach nur auf den Fall wahrer Deliktskonkurrenz, also 
des sogenannten realen Zusammentreffens einzuschränken.'*') 

Die Fassung des Art. 52 schließt keineswegs aus, daß die 

*) Im Sinne des Schweizerischen Yorentwnrfes wird aach diese Schranke üallen, 
wenn Eonkoirenz mit ein&cher Rezidive znsammentreffen wird. Der Richter wird 
hier das Höchstmaß der angedrohten schwersten Strafe nicht blo£ höchstens nm die 
Hälfte, sondern insoweit erhohen dflrfen, als nnr das gesetzlich znlfissige Maxirnnm 
der Straf art nicht üherschritten wird. Wird demnach der einfache Rflckfall durch 
konkurrierende Delikte hegrOndet, geht nach dem Entwürfe die Bestimmnng flher 
das Zusammentreffen von Freiheitsstrafen in jener flher die Rezidive auf, weil 
hier die StraferhOhung insofern eine weitgehendere ist, als der Richter selbst über 
die Hftlffce des Maximums hinaus bis zur zulAssigen Höchstdauer der betreffenden 
Straf art gehen kann. Wenn wir demgegenflber fttr einfache Rezidive die fakul- 
tative Erhöhung der zu erkennenden Freiheitsstrafe bis höchstens um. die Hälfte 
befflrwortet haben (ohne Überschreitung der zulässigen Höchstdauer der Strafart), 
mochten wir, insolange nicht bloß die analoge Rezidive berflcksichtigt wird, von 
diesem Vorschlage auch nicht fOr den Fall abkommen, wo Rückfall mit Kon- 
kurrenz zusammentreffen, und vielmehr zu einer Schärfnng der also erhöhten 
Strafe durch verlängerte Einzelhaft, hartes Lager oder Eostschmälemng Zuflucht 
nehmen. 
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erhöhte Strafe des schwersten Deliktes die Gtesamtdauer der auf 
die einzelnen Delikte angedrohten Strafen erreiche, sie kann 
dieselbe sogar übersteigen, so nur der Richter die Er- 
höhung angemessen findet und sich an die äufierste Grenze hält 
die durch die H&lfte über dem Maximum der angedrohten Strafe 
einerseits und durch die gesetzlich zulässige Höchstdauer der 
Straf art anderseits markiert ist. Gesetzt, jemand hätte in Menge 
falsches Geld eingeführt, um es als echt in Umlauf zu setzen, 
welches Verbrechen mit Zuchthaus bis zu fünf Jahren bedroht 
wird (Art. 164), er wäre aber auch der üblen Nachrede schuldig 
befunden worden, welche (Art. 102) mit Gefängnis bis zu drei 
Monaten gestraft wird: was kann den Richter hindern, bei seinem 
freien Ermessen auf eine Gesamtstrafe von fiinf und einhalb Jahren 
Zuchthaus zu erkennen? Wäre er doch sogar befugt, hier bis 
siebeneinhalbjähriges Zuchthaus zu verhängen! Die Festsetzung 
eines begrenzten Maximums kommt bei mit Gefängnis gestraften 
Delikten wohl nur ausnahmsweise vor, sie trifft jedoch um so öfter 
bei Zuchthausstrafe ein, wo demnach solche Ungereimtheiten häufig 
möglich wären. Nehmen wir an, jemand wird nach Art. 86 der 
gewerbsmäßigen Hehlerei (Zuchthaus bis zu fünf Jahren) und außer- 
dem der Verleitung der falschen Zeugenschaft gemäß Art. 208 
(Zuchthaus bis zu zwei Jahren) schuldig befunden : Welche Garantie 
besteht da gegen die Gefahr einer Eumulierung, wo ja der Richter 
sogar Zuchthaus bis zu siebeneinhalb Jahren verhängen kann?! 
Nachdem jedoch die leitende Idee, die der Vorschrift über die 
Gesamtstrafe zu Grunde liegt, auf Billigkeitsrücksichten ruht, damit 
nämlich eine Kumulierung mehrerer verwirkten Strafen nicht 
zu einer unverhältnismäßig empfindlichen Repression führe, wäre 
es wohl alles eher denn überflüssig, der Erhöhung der Einsatz- 
strafe noch weitere Schranken zu setzen, damit dort, wo ein 
Maximum der Strafen festgesetzt ist, die erhöhte Strafe die Ge- 
samtdauer der einzeln verwirkten Strafen keinesfalls erreiche. 
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Wir erachten übrigens, daß bei Erhöhung der fär das schwerste 
Delikt verwirkten entsprechende Rücksicht auf die andern mit- 
verwirkten Strafen hätte geübt werden sollen. Die erhöhte 
Strafe wäre nämlich in der Weise zu finden, daß ein quotativer 
Teil vom Maximum der mitverwirkten zu jener Einsatzstrafe hinzu- 
gerechnet werden könnte.'*') Es ist zu erwägen, daß bei einer 
solchen weitgehenden Straferhöhung dort, wo die konkurrierenden 
Delikte mit verschiedenartigen Freiheitsstrafen bedroht werden, 
im Grunde eine Schärfung der Gefilngnisstrafe in Zuchthaus mit- 
inbegriffen ist. So sehr wir davor zurückschrecken, nach Art des 
deutschen Strafgesetzbuches eine ümwandlungsarithmetik für die 
Umrechnung der Strafarten zu befürworten, wenn wir nicht in die 
von deutschen Kriminalisten mit Recht gerügten Absurditäten ver- 
fallen sollen, so sind wir im selben Maße davon überzeugt, daß 
eine gel'echte Inasperation der Art der anderen Freiheits- 
strafen, welche neben der für das schwerste Delikt angedrohten 
Strafe mit in Frage kommen, Rechnung zu tragen hat. Es wird 
so häufig mit dem Motto vom Individualisieren der Strafe Ver- 
schwendung getrieben, bleibt es aber nicht eine leere Redensart, 
wenn die Straferhöhung bei zusanmientreffenden strafbaren Hand- 
lungen ohne die geringste Rücksicht auf die mitkonkurrierenden 
Delikte nach einer Oeradewohlschablone auf das einundeinhalbfache 
Höchstmaß der verwirkten schwersten Strafe eingewurzelt wird?! 
Aus einer Anzahl aufgestellter Kombinationen scheint uns beiläufig 

*) So will auch Lammasch a. 0. S. 139 einen Bruchteil des Maximums 
der auf das konkurrierende Delikt angedrohten Strafe, und wenn mehrere Delikte 
mitkonkurrieren, einen Bruchteil jener Strafe, welche auf das schwerste der mit- 
konkurrierenden Delikte angedroht ist, als Stra&usatz annehmen. Die letztere 
Annahme erachten wir zur Vermeidung ungerechter Schärfen noch nicht für hin- 
reichend, vielmehr ist zum Zwecke der Zusatzstraf berechnung jede einzelne von 
den auf sämtliche mitkonkurrierenden Delikte angedrohten Strafen zu beachten 
und mit einem aliquoten Teile heranzuziehen, wobei allerdings die im Art. 52 
festgesetzte Höchstgrenze der StraferhOhung nicht überschritten werden darf. 
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folgender ErhOhungsmodus, ohne daß er im mindesten auf Ein- 
wandfreiheit Anspruch erheben wollte, einer besseren Lösung näher 
zu kommen, wonach die Erhöhung der für das schwerste Delikt 
angedrohten Strafe nicht überschreiten dürfte: die Hälfte 
der Maximaldauer von mitkonkurrierenden Zuchthausstrafen, ein 
Drittel der Maximaldauer von mitkonkurrierenden Gtofängnisstrafen 
und ein Viertel der Maximaldauer von mitzusammentreffender Haft, 
wobei jedoch — und hier wären die Grenzen des Yorentwurfes 
beizubehalten — die angedrohte Einsatzstrafe höchstens um die 
Hälfte erhöht werden und die gesetzliche Höchstdauer der Straf- 
art nicht überschritten werden darf. Hier einige Beispiele: 

Es konkurrieren: Nötigung zu unzüchtigen Handlungen 
(Art. 117, Zuchthaus bis zu sechs Jahren) und qualifizierte 
Kuppelei (129, Zuchthaus bis zu drei Jahren). Nach dem Yor- 
entwurfe kann der Richter hier Zuchthaus bis neun Jahren ver- 
hängen, nach dem von uns vorgeschlagenen Modus kann er 
siebenundeinhalbjähriges Zuchthaus nicht überschreiten. 

Oewerbsmäfiige Erpressung (91, § 2, Zuchthaus bis zu zehn 
Jahren) und Yerleitung zu falscher Zeugenschaft (208, Zuchthaus 
bis zu zwei Jahren); nach dem Entwürfe kann auf Zuchthaus 
bis zu fünfzehn Jahren, gemäß obigen Yorschlages höchstens 
bis zu elf Jahren erkannt werden. 

Gewerbsmäßige Hehlerei (86, Zuchthaus bis zu fünf Jahren) 
und Ungehorsam gegen amtliche Yerfügungen (195, Gefängnis 
bis zu sechs Monaten); nach dem Entwürfe kann Zuchthaus bis 
zu siebeneinhalb Jahren, oben höchstens bis zu fünf Jahren und 
zwei Monaten ausgesprochen werden. 

Schwerer Diebstahl (79, § 2, Zuchthaus bis zu zehn Jahren) 
und Yerweisungsbruch (202, Gefängnis); hier wird Zuchthaus 
bis zu fünfzehn Jahren, oben nicht über zehn Jahre und acht 
Monate (= zehn Jahren -\- ein Drittel von zwei Jahren) zulässig 
sein. 
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Falsche Zeugenschaft (207, Zuchthaus bis zu acht Jahren) 
und wissentUcher Mißbrauch einer geisteskranken Frauensperson 
zur Unzucht (sog. schwere Schändung, 119, Zuchthaus bis zu 
sechs Jahren) und überdies Verletzung des Briefgeheimnisses 
(109, (Gefängnis bis zu drei Monaten). Laut Entwurf kann bis 
zwöl^'ähriges Zuchthaus, oben höchstens elf Jahre und ein Monat 
Zuchthaus erkannt werden (= acht Jahre -j- die Hälfte von sechs 
Jahren -f ein Drittel von drei Monaten). 

Eindestötung (63, Zuchthaus bis zu sechs Jahren) und Bettel 
(255, Haft). Vermöge des Entwurfes kann die Gesamt- 
strafe bis zu neunjährigem Zuchthaus erhöht werden (!), 
weil mangels anderer Bestimmung die Vorschrift über das Zu- 
sammentreffen von Freiheitsstrafen auch für Übertretungen An- 
wendung finden wird;'*') nach unserem Modus dürfte die Höchst- 
strafe hier nicht sechs Jahre und drei Wochen Zuchthaus über- 
steigen (= sechs Jahre + ein Viertel von drei Monaten.)**) 
Je höher die Einsatzstrafe, mit welcher das schwerste Ver- 
brechen bedroht wird, desto auffallender wird in den meisten F&llen 
das Mißverhältnis sein, wenn bei gänzlicher Außerachtlassung von 
Art und Dauer der auf die mitkonkurrierenden minder schweren 
strafbaren Handlungen angesetzten Strafen nach dem Entwürfe 
die Gesamtstrafe gebildet werden soU, die hier oft sogar die 
Summe der kumulierten Strafen übertreffen kann. 

Der Erhöhungsmodus des Vorentwurfes hat den weiteren 
Nachteil, daß in den meisten Fällen die höchst zulässige Gesamt- 
strafe unbeweglich dieselbe bleibt, wenn auch noch so viele De- 



*) Vgl. Zflrcher, Die Übertretnngeii im Schweizerischen Stralgesetzbach, 
in Schweiz. Zeitachr. fttr Strafr. Bd. VIII S. 172. 

**) Dementeprechend mflßte dann Art. 59 ftber die Zeitberechnong, wonach 
der Monat nach dem Kalender berechnet wird, einen Znsatz in dem Sinne er- 
fahren, daß Brachteile der Haftdaner bei Zusammentreffen mit Zuchthans- oder 
Gefängnisstrafe nach Wochen zu berechnen sind. 



— 60 — 

likte zusammentreffen ; dem gegenüber wird nach unserer Berech- 
nungsweise innerhalb des nach zwei Richtungen beschränkten 
Höchstmaßes (d. i. bis höchstens zur Erreichung der Hälfte über 
der angedrohten Strafe des schwersten Deliktes bei Einhaltung 
der gesetzlich zulässigen Höchstdauer der Straf art) den einzelnen 
Delikten meistens ein wichtiger Einflufi zukommen. So z. B. 
wird im zuletzt angeführten Beispiele, wenn zur Eindestötung und 
Bettel noch das Verbrechen der Blutschande (133, Zuchthaus bis zu 
zwei Jahren) hinzutritt, laut Art. 52 die höchst zulässige erhöhte 
Strafe wie früher neunjähriges Zuchthaus bleiben, wogegen nach 
obiger Berechnung hinreichend Raum erübrigen wird, um die Höchst- 
strafe von sechs Jahren und drei Wochen noch um ein weiteres 
Jahr steigern zu können.*) 

IV. Mildernng der Znchthans- und Gefängnisstrafe. 

Der Schweizerische Vorentwurf hat sich mit Recht von den 
ob ihrer Gehaltlosigkeit und Willkür unhaltbaren allgemeinen Mil- 
derungsgründen abgewendet. Er kennt nur determinierte Milde- 
rungsgründe. 

Die Strafinaxima weisen hier nicht jene unvernünftige Strenge 
auf, vor der dann die Praxis ängstlich zurückschreckt, so daß die 
Strafbestimmungen etwa hier so wie in mancher anderen Gesetz- 
gebung jenes Korrektivs benötigen würden, welches in der An- 
nahme allgemeiner Milderungsgründe erblickt zu werden pflegt. 

Von den Milderungsgründen wohl zu unterscheiden sind die 
Strafminderungen, die nach dem Entwürfe beim blofien Versuche 

*) Es f&llt auf, daß der Vorentwmf im n. Buche Aber die Übertretungeii 
keine besonderen Bestimmnngen Aber die Beetrafong von zusammentreffenden 
Übertretungen enthält. So wird, mGgen ihrer noch so viele konkurrieren, stets 
nur höchstens dreimonatige Haft verhftngt werden können. 

Es sei hier noch darauf hingewiesen, daß auch die zulässige Eumulierung 
Ton Geldstrafen zu abnormen VermOgenskatastrophen fahren kann. 
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eines Verbrechens (Art. 21) und bei Bestrafung jugendlicher 
Verbrecher, welche am Tage der Urteilsfällung (!) das 18. Jahr 
zurückgelegt haben (Art. 14, § 1), obligatorisch eintreten sollen. 
Sie haben jedoch — wohl aus technischen Gründen — mit den 
Strafmilderungen das gemein, daß die für das Verbrechen an- 
gedrohte Strafe hier nach den gleichen Grundsätzen herab- 
gesetzt wird. 

Der Vorentwurf unterscheidet begrenzte und unbegrenzte 
Strafmilderungen. Bei den ersteren wird die vom Gesetze für 
die Tat angedrohte Strafe nach bestimmten Regeln bis zu ge- 
wissen nicht zu überschreitenden Schranken herabgesetzt, wie z. B. 
lebenslängliches Zuchthaus auf Zuchthaus nicht unter zehn Jahren, 
Zuchthaus nicht unter zehn Jahren auf Zuchthaus nicht unter fünf 
Jahren, Zuchthaus (ohne festgesetztes höheres Minimum) auf Ge- 
fängnis von sechs Monaten bis zu fünf Jahren u. s. w. Die her 
gehörigen Milderungsgründe sind ausdrücklich aufgezählt (Art. 48).'*') 

Unbegrenzte Strafinilderung hingegen tritt ein, wenn das 
Gesetz den Richter ausdrücklich ermächtigt, die Strafe nach 
freiem Ermessen zu mildem, in diesem Falle «ist der Richter 



♦) Art 48. 

§ 1. Die Strafe kann gemildert werden: 
wenn der Schuldige das Verbrechen ans achtungswerten Beweggründen, in 
schwerer Bedrängnis oder unter dem Eindruck einer schweren Drohung oder 
auf Befehl eines Vorgesetzten begangen hat; 
wenn er durch schwere Reizung oder Erftnkung, zu der er nicht Anlaß gegeben 

hat, augenblicklich zu der Tat hingerissen worden ist; 
wenn er aufrichtige Reue ttber das Verbrechen betätigt hat; 
wenn er zur Zeit der Tat das achtzehnte, aber nicht das zwanzigste Lebensjahr 

zurückgelegt hatte; 
wenn die Veijährungsfrist bei Einleitung der Strafverfolgung nahezu abgelaufen war. 
§ 2. Erklärt das Gesetz einen solchen Umstand f&r ein bestimmtes Ver- 
brechen als besonderen Strafmildemngsgrund, so findet diese Bestimmung keine 
Anwendung. 
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an die Strafiurt und an das Strafmaß, die für das Verbrechen an- 
gedroht sind, nicht gebunden" (Art. 50). 

Die Zulässigkeit eines derart fi^ien richterlichen Ermessens 
müfite zweifellos ernste Bedenken erregen, wenn sie nicht triftige 
Erwägungen rechtfertigen könnten. Tatsächlich handelt es sich 
hier insgesamt um solche Begehungen von Verbrechen, die mit 
Rücksicht auf die Umstände der Tat im Lichte geminderter Schuld 
zu erscheinen geeignet sind und bei deren Vorliegen die bisherige 
Praxis, weil ihr das Gesetz selbst keine sichere Handhabe für ihr 
urteil geboten, vielfach zu einem Freispruche Zuflucht zu nehmen 
pflegte: die verminderte Zurechnungsfähigkeit (Art. 16) und 
der absolut untaugliche Versuch (21, § 1). Femer gehören 
her der freiwillige Rücktritt nach beendigtem Versuche durch 
Verhinderung des Erfolgseintrittes (21, § 2), die Über* 
schreitung der Notwehrgrenzen (24), und die dem Notstande 
nahe Drangslage (25).*) 

Ein wichtiger weiterer Unterschied zwischen den beiden 
Arten von Minderungsgründen besteht darin, dafi im Gegensatze 
zu den begrenzten Strafinilderungen, welche nur fakultativ platz- 
greifen, die unbegrenzten obligatorisch einzutreten haben, d. h. der 
Richter ist gehalten, bei Vorhandensein dieser obzitierten Um- 
stände eine Strafmilderung eintreten zu lassen, nur deren Grad 
nach Maß und Art kann er dann nach freiem Ermessen bestimmen."*^) 
Für den Schweizerischen Volksrichter bedeutet diese als recht ge- 

*) Außerdem wird der Richter die Strafe nach freiem Ermessen 
mildern oder erlassen können in den Fällen falscher Parteianssage (206) 
und falschen Zeagnisses, Befundes, Gutachtens oder Übersetzung (207), wenn die 
Partei oder der Zeuge u. s. w. ihre Aussage bezw. Zeugnis u. s. w. berichtigt haben, 
bevor eine Strafanzeige gegen sie eingereicht ist und bevor der Richter das falsche 
Zeugnis, Gutachten, Befund oder Übersetzung seinem Urteile zu Grunde gelegt hat. 
**) Mann könnte darum die Strafinilderungsgrflnde ebensogut in obli- 
gatorische mit unbeschränkter und fakultative mit begrenzter Straf- 
milderung scheiden. 
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glückt zu betrachtende Lösung einen wertvollen Leitpfad, mit dem 
er viel&ch in zweifelhaften Fällen sein Auskommen finden wird, 
und auch der gelehrte Fachrichter in manch anderem Staate dürfte 
ihn um diesen Wegweiser beneiden. 

Hier mag wohl in folgender Hinsicht ein Zweifel auftauchen. 
Wenn der Richter die Strafe nach freiem Ermessen bestimmt, 
braucht er da stets den Rahmen, der für die begrenzte Straf- 
milderung bemessen ist, nach unten zu verlassen oder aber ge- 
währt ihm sein freies Ermessen auch die Möglichkeit, die Strafe 
innerhalb dieses für die begrenzte Strafmilderung ermäßigten Straf- 
rahmens zu verhängen? Wenn er also beispielsweise über ein 
Verbrechen zu urteilen hat, das mit mindestens fün^ährigem 
Zuchthaus bedroht ist, welche Strafe gemäß Art. 49 bei Vorliegen 
von falkultativen Milderungsgründen auf Zuchthaus nicht unter 
zwei Jahren herabgesetzt werden kann, darf er da etwa im Falle 
des Notwehrexzesses nicht auf Strafe zwischen zwei bis fünf 
Jahren erkennen oder kann er vielmehr nur eine geringere als 
zweijährige Zuchthausstrafe verhängen? Die Bestimmung des 
Vorentwurfes entbehrt diesbezüglich der erwünschten Klarheit. 
Wohl könnte die Bezeichnung „Milderung nach freiem Ermessen'^ 
zur Annahme berechtigen, dem Richter seien keine anderen 
Schranken gesetzt, als daß er unter das ordentliche Mindestmaß 
der angedrohten Strafe herabgehen muß und daß er demnach die 
Grenze der fakultativen Strafmilderung, so er nicht will, nicht 
nach unten zu überschreiten gehalten ist. Anderseits spräche für 
eine solche Freiheit auch die Fassung des Art. 50, wonach der 
Richter „an die Straf art und das Strafinaß, die für das Ver- 
brechen angedroht sind, nicht gebunden ist''. Da dieser Artikel 
unter eigenem Randtitel „Strafmilderung nach freiem Ermessen^ 
eine mit der fakultativen Strafrnilderung des Art. 49 gar nicht 
zusammenhängende, selbständige Bestimmung enthält und nur für 
die Milderung der Strafe jene Schranken beseitigt, die für Art 
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und Mafi des YerbrecheziB angedroht sind, sollte folgerichtig 
der Richter, sofern er nur diese Grenzen nicht übersteigt, also 
unterhalb des ordentlichen Strafioiinimums die Milderung nach 
eigenem Erachten vornehmen dürfen, eventuell also auch befügt 
sein, sich hierbei innerhalb der Strafe, wie sie bei fakultativer 
Strafmilderung des Art. 40 herabgesetzt wird, zu bewegen. Allein 
trotz der vorhandenen Anhaltspunkte einer solchen Auslegung 
neigen wir dennoch zur gegenteiligen Ansicht, wonach die Straf- 
milderung nach freiem Ermessen eine mehr weitgehende sein 
muß als die fakultative, mit anderen Worten, daß der Richter ge- 
halten ist, die Strafe noch unter dem Mindestmaße der laut 
Art. 49 herabgesetzten Strafe zu mildern. Dies, so will 
uns dünken, scheint auch in der Absicht des Entwurfsverfassers 
gelegen zu sein. Betrifft ja, wie oben erwähnt, die Strafinilderung 
9 nach freiem Ermessen'' insgesamt Fälle, wo bei der Abwägung 
der Schuldfrage die Wagschale „schuldig' zumeist nicht gar er- 
heblich zum Sinken kam. Verminderte Zurechnungsf&higkeit, un- 
tauglicher Versuch, Abwendung des verletzenden Erfolges, Not- 
wehrexzefi, Drangslage erheischen insgesamt das Walten weit- 
gehendster Milde, hier tritt auch der Besserungszweck der Strafe 
in den Hintergrund und die anderen Strafzwecke, abgesehen von 
demjenigen der Sicherung, der gegenüber vermindert Zurechnungs- 
föhigen mit in Frage kommt, wie Abschreckung, und, wenn man 
will, die Autoritätsbewährung des Gesetzes bedürfen hier keiner 
harten Repression. Unsere Ansicht findet jedoch in der Bestim- 
mung über den Versuch (Art. 21) unleugbar eine feste Stütze. 
Der Versuch — so heißt es da — wird milder gestraft; zufolge 
dieser Strafininderung wird die Strafe gemäß Art. 49, § 1 herab- 
gesetzt. War der Versuch mit Hinblick auf das angewendete 
Mittel oder auf das angegriffene Objekt absolut untauglich, mildert 
der Richter die Strafe «nach freiem Ermessen". Berechtigt nicht 
etwa dieser Hinweis zur Schlußfolgerung, diese Strafmilderung 
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entspreche der allemiedrigsten Schuldstufe, welche darum auch 
ein weit wirksameres Herabsetzen der Strafe als die nur fakul- 
tativen Milderungsgründe des Art. 48 erfordert? Ist dem aber so, 
dann erheischt Art. 50 eine dem obigen Siime entsprechende Styli- 
sierung, um allfälligem Zweifel einen Siegel vorzuschieben. 

Da£ in den besagten Fällen selbst die Strafart gemildert 
werden kann, wird nach den bisherigen Ausfuhrungen nicht ver- 
wundem, die Gesinnung, die der Schuldige betätigt hat, wird da 
auch bei den schwersten Delikten vielfach ihre Yerächtlichkeit 
abgestreift haben. Immerhin scheint es uns sehr gewagt, 
dafi im Sinne des Art. 50 der Richter in keiner Weise 
gehindert sein wird, statt Zuchthaus direkt selbst 
bloße Haft zu verhängen. Der Übergang von Zuchthaus 
zu Gefängnis und erst von diesem zur Haft, wie er für die fakul- 
tative Strafmilderung vorgesehen wird, sollte auch hier eingehalten 
werden, zumal die Gefängnisstrafe durch ihr niedriges Mindestmaß 
der weitgehendsten Milderung der angedrohten Zuchthausstrafe 
Raum zu geben geeignet ist. 

Auch hinsichtlich der begrenzten Strafmilderungen steigen 
einzelne gewichtige Bedenken auf. An erster Stelle erscheint da 
unter den Milderungsgründen der Fall, wenn der Schuldige das 
Verbrechen aus achtungswerten Beweggründen begangen hat. 
Daß dem Tatmobil in der Beurteilung, wenn nicht des Verschuldens, 
so doch des Strafmaßes, eine hohe Bedeutung zukommt, ist zweifel- 
los. Für uns ist jedoch hier die Frage von Wichtigkeit, welchen 
Einfluß es auf die Beurteilung eines Verbrechens, das eine niedere 
Gesinnung des Täters bekundet, ausüben kann, wenn sich der 
Täter dazu aus Beweggründen treiben ließ, die an sich besondere 
Beachtung verdienen. Wohl kann man sich aus einem verächtlichen 
Mobil zu einer Tat hinreißen lassen, die an und für sich durchaus 
keine Verworfenheit des Täters an den Tag zu legen braucht, 
z. B. zu einer Verletzung oder zu einer Ehrenkränkung; nicht jedoch 

Spira, Dr. Emil, Die Znohthans- und Qtfingntatnfe. 5 
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wird umgekehrt einer an und für sich einen schlechten täterischen 
Charakter bekundenden Tat dadurch die Yerächtlichkeit benommen 
werden, dafi den Täter etwa bessere Regungen zu ihr getrieben haben« 
Im ursprünglichen Entwürfe stand statt achtungswerte sog ar «edlef 
Beweggründe des Verbrechens, und mit vollem Rechte ist man 
von diesem Paradoxon abgekommen. Allein auch die neue Fassung 
geeignet sein, dem Richter dort Verlegenheiten zu bereiten, 
wo es sich um ein mit Zuchthaus (ohne Angabe eines höheren 
Mindestmaßes) bedrohtes Verbrechen handelt, wenn diese Strafe 
infolge eines achtungswerten Beweggrundes auf Gefängnis herab- 
zusetzen wäre, wie dies Art. 49, § 1 für den Fall des Vorhanden- 
seins von Milderungsgründen zuläßt. Nehmen wir an, ein dürftiger 
Mann, dessen Frau erkrankt ist, begeht, um sich die zur Pflege 
seiner Gattin nötigen Mittel zu beschaffen, einen Raub; jemand 
fälscht einen Wechsel, um seinem arg bedrängten Freunde zu Hilfe 
zu kommen ; ein Sohn tötet den Vater — der Fall hat sich wirk- 
lich zugetragen — der, dem Trünke ergeben, dessen Mutter und 
Geschwister unablässig misshandelt hat, um diese von ihrem Peiniger 
zu befreien; jemand leistet einen falschen Eid, um seine oder 
eines anderen uneheliche Abstammung zu verdecken. Auch die 
weiteste Berücksichtigung des Tatmotivs, wo dieses überhaupt 
mit Sicherheit sich feststellen läßt, wird nicht vermögen, die an 
und für sich verwerfliche Handlung einer strafrechtlichen Be- 
urteilung zuzuführen, auf welche ein Rechtsbruch, der eine schlechte 
Gesinnung des Täters nicht offenbart, Anspruch erheben darf. Mit 
anderen Worten, ein Verbrechen, das ausschließlich mit Zucht- 
hausstrafe bedroht wird, kann dadurch noch nicht die gelindere 
sittliche Bewertung beanspruchen, welche an eine strafbare Hand- 
lung geknüpft wird, die mit Rücksicht auf das Fehlen einer per- 
versen Gesinnung bloß mit Geföngnisstrafe geahndet wird.'*') Dies 

*) Wird es immerhin F&Ue geben können — sie gehören glflcküeherweise 
za den seltensten Aasnahmen — wo ein aasgesprochenes Zachthansdelikt anter 
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würde sonst einen bedenklichen Verstoß gegen das charakteristische 
innere Scheidungsmerkmal unserer beiden Freiheitsstrafen für Ver- 
brechen bedeuten. Indem sie jedoch die Bestimmung aufgenommen 
hat, wonach im Falle der Milderung anstatt auf Zuchthaus (ohne 
höheres Minimum) auf Gefängnisstrafe von sechs Monaten bis zu fUnf 
Jahren erkannt werden wird, hat die Expertenkommission übersehen, 
welche Gefahr eines solchen Verstoßes gegen einen der wichtigsten 
Eardinalgrundsätze des Vorentwurfes dadurch heraufbeschworen 
werden müßte. Wäre es da nicht geboten, wenigstens bei den 
schwersten Verbrechen ein bestimmtes höheres Minimum 
der Zuchthausstrafe festzusetzen, damit nicht nur ob etwaiger 
beachtenswerter Beweggründe, aber bei Vorhandensein von Straf- 
minderungsgründen überhaupt der verwerfliche Charakter des 
Täters, den das Verbrechen trotz derselben bekundet, der verdienten 
Würdigung entzogen werde?*) Hier nur einige Beispiele: Ein- 



Umstftnden begangen wird, welche die Annahme sittlicher Perversität dennoch 
ansschließen, werden vielfach die Bestimmungen ttber Tatiirtom, sowie über die 
verminderte Zurechnongsfthigkeit, Notwehr nnd Notstand, mit der an sie geknflpften 
Strafinildenmg ,nach freiem Ermessen" einen Wegweiser znr gebührenden Be- 
rücksichtigung jener Umstände zu bieten im stände sein. Für die sonstigen Fälle 
jedoch, wo die vorhandenen Beweggründe eines sonst mit Zuchthans bedrohten 
Verbrechens die täterische Perversität lindem soUten, wäre es richtiger, eine be- 
sondere mildere Strafart vorzusehen, wie dies hinsichtlich der Fäbchung nnd Unter- 
drückung des Zivilstandes ,aus achtungswerten Beweggründen" geschieht (Art. 140). 
Auch wäre in einem solchen Falle wahlweise Androhung von Zuchthaus und 
Geftngnis zu empfehlen. 

*) Bemerkenswert ist, dsJa der Entwurf anderseits der niedrigen Gesinnung 
in einem Falle Rechnung trägt, wo das Delikt in der Regel auf Perversität des 
Täters nicht hinzuweisen braucht : auf das Verbrechen der Eigentumsschädi- 
gung, das gewöhnlich mit GleHUignis bedroht ist, wird, wenn der Täter aus 
niedriger Gesinnung, insbesondere aus Rachsucht, Neid, Haß, Schadenfreude oder 
aus Zerstörungslust gehandelt und absichtlich einen bedeutenden Schaden an- 
gerichtet hat, Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu erkennen sein (Art. 87 § 3). In 
den angeführten Fällen hat eben die Tat den verwerflichen Charakter des Schul- 
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facher Raub (Art. 81) wird mit Zuchthaus bedroht (ohne Fest- 
setzung eines höheren Minimums), gewerbsmäßiger Betrug (89, § 2) 
mit Zuchthaus bis zu zehn Jahren, ebenso gewerbsmäßige Er- 
pressung (91, § 2), Entführung einer geisteskranken oder bewußt- 
losen Frauensperson zu unzüchtigen Zwecken (112, § 2), ähnlich 
Notzucht (116), vorsätzliche Verbreitung ansteckender mensch- 
licher Krankheiten (143, § 1), Begünstigung gewerbsmäßiger Unzucht 
der eigenen Gattin oder Tochter (132), passive Bestechung eines 
Richters behufs parteiischer Urteilsfällung (217). Alle diese Zucht- 
hausverbrechen von unverkennbarer täterischer Perversität werden 
bei Vorliegen von Milderungsgrfinden mit Gefängnisstrafe belegt 

werden können! Raub- und Notzuchtsversuch werden mit Qe- 

• — * 

^^ u^C fängnisstrafe abkommen, selbst vollbrachte Notzucht und Raub, 
wenn der Täter nachher aufrichtige Reue bekundet, werden ge- 
radeso wie qualifizierte fahrlässige Körperverletzung, unloyaler Wett- 
bewerb oder Ungehorsam gegen amtliche Verfügungen mit der 

gleichen Freiheitsstrafe geahndet werden können. 

Soll darum die innere charakteristische Scheidung zwischen 
Zuchthaus und Gefängnis nicht eine bloße Phrase bleiben, wird bei 
allen diesen und ähnlichen Verbrechen ein, das ordentliche 
Mindestmaß übersteigendesMinimum der Zuchthausstrafe, 
sei es auch nur 13monatiges Zuchthaus, da es sich ja nur 
um die Wahrung des Prinzipes handelt, festzusetzen sein. Dem 
Richter soll eben jede Möglichkeit benommen werden, hier selbst 
rCy^ ^ / / b^i Berücksichtigung von Milderungsgründen die Gefängnisstrafe 

verhängen zu können. Es liegt uns fem, etwa die These zu ver- 
treten, daß jegliches sog. gemeine Verbrechen der infamierenden 
Zuchthausstrafe zugeführt werden müsse, — es müßte sonst Gefängnis 
nur ausnahmsweise zur Anwendung kommen — hat doch auch die 
objektive Schwere der Tat, die Bewertung des verletzten Rechtsgutes 

digen bekundet, so daß aach in dieser Vorachrift das wesentliche innere Schei- 
dnngsmerkmal der beiden Freiheitsstrafen zur Geltung kommt 
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ebenfalls zum Worte zu kommen; fUr uns ist auch die täterische 
Gesinnung mit den Trieben oder Beweggründen der Tat in der Regel 
nicht identisch, bleiben doch diese oft dem erfahrensten Richter 
unergründlich und wird es ja femer immer noch Delikte geben, 
an welche selbst trotz etwaiger materieller Schwere die exakte 
Präzisionswage sittlicher Bewertung nicht inmier wird anzulegen 
sein und wo der Prüfstein der täterischen Gesinnung versagen 
wird. Woran jedoch festgehalten werden muß, ist, daß bei der Be- 
urteilung von materiell schweren Verbrechen, denen zufolge der 
moralischen Würdigung der begangenen Rechtsverletzung die Per- 
versität des Täters auf patente Weise anhaftet, bei welchen also 
selbst das Obwalten noch so gewichtiger mildernder Umstände 
einen korrupten Charakter nicht verkennen läßt, nicht jenes wich- 
tige Grundprinzip verleugnet werde, auf dem die innere Scheidung 
der beiden Freiheitsstrafen aufgebaut werden muß. 

Ein solcher Verstoß muß im Schweizerischen Vorentwurfe um- 
somehr überraschen, als dieser anderseits in den entgegengesetzten 
Fehler verfällt, indem er bei einzelnen materiell schweren Ver- 
brechen, die jedoch nicht notwendig auf eine schlechte Gesinnung 
ihres Täters hinzuweisen brauchen, ein bestimmtes höheres Mindest- 
ausmaß der Zuchthausstrafe androht, und hierdurch den Richter 
außer Stand setzt, selbst bei VorUegen mildernder Umstände und 
ohne jede Berücksichtigung des täterischen Charakters eine andere 
als die in ihren Folgen immerhin infamierende Zuchthausstrafe an- 
zuwenden.*) So z. B. wird laut Art. 64, § 2 ein Arzt, der eine Ab- 
treibungshandlung vornimmt oder dazu Hilfe leistet, mit Zuchthaus 
von zwei bis zehn Jahren bestraft. In Wien gab es vor kurzem 
einen ähnlichen StraffaU, es hatte sich jemand zu dieser Handlung 



*) Es wird nftmlich, wenn der Richter die Strafe mildert, laut Art 49 § 1 
unter anderen Strafen: Zachthans nicht nnter zwei Jahren auf Znchthans, 
Znchthans (d.h. ohne höheres Minimum) auf Gefftngnis yon sechs Monaten 
bis zu fttnf Jahren herabgesetzt. 



— 70 — 



/. 



4/ 



'>P 



aus MiÜeid hergegeben, weil der Gatte der Schwangeren irrsinnig 
war und die Frau um die Gesundheit des erwarteten Sprossen 
ängstlich wurde. Nach dem Vorentwurfe würde ein Arzt auch 
in einem solchen Falle der entehrenden Zuchthausstrafe nicht ent- 
gehen können, weil bei Annahme von MilderungsgrOnden Zucht- 
^/ to yr haus von mindestens zwei Jahren in Zuchthaus herabgesetzt wird. 
Erwägt man, daß der Totschlag, — d. i. nach dem Entwürfe 
die vorsätzliche Tötung in leidenschaftlicher Aufwallung — mit 
Zuchthaus bis zu zehn Jahren, also ohne Angabe eines Zuchthaus- 
minimums, bedroht wird, so dafi bei vorliegenden Milderungs- 
gründen auf Gefängnis von sechs Monaten bis fünf Jahren erkannt 
werden darf, mufi es umsomehr verwundern, daß nicht a^uch bei 
dem erwähnten Abtreibungsakte und einigen anderen, nicht absolut 
auf verächtliche Denkungsweise hindeutenden Verbrechen von der 
Festsetzung eines höheren Mindestausmafies der Zuchthausstrafe 
Umgang genommen wurde. — 

Zu den Strafmilderungsgrflnden des Yorentwurfes gehört auch 
der Umstand, dafi die Verjährungsfrist bei Einleitung der Straf- 
verfolgung nahezu abgelaufen ist. Diese Neuerung ist kaum zu 
billigen.'*') Es erscheint dadurch eine neue Art beiläufiger Ver- 
jährung mit MUderungseffekt geschaffen, die sich durch keine 
Rücksichten rechtfertigen läßt und das Wesen der Verfolgungs- 
veijährung verkennt. Überhaupt sollte es möglichst ver- 
mieden werden. Umstände, die unabhängig von der Per- 
son des Täters vorliegen und zur Tat selbst in gar keine 
Beziehung zu bringen sind, als Milderungsgründe anzu- 
nehmen. 

Vermißt wird hingegen unter den Strafinilderungsgründen die 
Würdigung der bisherigen Unbescholtenheit erwachsener 
Täter. In einem Gesetzeswerke, das in seine Bestimmungen den 
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*) Der Mildenmgsgnmd des teilweisen Ablaufes der Yeijähningsfiist kommt 
flbrigemi bereits im württembergischen Strafgesetze vor. 
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bedingten Straferlaß aufgenommen hat, sollte dem bisherigen 
tadellosen Wandel ebenfalls einige Berücksichtigung bei der Straf- 
zumessung zukommen dürfen.*) 



y. Zuchthaus und Gefängnis in ihrem Vollzüge. 

Verlassen wir nun die Domäne des Richters und folgen wir 
unseren beiden Freiheitsstrafen auf das wichtige Gebiet ihrer Voll- 
streckung! Die Regeln, die dem Vollzuge zu Grunde liegen und 
an die wir unsere Erörtenmgen zu knüpfen haben, bringt der 
Schweizerische Vorentwurf im Art. 28: 

«Die Zuchthausstrafe und die GefiLngnisstrafe yrerden nach 
folgenden Grundsätzen vollzogen: 

1. Der Sträfling wird zur Arbeit angehalten. Er soll [möglichst 
mit Arbeiten beschäftigt werden, die seinen Fähigkeiten ent- 
sprechen und durch die er sich nach der Entlassung seinen 
Unterhalt erwerben kann. 

2. Der Sträfling wird während der ersten drei Monate in Einzel- 
haft gehalten und überdies so lange, als es das Gericht oder 
die Aufsichtsbehörde anordnet. 

3. Nach Ablauf der für die Einzelhaft bestimmten Zeit wird der 
Sträfling gemeinsam mit andern zur Arbeit angehalten. Die 
Nachtruhe und die übrige Ruhezeit bringt der Sträfling in 
Einzelhaft zu . . . ." 

Der charakteristische Grundzug, der das Strafvollzugsgebiet 
kennzeichnet, ist die Arbeit. Im Zeichen der Arbeit wird in 

*) Wir werden gelegentlich der Erörterung der bedingten Entlassimg mehr- 
fach Rück&lliger ans dem Verwahrongshanse nachweisen, daß der unbescholtene 
Täter hinsichtlich der vorlftnfigen Befreiung mitunter ungünstiger behandelt werden 
kann als der eingewiesene vielfache Rezidivist Die Anerkennung der bisherigen 
Unbeecholtenheit als Milderungsgmnd würde auch zur Behebung dieses Miß- 
verhAltttisses beitragen. 
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Zukunft die Verbrechensrepression zur Vollstreckung ge- 
langen. Zwar wurde auch froher in den Strafhäusem mehr oder 
weniger gearbeitet, doch war man bisher zumeist gewohnt, die 
Zwangsarbeit als eine Verschärfung der Freiheitsstrafe, als eine 
„speziell diese erschwerende Vollzugsbestimmung",*) ein Plus des 
Leidens anzusehen, durch ihr Erträgnis sollte sie gleichzeitig auch 
ökonomischen Rücksichten dienen und die Kosten des Strafvoll- 
zuges zu decken helfen. Daß sie, weit davon, ein Übel zu sein, 
zur Erhaltung der körperlichen Gesundheit und des geistigen Gleich- 
gewichtes des Sträflings notwendig sei, wurde übersehen. Endlich 
I aber fing man auch zu begreifen an, welche großartige Eignung 
als Erziehungsmittel der Arbeit inneliegt. Arbeit gewöhnt an 
Ordnung — in dieser Hinsicht ist sie auch für die Disziplin un- 
entbehrlich — , sie lenkt ab von schlechten Gedanken, sie steigert 
den Trieb nach SchaflFungskraft und ist dadurch geeignet, dem 
Müßiggang, der Quelle der meisten Laster, in Zukunft wirksam 
vorzubeugen; ist sie von Erfolg gekrönt, hebt sie das Selbst- 
bewußtsein, stärkt Willen und Charakter und bereitet so den Boden 
verheißender Besserung. Wie könnte ein modernes Strafgesetz, 
das die sittliche Hebung der Verbrecher auf sein Schild geschrieben, 
auf das Erfordernis der Arbeit verzichten?! So hat auch der Ent- 
wurf an mehreren wichtigen Stellen ein rühmliches Verständnis 
für den Wert der Arbeit im Strafvollzuge bekundet: darum will 
Art. 14, § 1 im Falle bedingter Entlassung eines Jugendlichen mit 
Hilfe der Schutzaufsicht für seine „Unterkunft" Sorge tragen, wor- 
unter zweifellos das Gründen einer Erwerbsquelle, vornehmlich 
die Arbeitsunterkunft zu verstehen ist; darum soll laut § 3 des- 
selben Artikels der schuldige Jugendliche während der Dauer der 
Disziplinarmaßregel der Einzelhaft angemessen beschäftigt werden ; 
daher die Bestimmungen über den Arbeitszwang im Verwahrungs- 
hause, daher die Verweisung von Taugenichtsen in die Arbeitsanstalt. 

*) So noch Hälschner. 
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Allein der Yorentwurf stellt auch an die Arbeit besondere 
Erfordernisse. So selbstverständlich eigentlich das erstere ist, 
wonach sie den Fähigkeiten des Sträflings entsprechen 
soll, ist es doch keineswegs überflüssig. Welcher Richter hat sich 
nicht bereits mit Wehmut die Frage gestellt, welche moralische 
Wirkung wohl das mechanische Sieben von Papierdüten an einem 
gebildeten SträfUng hervorrufen dürfte . . . Das zweite Postulat, 
der Verurteilte möge sich durch seine Arbeit nach der Ent- 
lassung seinen Unterhalt erwerben können, entspricht, in- 
dem es auf das künftige Fortkommen des Sträflings Bedacht 
nimmt, voll dem Geistes des Entwurfes. Bisher waren für die Ar- 
beitszuweisung die Bedürfiiisse der Regie und höchstens noch diszi- 
plinarische Rücksichten ausschlaggebend, — in Zukunft soll hingegen 
dem Sträflinge Gelegenheit geboten werden, sich bei rationellem 
Arbeitsbetriebe in irgend einem Handwerke auszubilden'*') oder ein 
neues zu erlernen.**) 

*) Im Sinne des Art. 49 des Yorentwurfes eines EinfÜhnmgsgesetzes wird 
der Bundesrat die Kantone, deren Straf hftoser einen ausgedehnten landwirtschaft- 
lichen Betrieb aufweisen, zur Änderung des Strafvollzuges ermächtigen kOnnen. 
In solchen Kantonen wird derart durch die Einführung der Arbeit im Freien das 
Progressivsystem in seiner Gttnze hergestellt sein. Allerdings dürfte die Außen- 
arbeit auch femer nur eine Ausnahme bilden; unseres Wissens kommen hier nur 
die bemische Strafanstalt Witzwill, die Landwirtschafbskolonie Payeme und die 
kleine Strafanstalt, eigentlich Straf landhaus von Schwyz, deren Insassen vorzugs- 
weise zur Straßenerhaltung herangezogen werden, in Betracht. 

**) Von diesem Glesichtspunkte aus dflrfte der Richter bei Verurteilung 
wegen Warenfälschung u. ä. mit Rücksicht auf die gemäß Art. 43 zulässige Unter- 
sagung einer (}ewerbeausübung, dort, wo Freiheitsstrafe wahlweise mit Buße an- 
gedroht ist, zu erwägen haben, inwieweit neben anderen Gründen die erstere auch 
mit Rücksicht auf die mögliche Erlemung eines neuen Gewerbes vorzuziehen sei. 
Der künftige Schweizerische Richter wird stets vor Augen haben müssen, die 
moralische Hebung sei eines der höchsten Ziele, das durch den Strafvollzug er- 
reicht werden kann, und das wirksamste Mittel hiezu sei die Arbeit, der SchafiFungs- 
wille, die wertvollsten Waffen, mit denen der Verurteilte nach abgebüßter Strafe 
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Nicht zu unterschätzen ist schliefilich der Vorteil der Ver- 
dienstquote, des Pekuliums. Wie oft bietet es dem entlassenen 
Sträflinge eine willkommene Hilfe in erster Not und gestattet 
ihm mitunter noch während der Strafabbüfiung, seinen Familien- 
pflichten zum Teile nachzukommen ! So wird der künftige Schweize- 
rische Bundesstrafkodex das erste Gesetzeswerk sein, das im Gegen- 
satze zu den bisherigen Strafgesetzgebungen durch die aufgestellten 
Attribute der Arbeitsanhaltung diese in den Dienst des, dem Straf- 
vollzuge zu Grunde liegenden Zweckgedankens der sittlichen Reform 
stellt und unzweideutig auf ihre moralische Bedeutung hinweist. 
Kaum könnte das künftige Gesetz ein erhabeneres Frontispiz 
schmücken, als ihm die in wenigen lapidarischen Worten ent- 
haltene Proklamation der Segnungen der Arbeit zu verleihen ver- 
mag, kaum eine Bestimmung den Geist eines bedeutenden gesetz- 
geberischen Eulturwerkes würdiger offenbaren, als es durch die sitt- 
liche Bewertung derselben geschieht. Indem der Vorentwurf mit der 
Anschauung, die Arbeit als Straferschwerung zu betrachten, bricht 
und an ihrer Stelle den alten Howard'schen Satz ,make men 
diligent and they will be honesf im Gesetze selbst siegreichen 
Einzug schafft, ist es ihm beschieden, auch in der Geschichte der 
Gefängniswissenschaft einen epochalen Markstein zu bedeuten. . . 

So ist denn die Arbeit das wichtigste Rüstzeug im Kampfe 
gegen des Verurteilten sittlichen Verfall, der wirksamste Hebel 
zur Förderung seines Gesinnungsniveaus, ein unentbehrliches Mittel 
fiir den Zweck der Besserung. Dann aber müssen wir fragen: 

gegen die Gefahren der zahlreichen deliktfördemden sozialen Einflösse gepanzert 
werden wird. 

Diese Überzeugung wird wohl auch den Entwurfsverfasser geleitet haben, 
indem er beim bedingten Straferlasse oder der YoUzngseinsteUung den gericht- 
lichen Auftrag als zulässig erklärte, der VerurteUte habe ein Grewerbe zu erlernen. 
In Wirklichkeit wäre die milde Bestimmung des Gesetzes schlecht angebracht, 
wenn der VerurteUte durch dieselbe der Wohltat einer G«werbeerlemung, die mit 
dem Strafvollzuge verknüpft sein kann, verlustig werden sollte. 
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Sind wirklieh auch alle wegen Verbrechens Verurteilte moralisch 
defekt, bedürfen auch alle Pflichtvergessenen der Besserung? 
Gibt es nicht unter den strafbaren Rechtsbrüchigen mitunter 
auch lautere Charaktere? Sind nicht Legion die unberechenbaren 
Fügungen, die jähen Schicksalswandlungen, die auch einen Bieder- 
mann vom Wege des Erlaubten abzubringen vermögen? Fallen 
nicht unter die Verbrechen auch schon bloße Fahrlässigkeiten? 
Dem betrogenen Gatten, der noch überdies seines Ehrenräubers 
Waflfe gegen sich richten liefi, dem schuldlos Geforderten, der wider 
Willen aus tiefwurzelndem Elassenvorurteile einen unvernünftigen 
Zweikampf angenommen, dem übereilten, dabei grundehrlichen 
politischen Heifispom, tut es allen diesen Not an sittlicher Reform? 
Und der Arbeitszwang, der für den Böswilligen Notwendigkeit 
und Wohltat zugleich ist, wird er es auch für diese Beklagenswerten 
sein? Tiüitt nicht vielmehr der Stra&weck der Besserung hier in 
den Hintergrund und wird die Autorität des verletzten Gesetzes 
nicht schon durch das Übel der Freiheitsentziehung bekräftigt? 

Zweifelsohne erweist sieh hier eine weitere Scheidung 
unter den Yemrtellten als nnerlässUeh. Bereits haben wir ge- 
sehen, da£ Verbrecher, deren schwere Tat in der Regel verwerf- 
liche Gesinnung bekundet, mit Zuchthaus gestraft werden, wo- 
gegen für Delikte, bei deren Begehung in der Regel die Ge- 
sinnungsart nicht in Frage kommt, Gefängnis angedroht ist; 
darum wird es nicht zu vermeiden sein, daß im Gefängnisse 
Täter, denen sich mit Bezug auf ihre Tat gar nicht eine unehren- 
hafte Gesinnung wird nachsagen lassen und die sie vielleicht gar 
aus beachtenswerten Rücksichten begangen haben, zahlreich mit 
Individuen zusammenkommen, deren Handlung im konkreten Falle 
zweifelhafte oder auch gemeine Gesinnung geoffenbart hat. In 
vielen Staaten ist für die ersterwähnten Rechtsschädiger eine be- 
sonders milde Strafart eingeführt worden, so die Festungshaft, 
Staatsgefängnis u. ä. Sie sollen dort ihren Rechtsbruch abgesondert 
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von anderen Missetätern büßen, an ihre Strafe dürfen sich keine 
schimpfliche Ehrenfolgen knüpfen und vielfoch werden sie durch 
mildere Behandlung während der Strafabbüfiung begünstigt. In 
der Schweiz ist es der Eimton Neuenburg, der sich seiner prison 
civile rühmt: in besonderer Anstalt oder im Distriktsgefängnisse 
vollzogen, besteht sie hier inhaltlich in der bloßen Freiheitsent- 
ziehung (hier übrigens auch von kurzer Dauer, von einem Tage bis zu 
sechs Monaten) ; kein wie immer gearteter Arbeitszwang wird an sie 
geknüpft, sogar die YerkOstigung auf eigene Spesen ist zulässig. 
Soll nun dem Schweizerischen Gesetzesprojekte daraus ein Vorwurf 
gemacht werden, dafi es jene, aus beachtenswerten Motiven be- 
gangene Verbrechen nicht auch einer privilegierten Behandlung 
würdigt? Die Einftihrung einer besonderen Strafart für die 
sogenannten privilegierten Delikte erscheint allerdings aus prak- 
tischen Gründen hier nicht geboten und wird auch in anderen 
Staaten in Zukunft kaum zu empfehlen sein. Nach statistischen 
Erfahrungen beträgt in der Schweiz die Zahl der Sträflinge, die 
an eine custodia honesta Anspruch erheben könnten, etwa ein 
Prozent aller Verurteilten. Aber auch diese Zahl würde beträcht- 
lich zusammenschnmipfen, wollte man stets auch jene Handlungen 
unter der genauen Lupe der Lauterkeit einer Prüfung unterziehen, 
80 manche Gloriole einer als mannhaft oder politisch gepriesenen 
Tat müfite da schimpflich erbleichen. Unstrittig ist es femer ein 
Vorzug, wenn ein Straf systc^m, ohne hierbei empfundene Lücken 
aufzuweisen, mit wenigen präzis geschiedenen Strafen sein Aus- 
kommen zu finden vermag. Eine solche empfindliche Lücke 
bildet jedoch vorerst die Außerachtlassung einer ent- 
sprechenden Absonderung von anderen Gefängnissträf- 
ingen und sodann die obligatorische Anhaltung zur Ar- 
beit, sofern sie sich von dem für die anderen Delinquen- 
ten vorgesehenen Arbeitszwange in keiner Weise unter- 
scheidet. Dies ist der Vorwurf, der gegen das Gesetzes- 
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Projekt erhoben werden muß! Wir sind wohl weit entfernt, 
jene Fürsorge zu befürworten, welche die deutsche Festungshaft 
mit ihrer Behaglichkeit den privilegierten Delinquenten angedeihen 
läßt. Wird doch hier der Verurteilte zum populärsten Tages^ 
beiden! hat er vorher mit dreister Stirn vom blutüberströmten 
oder schmachbehäuften Gegner sich abwendend selbstbewußt die 
Händedrücke seiner Bewunderer entgegengenommen, verläßt er 
alsdann von einer huldigenden Schar beglückvrünscht sein „fideles 
Kriminal''. . In der Schweiz hingegen, da wird künftig der Bürger 
von seinem blutigen Ehrenhandel — wenn ihn sein gesunder Sinn 
verlassen sollte — , er wird vom Strome politischer Parteilichkeiten, 
wenn er ihn in den Wirbel der Stra^ustiz getrieben, nicht in ein 
flottes Kriminal eintreten, er soll hier vielmehr mit allerhand Ver- 
brechern in uneingeschränkter Gemeinschaft so wie diese die ihm 
zugewiesene Arbeit leisten müssen. Welchem Zweck soll diese 
unterschiedlose Arbeitsanhaltung hier dienlich sein? — der sittlichen 
Besserung? der bedarf es hier in den seltensten Fällen; als em- 
pfindliche Strafschärfung? die ist noch weniger am Platze; Bück- 
sichten um des Täters künftige Existenz? sie ist ihm zumeist ge- 
sichert. Zugestanden, die Arbeit selbst werde auch ihm nichts 
antun, sie sei an sich nicht entehrend oder sie liege im Interesse 
einer strammen Ordnung — warum wird man ihm aber auch die 
Wahl seiner Beschäftigung versagen? Warum wird er dann nicht 
von anderen Gefängnissträflingen abgesondert? Es wurde ins- 
besondere behauptet, eine bevorzugte Stellung einzelner Delin- 
quenten ließe sich mit den in der Schweiz herrschenden demokra- 
tischen Anschauungen nicht in Einklang bringen. Eine solche 
Einwendung scheint uns über jeden Zweifel hinfällig. Ist 
es doch mit der Demokratie auch keineswegs unvereinbar, wenn 
auch unter den Verbrechern nach dem wichtigen Kriterium ihrer 
Gesinnung geschieden wird und wenn die eine der beiden Ver- 
brecherkategorien von der Leistung der allgemeinen Militärpflicht 
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ausgeschlossen wird! Es ist nun einmal Tatsache, dafi das Ge- 
fängnis der Strafabbüßungsort sein wird, nicht nur für gemeine 
Verbrecher, sondern auch f&r solche Täter, deren Handlung ent- 
weder bei Ausbleiben des gegen ihren WiUen fahrlässig ein- 
getretenen Erfolges nicht als Verbrechen oder überhaupt nicht 
strafbar gewesen wäre, oder die auf rücksichtswürdige Leitmotive 
sich zurückführen läßt, mitunter sogar auf subjektiv höhere ethische 
Auffassungen hinzuweisen geeignet ist. Hat nun der Entwurf aus 
praktischen Erwägungen für solche Täter keine besondere Straf- 
art einführen wollen und sie zusammen mit gemeinen Delinquenten 
in dasselbe Gefängnis verwiesen, dann drängt sich ihm die Pflicht 
einer bevorzugten Absonderung innerhalb der Gefängnis- 
räume um so gebietender auf. Wollte man auch die Gefahr 
eines fllr sie verderbUchen Eontaktes übersehen und sich auch 
anderseits der Befüchtung verschliefien, den gemeinen Delinquenten 
würde bei einer solchen Vermengung die Tragweite ihres eigenen 
Verbrechens und der Ernst ihrer Strafe nicht zu Bewuiitsein 
kommen, muß eine solche unterschiedlose Zusammenmischung, eine 
absolute Gleichstellung aller, ein grundverschiedenes Sittenniveau 
aufweisenden GefiLngnisinsassen geradezu einen Hohn für die 
demokratische Freiheitsgewähr bedeuten, eine Reaktion, um die 
der schwärzeste Absolutismus neidisch werden könnte. Wir 
neigen darum zur entgegengesetzten Ansicht, daß gerade 
in einem demokratischen Gemeinwesen, in welchem Ruf 
und Gesinnung jegUchen Bürgers mehr als irgend sonst dem 
höchsten Tribunale der Volksmeinung allezeit untersteht, wo Ehre 
und Würde mehr denn anderswo aus dem Läuterungsprozesse der 
bereits zufolge der Verfassung oft ins Land einziehenden o£Eenen 
politischen Kämpfe unversehrt hervorzugehen hat, daß gerade hier 
eine Selektion aller sittlicheren Elemente zu den unerläß- 
lichen Vorbedingungen des gedeihlichen öffentlichen Lebens 
gehören muß. — 
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Das zweite Gharakteristikon im Vollzüge unserer beiden Frei- 
heitsstrafen für Verbrechen ist die obligatorische Einzelhaft 
während der ersten drei Monate der Strafzeit, verlängerbar über 
Anordnung des Gerichtes oder der Aufsichtsbehörde. Die Einzel- 
haft bildet die erste Klasse im Croftonschen oder irischen Pro- 
gressivsystem, auf welchem nach dem Vorentwiufe — allerdings 
nicht in vollständiger Durchführung — der Strafvollzug beruhen 
soll. Es ist eine bekannte Tatsache, daß die Einzelzelle den Ernst 
des Freiheitsentzuges aufs empfindlichste steigert, indem sie dem 
Verurteilten die ungewohnte Einsperrung mit aller Wucht zum 
Bewußtsein bringt. Aber die Erfahrung lehrt auch, daß die Frei- 
heitsentziehung gerade zu ihrem Beginne am nachhaltigsten zu 
wirken vermag. Durch diese beiden Umstände erscheint die Auf- 
gabe der Zelle im progressiven System beleuchtet. Die Einzelhaft 
ist der Ausgangspunkt eines wirksamen Strafvollzuges, hier wird 
der erste Hebel des reformatorischen Apparates angesetzt, hier 
gelangen auch dessen Wirkungen zu allererst erkennbar zur Äuße- 
rung.'*') Den Sträfling von jeglichem Menschenverkehre, die An- 

*) Sontag, Beitrftge zur Lehre von der Strafe, Zeitschr. I, 521 tritt hier ftir 
die mOglicIiste Ausdehnnng der Einzelhaft ein, die jedoch aosBchließlich als Yer- 
schärftmg der Strafe dienen soll, , dagegen kann es bei richtiger Erfassung der Strafe 
sehr gleichgültig sein, ob sie anf die sittliche Wiedergeburt des Gefangenen in der 
wunderbaren Weise wirkt, wie von den Aposteln der Besserungstheorie behauptet 
wird. Nicht der Besserung wegen soll sie beibehalten werden, sondern weil sie 
die Intensität der Strafe verstärkt und die Gefahr der Verschlechterung nach 
Möglichkeit beseitigt.' — Eine solche Anschauung vermag allerdings dort nicht 
zu flberraschen, wo die Besserungstendenzen der Strafe als ein Mißbrauch hin- 
gestellt werden, .mOgen sie selbständig oder in der wundersamen Gemeinschaft 
mit der Abschreckung auftreten oder sich hinter die Gerechtigkeit verstecken. 
Die Strafe soll unmittelbar weder bessern noch erziehen, der Strafvollzug hat 
nicht Raum fOr derartige Zwecke und unsere Strafanstaltsbeamten dazu weder die 
Befähigung noch die erforderliche Zeit, noch die Mittel, wenn sie nicht etwa 
die Strafinittel ihrer rechtlichen Bestimmung entfremden wollen. Sie sollen die 
ernsten und strengen Zuchtmeister bleiben, als welche sie in ihr Amt eingesetzt 
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staltsbeamten ausgenommen, abschließend, ihn nur an das zur 
Lebenserhaltung unentbehrliche Maß von Luft, Licht und Nahrung 
einschränkend, ist sie als höchste Potenz der Freiheitsentziehung 
trefflich geeignet, ihn zum Nachdenken über seine Lage, seine 
sittliche Gesunkenheit anzuhalten, das bekannte delphische yvwid% 
omvx&v zu fördern und fUglich zu seiner moralischen Wiederauf- 
richtung den ersten Grundstein zu legen.*) Sie ist aber auch bei 
solchen Verbrechern wohl angebracht, deren verstockter Sinn sich 
gegen bessere innere Regungen beharrlich auflehnt, indem sie 
ihnen zeigt, wie die ganze Wucht des beleidigten Gesetzes den 
widerspenstigsten Willen beugen macht. Sie ist femer das un- 
fehlbarste Mittel, um den Verurteilten vor dem oft verderblichen 

sind, um das Ansehen des Staates und der G^esetze unerbittlich aufrecht za er- 
halten . . / 

Die Gerechtigkeitstheorie bemüht sich nachznweisen, dadurch, daß sie recht- 
liche Vergeltung des begangenen Unrechtes flbt, diene sie gleichwohl auch be- 
sonderen Zukunftszwecken, indem sie .das Ansehen des Rechts aufrecht erhfilt 
und kräftigt und in dem Verbrecher das Geftüil seiner Abhängigkeit und sdner 
Schuld hervorzurufen und dadurch die Besserung anzubahnen geeignet' sei (ibid. 
498). Allein die Strafe, die nur darnach angetan sein braucht, dafi sie nur nach 
M(^chkeit den Verurteilten nicht verschlechtem soU, dOrfte schwerlich von 
einer solchen Eignung den Beweis erbringen! 

Zu ganz anderen Schltlssen gelangt bereits Köhler, Refonnfragen des 
Strafrechtes (1903), den seine Apologie der Vergeltnngsstrafe nicht hindert, fltar 
den Vollzug einer jeden Strafart zwei verschiedene Klassen in Vorschlag zu bringen, 
wovon eine , für die der Bessenmgsstrafe zu Unterwerfenden*. Kaum ist ein mehr 
eklatanter Beweis von der Hinftlligkeit der mit intransigenter Starre ausschhefi- 
lieh an die Veigangenheit haltenden Vergeltungstheorie erbracht worden. So 
scheint die gefürchtete «wundersame Gemeinschaft* der Beeserungsbestrebungen 
mit dem Gerechtigkeitszwecke ihre Anziehungskraft noch keineswegs eingebüßt 
zu haben. 

*) Vgl. Seuffert, Ein neues Strafgesetzbuch für Deutschi. 1902, S. 65: 
aln der Zelle, nicht in der Gemeinschaft, kann der Versuch gemacht werden 
den Verstockten zur Erkenntnis und Einsicht seiner selbst und vielleicht zur Um- 
kehr zu bringen.* 
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Verkehr mit anderen Sträflingen zu behüten und so namentlich 
den Nachteil der kurzen Freiheitsstrafe zu korrigieren, wo Meister 
der Kriminalität nur zu oft Schule machen.'*') So wird fortan 
auch bei Verurteilung zu einer geringeren als dreimonatigen Ge- 
fängnisstrafe deren gefürchtete schädliche Einwirkung ausbleiben 
und anderseits auch der Ernst solcher kurzen Strafen dem Sträf- 
linge zu Bewußtsein kommen. 

Wohl wurden Bedenken erhoben, die Einzelhaft könne auf 
Körper und Gemüt des Sträflings verhängnisvoll einwirken. Diese 
Zweifel wurden jedoch bekanntlich durch eine Resolution des vierten 
internationalen Kongresses für Straf- und Gefängniswesen in Brüssel 
(1900) und den daselbst gelieferten Nachweis zerstreut, daß nach 
den zehnjährigen Resultaten in Belgien die Einzelhaft selbst während 
zehn Jahren auf die physische und geistige Gesundheit der Sträf- 
linge keinen ungünstigeren Einfluß ausübe, als jede andere Deten- 
tionsart.**) Dennoch wird es kaum zu bestreiten sein, daß es 
Schwächlinge gibt, deren hinfälliges Gemüt in der Zelle ganz zu- 
sammenbrechen kann. Willenszerrüttete, die nicht im stände, sich 
je aus sich allein aufzuraffen, sitthchen Halt nur in Gesellschaft 
zu erlangen vermögen. In solchen Fällen wäre es dem Straf- 
zwecke widerstrebend und grausam zugleich, wenn von der obli- 
gatorischen Einzelhaft nicht Ausnahmen gestattet würden. Allen- 
falls sollte von ihr bei konträrem ärztlichen Gutachten Abstand 
genommen werden. 

Die Einwendung, eine allfällige dreimonatige Einzelhaft gehe 
unter Umständen zu weit, scheint uns jeder Begründung zu ent- 
behren. Wir erachten sie im Gegenteile bei der Zuchthaus- 
strafe geradezu für zu kurz und möchten hier eine obliga- 



*) Damm wird auch der wegen tlbertretang zur Haft yerurteüte Tftter 
in Einzelhaft gebalten sein (Art 228). 

**) Strafanstaltsdirektor y. Hur bin bat speziell mit Hinblick auf die Straf- 
anstalt Lenzburg diesen Beweis erbracht. 

Splri, Dr. Bmfl, Die ZuchtbaoB- vud Qefiogulsstrafe. 6 
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torische Mindestdauer von sechs Monaten befürworten. 
Hierdurchwäre eine weiterezweckmäfiige Differenzierung 
zwischen Zuchthaus und Gefängnis im Strafvollzuge ge- 
geben, die bei der verschiedenen Schwere des begangenen Deliktes 
und der schlechten Gesinnung des Zuchthäuslers sich geradezu 
von selbst aufdrängt.'*') 

Es wäre geboten von der zulässigen Verlängerung der Einzel- 
haft ausgiebigen Gebrauch zu machen bei Jugendlichen, und dies 
selbst bei erwachsenen jungen Leuten,**) insbesondere jedoch bei 
Verbrechern gegen die Sittlichkeit,***) sowie überhaupt 
bei solchen Sträflingen, deren Eontakt für andere Stra^enossen 
von verderblichem Einflüsse sein kann, wie Einbrecher, f) An- 
archisten u. a.tt) 

Schliefilich wird die Einzelhaft als eines der bevorzug- 
testen Disziplinarmittel in Anwendung zu kommen haben. 
Liegt doch das ganze Geheimnis einer strammen Disziplin im Straf- 
hause in der Ausscheidung verderblicher Elemente. Daß der Sträf- 
ling auch im Falle nicht guten Verhaltens in der Gemeinschaftshaft 
zu jeder Zeit in die Einzelhaft zurückversetzt werden kann, wäre 



*) Aach nach der Bestünmnng des italienischen Stra^esetzes mtkssen die 
ersten sechs Monate der Zuchthausstrafe in der Einzelzelle abgebüßt werden. 

**) Eine Ahnliche Vorschrift ist in den von den deutschen Bundesregierongen 
über den Vollzug der Sicherheitsstrafen im Deuischen Reiche am 8. November 
1897 veröffentlichten Qrundzfigen enthalten. 

***) Mit Rücksicht auf hiergegen erhobene Bedenken wfiren etwa behuJEB Be- 
kftmpfdng^ geschlechtlicher Laster in der Zelle belehrende Affichen anzubringen. 
t) Alle Strftflinge, die wegen eines Verbrechens aus Gewinnsucht ver- 
urteilt sindy in der Zelle abzusondern, wie Lammasch vorschlägt, würde zu weit 
gehen. 

tt) Aus der richterlichen Praxis sind uns FAlle bekannt, wo Falschmünzer 
im Osterreichischen Süden, über den Ursprung ihrer Fftlscherkunst befragt, angaben, 
in der Strafanstalt X. darin von anderen dort internierten Falschmünzern unter- 
wiesen worden zu sein. 
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wohl im Gesetze selbst hervorzuheben am Platze, da der Text der 
Entwurfsbestimmmig die Deutung zuläßt, es sei nur die ununter- 
brochene Fortsetzung der dreimonatigen Einzelhaft, und nicht deren 
spätere Wiederaufnahme vorgesehen. 

Zu erwägen wäre ferner, ob nicht während einer ge- 
wissen Zeit zu Beginn der Einzelhaft, wenigstens bei der 
Zuchthausstrafe, von der Arbeitsanhaltung Umgang ge- 
nommen werden sollte. Der Verurteilte würde da in der Zelle 
ausschließlich seinen Gedanken überlassen sein, er sollte hier in 
keiner Weise abgelenkt in stiller Einsamkeit dem Nachsinnen 
über seinen Verfall und über das „was wird weiter mit mir?'' sich 
hingeben können. In den engen, derart reumütigen Betrachtungen 
geweihten Mauern seiner Zelle könnte oft bereits der erste ver- 
heißende Keim guter Vorsätze sprießen. — 

Wir teilen nicht die Ansicht, die mindestens dreimonatige 
obligatorische Einzelhaft sei dort nicht zweckmäßig, wo die Sträf- 
linge mit ländlichen Arbeiten beschäftigt werden.*) Gerade bei 
solchen Sträflingen, deren zumeist auswärtige Arbeit im Freien 
sich von ihrer gewohnten Beschäftigung und Lebensweise nicht 
unterscheidet und dadurch den Ernst der Strafe minder vergegen- 
wärtigt, erachten wir eine vorherige Einzelhaft für um so dringen- 
der geboten. Eine geeignete Beschäftigung in der Zelle dürfte 
sich schließlich auch hier vorfinden und selbst Einzelhaft ohne 
Arbeit wird während einiger Zeit mit den Besserungsbestrebungen 
vereinbar sein. 

Nach Abschluß der Einzelhaft tritt sowohl bei Zuchthaus- als 
bei Gefängnisstrafe die Vorrückung in die nächste Progressivstufe 
ein: die gemeinschaftliche Anhaltung der Sträflinge zur 
Arbeit. Die Einzelhaft bleibt hier nur noch der Nachtruhe und 
der übrigen Buhezeit vorbehalten. Die Unerläßlichkeit der nächt- 
lichen Isolierung für einen wirksamen Strafvollzug ist offenkundig. 

*) So der StooBsche Bericht 1899, S. 51. 

6* 
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Das Abschlufistadium in diesem Progressivsysteine bildet die 
ebenfalls für beide Strafen gemeinschaftliche bedingte Ent- 
lassung. 

»Hat der Sträfling zwei Dritteile der Strafzeit und wenigstens 
ein Jahr erstanden, so kann ihn die zuständige Behörde für 
die übrige Strafzeit vorläufig entlassen, wenn anzunehmen ist, 
er werde sich wohl verhalten und wenn er den Schaden, den 
er durch das Verbrechen verursucht hat, soweit seine Mittel 
dazu ausreichten, ersetzt hat. Hat ein Sträfling, der zu lebens- 
länglicher Zuchthausstrafe verurteilt ist, zwanzig Jahre erstanden, 
so kann ihn die zuständige Behörde für die Zeit von fünf 
Jahren vorläufig entlassen, wenn anzunehmen ist, er werde sich 
wohl verhalten.* (Art. 28, 4.) 

„Über die vorläufige Entlassung eines Gefangenen (Art. 28, 
30, 31)*) entscheidet die zuständige Behörde nach Anhörung der 
Beamten der Anstalt. Sie sorgt mit den Organen der Schutz- 
aufsicht für sein Fortkommen und überwacht ihn, solange er 
vorläufig entlassen ist« 

Mifibraucht der vorläufig Entlassene die Freiheit, so wird er 
durch Verfügung der Behörde in die Anstalt zurückversetzt. 
Die Zeit, während welcher er vorläufig entlassen war, wird ihm 
nicht angerechnet. 

Mißbraucht der Entlassene die Freiheit bis zum Ablauf der 
Zeit, für welche er vorläufig entlassen war, nicht, so gilt die Strafe, 
die Verwahrung oder die Einweisung in die Arbeitsanstalt als 
vollzogen.* (Art. 32.) 

Die Institution der bedingten Entlassung, noch von Hälsch- 
/'ner als eine bedenkliche Eonzession an die Besserungstheorie be- 
zeichnet, beginnt heute Gemeingut aller Straf gesetzgebungen^TU" 

*) Die Vorschrift erstreckt sich auch auf die vielfach RflckfUligen, die 
zur Verwahrung venuteilt wurden, sowie auf die in eine Arheitsanstalt ein- 
gewiesenen Delinquenten. 
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werden. Wir halten uns hier bei derselben vornehmlich darum 
auf, um das hohe Yerdienst^des Schweizerischen Yorentwurfes zu 
würdigen, das er sich anderen Oesetzeswerken gegenüber erwirbt, 
indem er den vorzeitig Entlassenen weder im zügellosen Rausche der 
frischerlangten Freiheit, noch in hilfloser Lage sich selbst über- 
läßt. Die Behörde sichert ihm im Vereine mit den Oefangen- 
schutzorganen den notwendigen materiellen und moralischen Schutz, 
hingegen bleibt er noch eine Zeitlang ihrer Aufsicht unterworfen. So 
wird der Sträfling, der sich die Wohltat der vorläufigen Entlassung 
durch sein eigenes Verhalten verdienen muß, zu diesem ihm 
winkenden Ziele um so ernster hinstreben, als er nicht zu befürch- 
ten hat, beim Verlassen des Strafhauses hilflos am Pflaster zu 
bleiben und ob des ihm anhaftenden Makels in seinem Fortkommen 
gehindert, von neuem dem Laster zu verfallen, und als er mit 
Bestimmtheit weiß, daß sich die Behörde, gestützt an ein Schärf- 
lein beherzter Philanthropen, seiner sogleich annehmen will, um 
ihm für die Rückkehr zu der von ihm einst beleidigten Gesell- 
schaft ein Brücklein zu schlagen. Wir haben das Material zu 
diesem Brücklein bereits kennen gelernt, — es ist die Arbeitserzie- 
hung, sie wurde während der Strafzeit sorgfaltig vorbereitet, durch 
sie soll nun das havarierte Individium gegen fernere Anstürme 
verderblicher sozialer Strömungen wetterfest gemacht werden. 

Aus der kategorischen Verfügung über die Fürsorge um den 
vorläufig Entlassenen dürfte wohl für die Behörde manche Schwierig- 
keit sich ergeben, es fragt sich darum, ob nicht eine bloß fakultative 
Fassung, wie: „sie kann mit den Organen .... um sein Fort- 
kommen sorgen** oder "sie sorgt unter umständen ....** vor- 
zuziehen wäre. Der Behörde erwächst hier eine Verantwortli9h- 
keit der in allen Fällen gerecht zu werden, sie eine geradezu ideale 
Organisation des Gefangenschutzes unerläßlich zm* Seite haben 
muß. In der Praxis dürfte es wohl dazu kommen, daß die Siche- 
rung einer entsprechenden Unterkunft der provisorischen Ent- 
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lassung des Sträflings zeitig vorangehen wird. Freilich dfirfte 
nur in den wenigsten Staaten ein solches Vertrauen in die Wirk- 
samkeit der Schutzaufsichtsvereine wie in der Schweiz gerecht- 
fertigt sein. 

Nachdem der bedingt Entlassene während der Probefrist der 
Überwachung durch die Behörde untersteht und eine solche Kon- 
trolle unter Umständen als ein störendes Übel empfunden werden 
kann, wäre zu erwägen, ob nicht nach Beispiel des deutschen Ge- 
setzes auch das Erfordernis der Zustimmung des Ver- 
urteilten aufgestellt werden sollte. Daß in Ausführung jener 
Überwachung bestimmte Verpflichtxmgen, wie sie beim bedingten 
Straferlasse (Art. 57) zulässig sein werden, auferlegt werden könnten, 
dies scheint zwar entgegen dem deutschen Strafgesetze nach dem 
Entwurfstexte ausgeschlossen. Es wäre aber dessenungeachtet 
unklug, einem jener Wohltat noch so würdigen Sträflinge sie gegen 
seinen Willen aufisudrängen, da es sich nicht um einen Gnadenakt 
handelt und es doch auch nur an ihm liegen würde, durch so- 
fortigen Freiheitsmifibrauch die von ihm bevorzugte Zurückverset- 
zung in die Anstalt behufs gänzlicher Strafabbüßung zu erzwingen. 
Die Frage kann namentlich für die privilegierten Delinquenten der 
oben angeregten abgesonderten Gefängnisklasse von Wichtigkeit sein. 

Bei der bisherigen Fassung des Entwurfes dürfte die bedingte 
Entlassung dort einige Verlegenheit verursachen, wo es sich um 
Zuchthäusler handelt oder wo neben der Gefängnisstrafe auch auf 
Einstellung in der bürgerliehen Ehrenfähigkeit erkannt worden 
ist. Gemäß Art. 40 beginnt diese Einstellung für den Sträfling 
mit der Entlassung. Viele Gründe und andere Stellen im Entwürfe 
lassen annehmen, daß hierunter nur die definitive Entlassung ver- 
standen werden kann. Wäre ja sonst der absurde Fall nicht aus- 
geschlossen, daß ein Verurteilter in den Wiederbesitz der ein- 
gestellten Ehrenrechte gelangen würde, noch bevor die Probezeit 
der bedingten Entlassung ganz abgelaufen ist. Nachdem in an- 
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deren für einen Fristbeginn bedeutenden Stellen im Entwürfe dies 
ausdrücklich hervorgehoben wird, wenn es sich um die endgül- 
tige Entlassung handelt, wie z. B. beim Rückfalle (Art. 51), er- 
scheint es bereits behufs Vermeidung einer hier imstatthaften Aus- 
legung a contrario dringend geboten, die Ehrenfolgen des Art. 40 
ausdrücklich von der endgültigen Befreiung beginnen zu lassen. — 

Eine andere hier in Erwägung zu ziehende Frage wäre 
allerdings, ob nicht etwa einem Verurteilten, gegen den auf Ein- 
stellung der Ehrenrechte erkannt worden ist, wenn er die Probe- 
frist der vorläufigen Entlassung gut bestanden hat, ein Teil der- 
selben, etwa die Hälfte, zur Abbüßungszeit der Ehrenfolgen ein- 
gerechnet werden könnte. Wir wollen diese Frage der Beurteilung 
der beteiligten Kreise offen lassen. . . 

unstrittig wird jedoch die bedingte Entlassung von Ausländern 
Bedenken zu erregen geeignet sein, gegen welche neben der Zucht- 
hausstrafe auf die fakultativ zulässige Landesverweisung erkannt 
worden ist. „Die Verweisung wird wirksam, sobald der Verurteilte 
aus der Anstalt entlassen wird*' (Art. 41). Auch hier, wo sich sonst 
die Schwierigkeiten um so mehr häufen müßten, kann zweifellos nur 
die definitive Entlassung Ausgangspunkt jener Wirksamkeit sein. 
Müßte doch sonst der Staat auf das Bestehen der Wohlverhal- 
tungsprobe verzichten und die bedingte Entlassung sofort zu einer 
definitiven werden! Dann sei uns jedoch die Frage gestattet: Hat 
man dem Verurteilten darum Oelegenheit geboten, seine Besserung 
zu bekunden, um nach gutbestandener Probefrist nachsichtslos an 
ihm die Verweisung zu vollziehen? Welchen Zweck hat die Wohl- 
verhaltungsprobe, wozu belastet sich die Behörde mit der Fürsorge 
um das Fortkommen des bedingt entlassenen Ausländers, sobald 
er allenfalls, wie immer die Probe ausfallen mag, landesverwiesen 
werden soll? Er wurde im Lande in Freiheit behalten, solange 
noch nicht sicher war, ob er sich wohl verhalten wird, trotz dieser 
Ungewißheit hat die Behörde die Bürde des Gefangenschutzes über- 



— 88 — 

nommen; nun, wo er die Frist gut bestanden und ein neuer Mensch 
zu werden verspricht — wird er erbarmungslos abgeschafft werden. . • 
Wir ersehen, wie dringend die Frage der bedingten Ent- 
lassung von verurteilten Ausländem einer Überprüfung bedarf, 
sollen nicht die vorhandenen Schwierigkeiten die BefOrchtung recht- 
fertigen, dafi sonst in der Praxis Ausländem gegenüber von jener 
Wohltat nicht in jenem Maße wie bei Inländern Gebrauch ge- 
macht werden dürfte. Hiefie das nicht auf Umwegen zu dem 
zweifelhaften, aber wenigstens offenen Auskunftsmittel des Kanton 
Tessin gelangen, wo (neben den zu lebenslänglichem Zuchthaus 
Verurteilten) die Ausländer von der bedingten Entlassung aus- 
geschlossen sind, weil ihnen gegenüber ihr Widerruf Schwierig- 
keiten zu bereiten geeignet ist? — 

Es sei uns gestattet, zur Regelung der Frage mit einem 
Versuche beizutragen und folgende Änderung des Art. 41 vorzu- 
schlagen: 

«Der Ausländer, der zu Zuchthaus (oder zur Verwahrung) 
verurteilt wird, kann für drei bis fünfzehn Jahre des Landes 
verwiesen werden. Die Verweisung wird wirksam, sobald der 
Verurteilte die Strafe in der Anstalt endgültig abgebüßt hat. 

Ist er bedingt entlassen worden und hat er bis zum 
Ablauf der Zeit, für welche er vorläufig in Freiheit gesetzt 
worden ist, dieselbe nicht mißbraucht, kann das Oericht über 
sein Ansuchen auf Aufschub des Vollzuges der erkannten Landes- 
verweisung erkennen und dem zu Zuchthaus Verurteilten eine 
weitere Probezeit bis zu drei (dem zu Verwahrung Verurteilten*) 
bis zu fünf) Jahren auferlegen. Während der Probezeit kann 



*) Mit der zweiten Verwahnmg konnte die Landesverweisung obliga- 
torisch yerbunden sein. Hier hat der unTerbesserliche Ausländer jene Rfick- 
sichten, die sonst gegen die Ausweisung sprechen, endgültig verwirkt und dem 
Interesse der Sicherheit des Inlands gegen einen erwiesenermaßen unverbesser- 
lichen ausländischen Rechtsbrflchigen hat jede andere Rücksicht zu weichen. 
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es dem Yerurteilten bestimmte Yerhaltungsweisungen erteilen. 
Hat der Verurteilte die Probezeit bestanden, ist die Landes- 
verweisung als aufgehoben zu betrachten, widrigenfalls verfQgt 
das Gericht, wenn er den erhaltenen Weisungen fortgesetzt zu- 
widerhandelt, sogleich, wenn er ein neues vorsätzliches Ver- 
brechen begangen hat, nach Erstehung der neuverwirkten Strafe, 
deren Vollzug.* 

Allein noch auf einen weiteren umstand wäre hier die Auf- 
merksamkeit des künftigen Gesetzgebers zu lenken. Was soll ge- 
schehen, wenn der bedingt Entlassene, sei er Schweizer oder Aus- 
länder, sich der Überwachung, die mit seiner vorläufigen Infrei- 
heitssetzung verbunden ist, durch die Auswanderung entzieht? 
Sein Verhalten im Auslande bleibt begreiflicherweise der Eontrolle 
der inländischen Behörden entrückt. Soll nun aber infolge des 
bloßen Aufenthaltwechsels das inländische Gericht auf die Ein- 
haltung der Wohlverhaltungsprobe seitens des vorläufig Entlassenen 
verzichten und die bedingte Freilassung so zu einer definitiven 
werden? Wäre es nicht ein Hohn für die einheimische Straf- 
justiz, wenn der eine bedingt Entlassene durch die bloße Über- 
schreitung der nahen Landesgrenze die Wirksamkeit hochwichtiger 
Rechtseinrichtungen vereiteln dürfte, wogegen der im Lande Ver- 
bliebene noch während geraumer Zeit sich vor jedem Freiheits- 
mißbrauche ängstlich hüten muß, soll er nicht in das Strafhaus 
zurückversetzt werden?! Anderseits kann ein auswärtiger Ver- 
urteilter, der von einem ausländischen Gerichte bedingt entlassen 
worden ist, sich nach der Schweiz begeben und die Eidgenossen- 
schaft wird also oft einen Ausländer, dem wegen der ihm im 
eigenen Lande zugedachten Überwachung und des daselbst er- 
littenen Ehrenverlustes der heimatliche Boden zu heiß geworden 
ist, gastlich beherbergen, ohne daß die inländische gerichtliche 
Behörde sich im mindesten darum schiert, daß er doch ein fremder 
Sträfling, vielleicht gar ein Zuchthäusler ist, der nur aufs Wohl- 
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verhalten einstweilen entlassen wurde. Mit dem Hinweise, daS 
auch im administrativen Wege die -Landesverweisung des mifi- 
liebigen Ausländers zulässig sei, deren Anwendung nur zu oft eine 
willkürliche ist und sich auch nach anderen Gesichtspunkten richtet, 
wird die Tatsache nicht wettgemacht, daß das inländische Gericht 
einem solchen bedingt entlassenen Sträfling machtlos gegenübersteht 
Den angeführten Unzukömmlichkeiten gemeinsam vorzubeugen 
wäre darum heutzutage eine internationale Pflicht sämtlicher 
Rechtsstaaten. Zum mindesten wäre hier ein völkerrechtliches 
Abkommen zwischen benachbarten Staaten erwünscht, in dem 
Sinne, daß jeder der kontrahierenden Teile, auf dessen Gebiet ein 
von den Gerichten des anderen Staates bedingt entlassener Ver- 
urteilter verweilt, über Mitteilung des Stra&uszuges und über 
diesbezügliches Ansuchen während der restlichen Probezeit die 
Kontrolle über dessen Wohlverhalten zu übernehmen hätte. Sollte 
der Ausländer die vorläufige Freiheit mißbrauchen, wäre er ein- 
zuziehen und der Erkenntnisbehörde des ansuchenden Staates zu 
überliefern. Es ist einleuchtend, daß ein derartiges Abkommen 
nur auf solche Delikte beschränkt sein müßte, hinsichtlich derer 
seitens des Inlandes eine Auslieferung zulässig ist.^) Demgemäß 
würden wir etwa folgenden Zusatz zum Art. 41 vorschlagen: 

„Ausländer, die wegen eines im Auslande begangenen 
Verbrechens, welches nach schweizerischem Gesetze gemäß Art 3, 
4, 6 und 7 strafbar und wegen dessen die Auslieferung zulässig 
ist, von einem ausländischen Gerichte zu (Verwahrung,) Zucht- 
haus- oder Gefängnisstrafe verurteilt und unter der Bedingimg 
des Wohlverhaltens vorläufig entiassen worden sind, sind, wenn 
sie sich während der Probefrist im Inlands befinden, über An- 
suchen des ausländischen Erkenntnisgerichtes bis zu deren Ab- 



I 



*) Ein solches Abkommen auch aof jene Vemrteilte zu erstrecken, denen 
im Auslände ein bedingter Straferlaß gewährt worden ist, wäre ob der 
minderen Wichtigkeit der betreffenden strafbaren Handlang nicht za empfehlen. 
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lauf von der OrÜich zuständigen inländischen Gerichtsbehörde 
zu überwachen. 

Mißbraucht der vorläufig entlassene Ausländer die Frei-* 
heit, so wird er jenem ausländischen Erkenntnisgerichte behufs 
Abbüßung der restlichen Strafzeit überliefert.'*') Hierbei kann, 
wenn die Strafe (Verwahrung oder) Zuchthaus ist, gegen einen 
solchen Ausländer über Antrag der Bundesanwaltschaft auf 
Landesverweisung von drei bis fünfzehn Jahren erkannt werden. 
Die Verweisung wird mit Eintritt der Rechtskraft des Erkennt- 
nisses wirksam. War der Freiheitsmißbrauch in einer straf- 
baren Handlung gelegen, so findet die Überlieferung erst nach 
erstandener Strafe statt.'' 

Mehr denn sonstwo wäre in einem neuen Schweizerischen 
Strafgesetze der Platz für eine ähnliche Bestimmung. Der rühm- 
lichen eidgenossenschaftlichen Bechtstradition eröfiEhet sich da ein 
neuer Aussichtspunkt ihrer Betätigung. Die Schweiz, dieses von 
zahllosen Fremden mit Vorliebe aufgesuchte Freiheitseldorado, 
dieser ausgesprochene Mittelpunkt des regsten internationalen Ver- 
kehres, würde durch jene Initiative einen weiteren Beweis er- 
bringen, daß sie auch als ein zuverlässiges Bollwerk internationaler 
Rechtspflege angesehen werden will. 



Hat man einmal den Geist des Stooßschen Entwurfes richtig 
erfaßt, wird man bestimmt daselbst das logische Pendant der be- 
dingten Entlassung vermissen, d. i. die Zulässigkeit der Verlänge- 
rung der erkannten Strafe, wenn trotz ihrer Abbüßung nicht an- 
zunehmen ist, daß der Verurteilte durch dieselbe von weiteren 
Verbrechen abgehalten werden wird. Ein jeder Strafhausbeamte 
wird von rohen Individuen zu erzählen wissen, die, der bessernden 

*) Daß die inlflndiBche Behörde ein analftndischee Straforteü selbst onter 
keinen umständen vollstrecken wird, ist naheliegend. 
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Einwirkung des Strafübels unzugänglich, selbst gegen die schärfsten 
Disziplinannittel abgestumpft, in ihrer verstockten Erbitterung 
kein Hehl daraus machen, wie sie an der Gesellschaft, an den 
Richtern und Strafhausbeamten nach erreichter Freilassung ihr 
Mütchen kühlen wollen. Noch im Strafhause werden Rachevor- 
sätze gefaßt oder gar aller Aufsicht zum Trotz mit den Straf- 
genossen verbrecherische Zukunftspläne geschmiedet. Daß solche 
renitente Verbrecher tatsächlich eine ernste Gtefahr für die 6e- 
sellschaffc bedeuten, wird durch die Erfahrung nur zu oft bestätigt. 
So naheliegend es nun wäre, in einer Verlängerung der Straf- 
haft die konsequente Durchführung eines in so prononzierter Weise 
auf die Besserung des Verurteilten hinzielenden Repressivsystems 
zu erblicken, wäre sie dennoch in allen Lagern der sich gegen- 
überstehenden Strafrechtstheoretiker zweifellos Anstoß zu erregen 
geeignet. Den Wortführern der abstrakten Gerechtigkeit fehlt 
nach Abbüßung der einmal erkannten Strafe jedes weitere Sub- 
strat für eine neuerliche Vergeltung ; die Anh&^ger der einschüch- 
ternden Prävention werden es vorziehen, die ganze Wucht ihres 
Abschreckungsprinzipes der nächsten Aburteilung vorzubehalten 
und selbst die Wortführer des Besserungszweckes werden davor 
zurückschrecken, daß ein richterliches Erkenntnis auf Onmd nicht 
immer zuverlässiger Beobachtungen der Strafanstaltsbeamten 
leichtfertig umgestürzt und in deren Hände das weitere Schicksal 
des Verurteilten gelegt werden soll. Darum dürfte eher noch 
der unbestimmten Verurteilung, so kühn sie unserem nüchternen 
urteil vorkommen mag, ein williges Ohr geliehen werden.*) 
Professor Zürcher hat nun durch einen Antrag in der Experten- 
kommission, wodurch die Verlängerung der Strafeeit nach Ab- 
büßung der erkannten Strafe mit den Garantien eines motivierten 



*) Zu ihren Fürsprechern gesellt sich anch von Lilienthal: Der Stooßsche 
Entwarf eines Schweizerischen Strafgesetzbaches, in Zeitschr. fCUr die gesamte 
Strafrechtswissenschaft 1895. 
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Vorschlages der Strafv^ollzugsbehörde und dessen selbständiger 
richterlicher Prüfung umgeben werden sollte, die angeführten 
Bedenken zu bannen versucht. Der Antrag wurde jedoch u. a. 
mit der Begründung abgelehnt, die Aufführung des Verurteilten 
in der Strafanstalt reiche nicht hin, eine Verlängerung der Straf- 
dauer zu rechtfertigen, die neue Institution würde nur den Einzug 
der Heuchelei in die Anstalt zur Folge haben und für die Beamten 
selbst, auf deren Antrag sie beruht, nicht ohne Gefahren sein. 
Unseres Erachtens würde auch die Verurteilung auf unbestimmte 
Zeit die erhobenen Zweifel kaum beseitigen, bliebe ja noch immer 
das Verhalten in der Strafdisziplin für die Hinausschiebung der 
Entlassung ausschlaggebend. Nur eine bedingte Verlängerung 
der Strafzeit wäre geeignet, über diese Unzukömmlich- 
keiten hinwegzuhelfen. Zwar würde auch hier vorerst das 
Verhalten des Sträflings in der Anstalt zur eventuellen Verlänge- 
rung der Strafdauer den unmittelbaren Anlaß geben, aber für 
ihren tatsächlichen Vollzug bliebe doch stets nur seine 
Aufführung in der Freiheit ausschlaggebend. Erweist 
sich die Schlufifolgerung, die der Verurteilte durch sein schlechtes 
Verhalten während der Strafzeit selbst veranlaßt hatte, seine Frei- 
lassung könnte eine bedeutende Gefahr für die Gesellschaft bedeuten, 
infolge seiner guten Freiheitskonduite in Zukunft als trügerisch, 
dann wird ihm aus der bedingten Strafverlängerung kein weiterer 
Nachteil erwachsen und es würde bei der mit der Schutzaufsicht 
verbundenen Überwachung sein Bewenden haben. Aber auch 
dieses relative Übel würde durch die oft wertvolle Stütze der ihm 
hilfreich unter die Arme greifenden Schutzaufsicht aufgewogen 
werden. Auf diese Weise wäre auch der Einwendung die Spitze 
gebrochen, man strafe da nm* wegen der bloßen verbrecherischen 
Gesinnung, denn der Verurteilte hat den Vollzug der Straf verlänge- 
rung insolange nicht zu fiirchten, als er eine solche nicht in der 
Freiheit durch argen Mißbrauch betätigt. 
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Der bedingten Strafv^erlftngerung kftme ein weiteres Verdienst 
zu, indem das gesetzliche Eingreifen der Gefiangenenschutztätigkeit, 
das sich nach dem Yorentwurfe nur auf den Fall der bedingten 
Entlassung beschränkt, durch Erstreckung auf eine große Zahl 
anderer Sträflinge eine weitere Sanktion erhalten würde. Es sei 
hier gestattet, dem Bedürfoisse nach einer konsequenten Ergänzung 
der Reformrepression — sit venia verbo — beiläufig durch fol- 
genden Vorschlag das Wort zu führen: 

„Ist jemand zu einem der im Art. 29 (Verwahrung 
vielfach Bückfälliger) angeführten Verbrechen zu einer 
Zuchthausstrafe verurteilt worden und ist beim Heran- 
nahen des Ablaufes der Strafzeit die Strafvollzugs- 
behörde auf Orund genauer Beobachtungen der Ansicht, 
daß der Gesellschaft durch das Infreiheitsetzen des 
Sträflings ernste Gefahr drohen könne, kann das Ge- 
richt nach Prüfung des Gutachtens der Vollzugsbehörde 
und selbständiger Untersuchung auf angemessene Ver- 
längerung der verhängten Strafdauer, jedoch nicht 
über das zweifache Ausmaß derselben, erkennen, deren 
Vollzug jedoch aufschieben und dem Verurteilten eine 
Probezeit von zwei bis fünf Jahren auferlegen, ihn unter 
umständen der Schutzaufsicht unterstellen und für sein 
Verhalten angemessene Weisungen erteilen. 

Die Gründe, die eine Verlängerung der erkannten 
Strafzeit rechtfertigen und die erteilten Weisungen 
sind im Anhange zum urteile festzustellen. 

Begeht der Verurteilte während der Probezeit ein 
vorsätzliches Verbrechen, so hat er noch vor dem An- 
tritte der neuverwirkten Strafe die Strafverlängerung, 
deren Vollzug aufgeschoben war, zu erstehen, es sei 
denn, daß das Gericht mit Rücksicht auf etwaige viel- 
fache Rückfälligkeit auf Verwahrung erkennen würde; 
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handelt er den ihm erteilten Weisungen ungeachtet 
förmlicher Mahnung der Schutzaufsichtsbehörde zu- 
wider, so verfügt das Gericht den Vollzug der erkannten 
Strafverlängerung. 

Hat er die Probezeit bestanden, ist seine Strafe 
als ganz vollzogen und die Strafverlängerung als nicht 
erfolgt anzusehen.' 

Infolge einer ähnlichen Bestimmung würde somit in die Kette 
der Differenzierungen zwischen Zuchthaus- und Gefängnisstrafe 
ein neues Glied hinzugefügt werden, da bei Verurteilungen zu 
bloßer Gefängnisstrafe die bedingte Strafverlängerung 
nicht zulässig wäre. 

Ein Konflikt mit den über den vielfachen Rückfall vor- 
gesehenen Bestimmungen ist bei der Fassung der vorstehenden 
Anregung nicht zu befürchten; er ist auch bei Eintritt einfacher 
Rezidive nach Art. 51 ausgeschlossen, da die fün^ährige Rückfall- 
verjährungsfrist erst von der endgültigen Entlassung zu laufen 
beginnt. Bei Rückfalleintritt während der Probezeit bietet der 
hinzutretende Vollzug der Strafverlängerung ein Äquivalent für 
die sonst bei der Rezidive platzgreifende Straf erhöhung; sollte 
sich dennoch die Möglichkeit, einer unstatthaften günstigeren Be- 
handlung des, der Strafverlängerung imterzogenen Täters gegen- 
über anderen einfach Rückfälligen ergeben, dann steht ja dem 
Richter innerhalb des Strafrahmens für das neubegangene Ver- 
brechen ein hinreichender Spielraum für die entsprechende Wür- 
digung des bekundeten Verbrecherhanges zu Gebote. 

Wir sind hier immerhin auf gehamischte Einwendungen der 
Gerechtigkeitstheoretiker gefaßt: was über die vom Gerichte ein- 
mal verhängte Strafe hinausgeht, stehe zur begangenen Tat außer 
jeder Beziehung, jedes außerdem hinzukommende Übel sei Strafe 
ohne Schuld. Ist jedoch, was feststeht, auch den Philosophen der 
gerechten Vergeltung die Besserung des Täters ein weiteres wich- 
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tiges Strafyostulat und hat die erkannte Strafe es offenbar nicht 
vermocht, des Täters verbrecherischen Sinn selbst während der 
Abbüßungszeit zu beugen, dann wird zugestanden werden müssen, 
es sei bei der ersten Strafbemessung sein schuldhafter Charakter 
nicht gebührend gewürdigt worden, die Prüfung des Schuldmaies 
sei nicht auch nach der Frage erstreckt worden, ob die erkannte 
Strafe hinreichend intensiv ist, um von dem Schuldigen wirksam 
empfunden zu werden. Darum stellt sich auch vom Standpunkte 
der absoluten Gerechtigkeit die bedingte Straf verlängerung als ein 
durch denselben Richter vorgenommenes Korrektiv des ersten un- 
zuverlässigen Urteils dar. Den mit bedingter Strafverlängenmg 
Entlassenen wird, wenn er sich während der Probezeit vor Rück- 
fall hüten wird, kein weiteres Übel zu treffen brauchen, ja, selbst 
wenn er die Probe nicht besteht, wird er, wie wir nachgewiesen 
haben, keiner härteren Behandlung unterzogen werden als jeder 
andere Rezidivist. Die praktische Bedeutung der bedingten Straf- 
verlängerung wird sich demnach, abgesehen von dem Hinausschube 
der Rehabilitationsfrist, in Wahrheit darauf reduzieren, daß dem 
Verurteilten während einer bestimmten Probezeit ein nachdrück- 
liches Memento vor Augen gehalten wird, das seinen Sinn vor 
neuerlicher deliktuöser Betätigung abzuhalten geeignet ist. 



Es erübrigt nun noch, die Differenzierung von Zuchthaus 
und Gefängnis im sonstigen Strafvollzuge zu erörtern. Hier darf 
nicht außer acht gelassen werden, daß der Zweck der moralischen 
Hebung selbst im Zuchthause keine überflüssige Demütigimg ver- 
trägt, darum darf auch dem Zuchthäusler seine sittliche Entwertung, 
seine Verworfenheit nicht fortwährend vor Augen gehalten werden. 
Also vor allem fort aus dem Zuchthause mit allen barbarischen 
Disziplinarstrafen ! Noch heute kommt in mancher Schweizerischen 



— 97 — 

Strafanstalt die Disziplinarstrafe des kalten Sturzbades vor,*) im 
Kanton Thurgau übt noch ihr entmenschendes Werk die demo- 
ralisierende Prügelstrafe,**) in Wallis rasseln noch immer die Ketten 
an den Füßen vieler Zuchthäusler, namentlich der lebenslang Ver- 
urteilten (I) ; ob auch noch die in manchen deutschen Staaten — wie 
Mecklenburg, Preußen und Sachsen — angewendeten kantigen Latten 
nachgeahmt werden, steht uns nicht fest. . 

Im Vollzüge selbst wird mitunter für Zuchthäusler eine schwerere 
Belastung mit Arbeit gefordert: so müssen sie in Deutschland um 
eine Stunde länger arbeiten als die Gefängnissträflinge. Sonst 
erschwerte Leistungen verlangen hieße die hohe Bedeutung der 
Arbeit verkennen, entmutigt diese, dann ist ihr Zweck verfehlt. 

Hingegen könnten Zuchthäusler und Gefängnissträflinge hin- 
sichtlich des Pekuliums verschieden behandelt werden. Kam 
bisher dem Sträflinge kein eigentlicher Rechtsanspruch darauf zu, 
scheint der Vorentwurf im Art. 39 über den Schadenersatz***) seine 
Zulässigkeit zu statuieren. Dies würde jedoch nicht hindern, die 
Quote für Zuchthäusler geringer zu bemessen als in den Gefängnissen. 

Aus dem Verdienstanteile Genußmittel zu beschaffen, 
sollte bei beiden Strafen unzulässig sein. 

Ob hinsichtlich der Kost eine verschiedene Behandlung platz- 
zugreifen habe, muß dem kompetenteren Urteile von Fachkundigen 
überlassen bleiben. Sofern dadurch nicht die Gesundheit der Sträf- 
linge beeinträchtigt wird, scheint uns auch hier eine gewisse 
Differenzierung nicht unstatthaft. 

*) von Hfl r bin hat dies schon in den Neunziger Jahren in der Schweize- 
rischen Zeitschrift ftbr Strafrecht gerügt. 

**) Die in Dänemark bevorstehende EinfOhnmg der Prflgelstrafe für Jugend- 
liche, welche Rficksichten immer sie veranlaßt haben mögen, stellt sich unserer 
südländischen Anschauung als eine beklagenswerte Eultnrverimmg dar. 
♦♦*) Art. 39, Abs. 2. 

Wird der Täter zu längerer Freiheitsstrafe verurteilt, so kann der Richter 
dem G^chädigten den Verdienstanteil des Verurteilten bis zur Hälfte zuerkennen. 

Spira, Dr. Emil, Die Znohtbaiu- und GelingnlMtrafe. 7 
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Die Beschaffung oder Zubessenmg der Kost aus eigenen 
Mitteln wird offenbar für Zuchthäusler ausgeschlossen sein, doch 
gestehen wir, daß uns diesbezüglich eine verschiedene Behandlung 
auch in den Gefängnissen widerstrebt,*) es sei denn, man würde 
daselbst zu der oben vorgeschlagenen Einführung einer besonderai 
Klasse schreiten, welcher im Rahmen der Hausordnung den Unter- 
halt aus Eigenem zu gestatten, kein Bedenken vorliegen dürfte. 
Auch in dieser Hinsicht könnte dem Mangel einer besonderen 
custodia honesta nachgeholfen werden. 

Mit kategorischer Eonsequenz wäre jedoch der Al- 
kohol aus sämtlichen Strafhäusern ohne jede Unterschei- 
dung zu bannen!**) 

Für Zuchthäusler wird aus Gründen der Sicherheit und Ord- 
nung eine eigene Kleidung unvermeidlich sein, sie hat den Sträf- 
ling keineswegs zu erniedrigen und wird sich darum auf die not- 
wendigste Unterscheidung zu beschränken haben. Da ihre Strafe 
übrigens in besonderen, einzig hierzu bestimmten Gebäuden zu voll- 
strecken sein wird, wird diese notwendige Maßregel ohnedies den 
entwürdigenden Charakter einbüßen. Anders wäre dem, wenn 
Zuchthaus- und Gefängnissträflinge auch weiter in demselben 
Hause interniert blieben, wie z. B. in Ghur (Graubünden), wo beide, 
und in Wallis, wo kriminelle mit korrektionellen Häftlingen in Ge- 
meinschaft sind und — abgesehen vom Arbeitszwange in Chur — , 
nur durch die besondere Kleidung geschieden werden. 

Im Zuchthaus wird auch weiter Haar und Bart kurz zu 
schneiden sein, im Gefängnisse nur sofern es Reinlichkeit und An- 



*) Y. Bar, Die Reformen des Strafrechts, 1903, S. 80, will die Selbstbekösti- 
gung des zahlnngsflüiigen Gefibignisstjftfliiiges nach Maßgabe des richterlichen 
Urteils zulassen. Wir erachten eine solche Beyorzngung einzig gegenüber den sog. 
privilegierten Delinquenten fOr tunUch, in allen anderen Fällen jedoch f&r unstatthaft 
**) Aus gewichtigen Gründen sollte von dieser Vorschrift auch das Beamten- 
und Au&ichtspersonal nicht ausgenommen s«n. 
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stand erfordern. Einige Zeit vor der Entlassung, sie sei endgültig 
oder bedingt, wird es dem Sträflinge zu gestatten sein, sie wieder 
wachsen zu lassen, damit ihm die unfreiwillig veränderte Physio- 
gnomie nicht in seinem Fortkommen hinderlich sei. 

Der Aufienbezug der Lektüre wäre nicht nur im Zucht- 
hause, sondern auch im Gefängnisse zu versagen, nur für die befür- 
wortete abgesonderte Erlasse soll er unter Eontrolle zulässig sein. 

Ein Besuchsempfang wäre im Zuchthause etwa alle drei 
Monate, im Gefängnisse einmal im Monat, in der abgesonderten 
Klasse wohl nicht öfter als einmal in der Woche zu gestatten. 
Keinesfalls ist das Beispiel Deutschlands nachzuahmen, wo der 
Besuch in der Festungshaft gar keinen weiteren Einschränkungen 
unterliegt, sofern nur ein Mißbrauch nicht zu besorgen ist. Es soll 
mit der Salonhaft, wie inmier sie heifien mag, endlich aufgeräumt 
und auch in der besseren Gefängnisklasse der Ernst der Repression 
dem Verurteilten vergegenwärtigt werden. 

Ähnlich wie die Besuche wäre auch die Frage der zulässigen 
Korrespondenz zu regeln. 

Schliefilich nehmen wir hier auch Lammaschs Gedanken 
wieder auf, wonach nach Ermessen der Strafvollzugsbehörde den 
zu einer höchstens sechsmonatigen Gefängnisstrafe Ver- 
urteilten im Falle tödlicher Erkrankung eines der nächsten Ange- 
hörigen eine Unterbrechung des Strafvollzuges zu gestatten wäre.*) — 

Den früheren Ausführungen entsprechend wären statt der 
drei Progressivklassen des Entwurfes deren vier zu scheiden, 
d. i. 1. Einzelhaft ohne Arbeitswohltat, 2. Arbeitseinzelhaft, 3. Ge- 



*) Lammasch, a. 0. Seite 180: ,Ist es doch eine furchtbare, im Wesen 
der Strafe nicht enthaltene Yerschärfdng derselben, wenn es dem wegen eines 
yieUeicht nicht ehrenrührigen Deliktes YerorteUten versagt sein soll, am Sterbebette 
seines Kindes oder seiner Frau anwesend zu sein. Der Staat hat alle Ursache, 
Empfindungen wie diejenige der Yerwandtenliebe, welche nicht selten den letzten 
moraUschen Halt eines auf abschOssiger Bahn Hinabgleitenden bilden, zu pflegen.* 



— 100 — 

meinschaft bei der Arbeit mit Einzelzelle außerhalb derselben, — 
und schließlich 4. die bedingte Entlassung. Es liegt an der Hand, 
daß, von sonstigem Wohlverhalten und von der besonderen Oe- 
fängnisklasse abgesehen, die Arbeit, das Arkanum im Strafvoll- 
züge, für das Vorrücken in eine höhere Klasse von besonderer 
Wichtigkeit sein wird. Der Sträfling, der durch besonderen Flei£ 
und Schaffungswillen sich hervortut oder gar hierin auf seine Ge- 
nossen einwirkt, wird — sein sonstiges gutes Verhalten voraus- 
gesetzt — rascher in eine höhere Stufe des Strafvollzuges vor- 
schreiten. Die Arbeitsleistung wird auch auf die zulässige Ver- 
längerung der Arbeitseinzelhaft nicht ohne Einfluß sein, sei es da£ 
diese dem Nachlässigen gegen seinen Willen, dem Tüchtigen über 
seinen Wunsch wird verlängert werden kOnnen. Insbesondere jedoch 
wird bei Anwendung der Bestimmungen über die provisorische 
Entlassung vielfach zu erwägen sein, ob der Sträfling hinläng- 
liche Arbeitskenntnis und Arbeitswillen bekundet hat, welche ihn 
in stand setzen können, sich redlich durchzubringen. Denn nur 
in diesem Falle wird die Erwartung, er werde sich wohlverhalten, 
begründet erscheinen, und nur unter diesen Voraussetzungen die 
ihm im Art. 32 offiziell zugestandene Beschaffung von Existenz- 
mitteln Aussicht auf Erfolg haben können. 



VL Bedeutung des Unterschiedes zwischen Zuchthaus 
und Gefängnis für die sonstigen strafrechtlichen Be- 
stimmungen. 

A. Im Stra&ysteme. 

1. Die Arbeitsanstalt. 

Auf die sichernde Maßnahme der Einweisung in eine Arbeits- 
anstalt wird gegen Täter, deren Verbrechen aus Arbeitsscheu 
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oder Liederlichkeit hervorgegangen ist, nur anstatt oder neben der 
Oefängnisstrafe'*') erkannt werden können. 

„Ist ein Verbrechen auf Liederlichkeit oder auf Arbeitsscheu 
zurückzufahren, so kann das Gericht anstatt der Gefängnisstrafe 
oder neben der Gefängnisstrafe auf Einweisung des Schuldigen 
in eine Arbeitsanstalt für die Zeit von ein bis drei Jahren er* 
kennen. Der Eingewiesene wird zur Arbeit angehalten. 

Hat der Eingewiesene zwei Dritteile der bestimmten Zeit und 
wenigstens ein Jahr in der Arbeitsanstalt erstanden, so kann 
ihn die zuständige Behörde für die übrige Zeit der Einweisung 
vorläufig entlassen, wenn anzunehmen ist, er werde nicht wieder 
in Liederlichkeit oder Arbeitsscheu verfallen.* (Art. 31.)**) 
Es ist einleuchtend, daß eine Freiheitsentziehung von einem 
bis zu drei Jahren nicht als Surrogat einer oft viel längeren Zucht- 
hausstrafe in Anwendung gebracht werden kann. Was jedoch 
diese .^Scheidung hauptsächlich begründet, ist die Tatsache, daß 
Arbeitsscheue, Landstreicher und Prostituierte eine eigene Klasse von 
Gesellschaftfeinden bilden, bei denen die Beschaffenheit der Ge- 
sinnung weniger in Frage kommt und die nicht durch gewöhnliche 
Repressivmittel zu bekämpfen sind, vielmehr, weU ihre Schuld 
einem tief wurzelnden Widerwillen gegen Arbeit entstammt, vorzugs- 
weise einer besonders strammen Arbeitszucht zugeführt 
werden sollen. Tatsächlich handelt es sich hier zumeist um 
Delikte von unerheblicher Anspannung persönUcher Energie und 
geringerer Tragweite, durch die gewöhnlich ein solcher Tauge- 
nichts sich die nötigsten Mittel zur Erhaltung seiner unsteten Exi- 
stenz zu beschaffen sucht, so Diebstahl, Betrügereien, Yeruntreu- 



*) Anstatt der Haft wird sie wegen der Übertretungen der rezidiven Ver- 
nachlässigung der Familie (254), sowie Landstreicherei und Bettel (255) zu- 
lässig sein. 

**) Die auch hier anzuwendenden Bestimmungen Aber die bedingte Entlas- 
sung vgL S. 84. 
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ungen, Kuppelei. Zu schwereren Missetaten pflegen die Akolyten 
dieser eigenen Verbrecherspezies eher durch die verderbliche Mit- 
gift ihres moralischen Defektes, durch das Laster des Müßigganges 
verleitet zu werden, daher mitunter deren Sittlichkeitsdelikte, 
schwere Sachbeschädigungen, Brandlegung und Einbrüche. Ob solcher 
Taten werden sie der verdienten Zuchthausstrafe nicht entgehen. 
Sonst aber wäre es gewiß höchst bedenklich, die sittUche Energie 
solcher Untermenschen, deren lasterhaftes Dasein zumeist eine 
Folge schlechter Erziehung, böser Anleitung, aber auch physischer De- 
generation ist, dadurch heben zu wollen, daß man sie etwa mit 
verkommenen Zuchthauskandidaten zusammenpaaren wollte. — ^*) 

2. Trinkerasyl. 

Auch auf die sichernde Maßnahme der Unterbringung in 
einem Trinkerasyle kann nur neben der Gefängnisstrafe 
erkannt werden, und auch hier nur dann, wenn gegen einen Ge- 
wohnheitstrinker höchstens einjähriges Gefängnis verhängt wird. 
Der Entwurf lenkt auch auf diesem, bisher zumeist nur der Theorie 
angehörigen Gebiete sozialer Prävention in neue rühmliche Bahnen 
ein.**) Eine entsprechend lange Entwöhnungskur — nach den 



*) Den hohen Erwartungen, die an die gedeüiliche Wirksamkeit der Arbrnts- 
anstalten geknüpft werden, stehen wir übrigens kühl gegenüber. Nachdem andi 
mit der Gefängnisstrafe Arbeitszwang verbunden isty vermögen wir keinen anderen 
Unterschied zwischen derselben nnd zwischen jener SichenmgsmaBnahme zn er- 
blicken, als die lokale Absonderung, welche sich wohl auch im Gref&ngnisse in 
einer eigenen, dieser Verbrecherkategorie reservierten Klasse hätte bewerkstelligen 
lassen. Von den vielen neuen Anstalten, die im Lande zu erstehen haben werden, 
konnte somit das Arbeitshaus erspart bleiben. Auch wenn die schon bestehenden 
Arbeitshäuser zu diesem Zwecke adaptiert werden sollten, will uns die absolute 
Notwendigkeit dieses Stra£niittels nicht einleuchten. 

**) Es ist nur zu beklagen, daß der Entwurf auf halbem Wege stehen blieb 
and in mehreren Hinsichten den wichtigen Ergebnissen der medizinischen und 
psychiatrischen Forschungen auf dem Gebiete der Trunksucht keineswegs Rech- 
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gemachten Erfahrungen ist die Heilung der meisten Trinker in 
einem Zeiträume von sechs Monaten bis zu zwei Jahren zu er- 
reichen — dürfte zweifellos wirksamer sein als alle bisherigen 
kurzen Strafen, mit denen dem Gewohnheitstrinker sein krank- 
hafter Hang ausgetrieben werden sollte und während deren Ab- 
büßung ihm vielfach noch die Vergünstigung des Akoholgenusses 
gewährt worden ist. Die Zuchthausstrafe hingegen mit ihrer 
langen, mindestens einjährigen Dauer, mit ihrer strammen Disziplin, 
Ordnungszucht und Arbeitsregime — allerdings bei strengem Aus- 
schlüsse jeglichen geistigen Getränkes — vermag bereits an und für 
sich die Wohltaten einer solchen Enthaltsamkeitskur mit sich zu 



nung trägt. Ist es die klassische Lehre von der noch nicht geschwundenen 
WiDensfreiheit des herauschten Täters, solange er noch nicht zor Bewußtlosigkeit 
YoUgetninken ist, oder aber die gewagte, durch die Erfahrongen entkräftigte 
Theorie Garofalos, wonach ein im Rausche begangenes Verbrechen nur die ge- 
legentliche Äußerung eines sonst latent vorhandenen deliktnosen Charakters dar- 
stellt, von deren Bann sich der Entwurf nicht loszumachen vermag? . . . Wohl 
dürfte es die letzte Ansicht gewesen sein, die einer gebührenden Würdigung der 
Forschungen nicht nur ausländischer Autoritäten, wie Eraepelin, Smith u. a., aber 
auch einheimischer Leuchten auf dem Grebiete der psychiatrischen und physio- 
logischen Wissenschaft, wie Forel u. a., im Wege stand. . . Auch geringere akute 
Alkoholvergiftungen paralysieren bereits die Himtätigkeit des Trinkers derart, daß 
vielfach die Bestrafimg der unter den Wirkungen der Intoxikation begangenen Hand- 
lung als solcher eine ungerechte Maßregel erscheinen muß, bei chronischen 
Alkoholikern jedoch, bei denen die stets steigende Sucht nach neuen Alkohol- 
genüssen nur ein Symptom ihres vergifteten Organismus darstellt, geradezu wider- 
sinnig wird. Bei diesen ist einzig die Heilung, die Prävention am Platze. Man heile 
diese Kranken zur rechten Zeit und für eine Unzahl von Delikten wird es keiner 
Repression mehr bedürfen! Daß die Unterbringung in einer Trinkerheilstätte stets 
nur neben der Strafe und nicht auch schon alternativ statt derselben Platz greifen 
soll, ist somit Bedenken zu erregen geeignet. — Es gibt femer bekanntlich auch 
unheilbare Trinker, werden nun auch solche in eine Heilstätte eingewiesen 
werden? Wären sie nicht eher, sofern sie für die öffentliche Sicherheit gefährlich 
erscheinen, unschädlich zu machen und ähnlich wie die irrsinnigen Verbrecher 
laut Art. 17 in einem eigenen Hospiz zu internieren? 
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bringen. Ist jedoch ein heilbarer Gewohnheitstrinker, auch wenn 
sonst seine Tat mit Zuchthausstrafe bedroht erscheint, wegen ün- 
Verantwortlichkeit freigesprochen worden, wird er auch diesfalls in 
eine Trinkerheilanstalt eingewiesen werden können; hier bleibt die 
in einer längeren Freiheitsstrafe liegende Entwöhnung aus und soll 
darum ausscUiefilich in einem Trinkerasyle nachgeholt werden. 

Wenn die Einweisung in die Trinkerheilanstalt nicht auch 
neben der Zuchthausstrafe erfolgt, dürfte hier wohl noch der weitere 
umstand aufs Gewicht fallen, daß auch die Täter einzelner Über- 
tretungen, wie rückfällige, öffentliches Ärgernis erregende Trunken- 
heit (Art 253), rückfilllige Landstreicherei und Bettel (Art. 255), 
Vernachlässigung der Familie (254) neben der über sie zu ver- 
hängenden Strafe der Haft in jene Anstalt überwiesen werden 
können. Es ist klar, daß solche leichte Rechtsbrüchige jeder Be- 
rührung mit Zuchthäuslern entrückt werden müssen. 

3. Verwahrung vielfach Rückfälliger. 

Sowohl anstatt der angedrohten Zuchthausstrafe als an Stelle 
von Gefängnis kann auf Verwahrung vielfach Rückfälliger erkannt 
werden. 

«Begeht jemand ein Verbrechen gegen Leib und Leben, gegen 
das Vermögen, gegen die geschlechtliche Sittlichkeit, gegen die 
gemeine Sicherheit von Menschen und Eigentum, oder gegen die 
Sicherheit des Handels- und Geschäftsverkehrs, der wegen solcher 
Verbrechen schon viele Freiheitsstrafen erstanden hat, und sind 
zur Zeit der Begehung noch nicht drei Jahre abgelaufen, seit er 
die letzte dieser Freiheitsstrafen erstanden hat, so erkennt das 
Gericht anstatt der angedrohten Freiheitsstrafe auf Verwahrung 
des vielfach Rückfälligen für mindestens zehn und höchstens 
zwanzig Jahre, wenn es überzeugt ist, daß der Schuldige nach 
Erstehung der Freiheitsstrafe wieder rückfällig würde, und es 
die Verwahrung für geboten erachtet." (Art. 29.) 
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yDie Verwahrung vielfach Rückfälliger wird in einem Gebäude 
vollzogen, das ausscUiefiEch diesem Zwecke dient. 

Die Verwahrten werden streng zur Arbeit angehalten. 
Nach Ablauf von fünf Jahren kann die zuständige Behörde 
die vorläufige Entlassung des Verwahrten für die übrige Zeit 
der Verwahrung anordnen, wenn er zum erstenmal verwahrt 
wird und anzunehmen ist, er werde kein Verbrechen mehr be- 
gehen.« (Art. 30.) 

Das bedrohliche Heer der Verbrecherklasse der vielfach Rück- 
fälligen mit den ordentlichen Strafen bekämpfen zu wollen wäre 
eitles Beginnen und allgemein ist die Überzeugung, es sei an der 
Zeit, diesem Ejrebsschaden am Gesellschaftskörper mit ganz anderen 
Maßnahmen an den Leib zu rücken. Ein formlicher Ereuzzug mit 
den allerschärfsten WaiSen wird nun in aller Welt gepredigt gegen 
diese Zunft unbeugsamer Delinquenten, deren Wesen von der Wissen- 
schaft noch immer nicht hinreichend erläutert erscheint, die man 
jedoch zimieist, nicht immer zutreffend, als die Unverbesserlichen 
zu bezeichnen pflegt. Dieser vage Begriff der TJnverbesserlichkeit 
hat jedoch wenigstens in einer Hinsicht eine gewisse Klärung er- 
fahren, seit sich die Einsicht Bahn zu brechen scheint, die sog. 
Inkorrigibilität sei weniger ein Attribut des Verbrechers*) als ein 
niederschmetterndes Urteil über das bisherige Strafsystem, und 
daß die meisten Rückfälligen darum unverbesserlich seien, weil 
die bisherigen Strafinittel, die bisherige Strafpraxis und der Straf- 
vollzug viel zu ohnmächtig waren, um ihre Besserung herbei- 
zuführen. Zweifellos ist vielfach die Hinfälligkeit der gegenwärtigen 
Repression daran mitschuldig, wenn bei zahlreichen Delinquenten die 
Unempfindlichkeit gegen dieselbe mit jeder weiteren Abstrafung 



*) Charakteriatisch ist die Erklärung, die ein dänischer Strafanstaltsdirektor 
am Petersburger Gefi&ngniswesenkongreß abgegeben hat, er würde nicht wagen, auch 
nur einen einzigen unter den 3000 Verbrechern, die ihm anvertraut waren, als 
unverbesserlich zu bezeichnen. 
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sich steigert und die Abstände zwischen den einzehien Rückfällen 
immer kürzer werden. So birgt auch das Stra&ystem des Schweize- 
rischen Vorentwurfes eigentlich ein Verdammungsurteil über die bis- 
herigen Strafen und ihre Anwendung in sich^ indem es durch seine 
Neuerungen anerkennt, dafi bisher die allzukurzen Freiheitsstrafen, 
ihr unzweckmäßiger Vollzug, die unrichtige Behandlung jugendlicher 
Verbrecher, das Vernachlässigen einer zielbewußten sittlichen Hebung 
des Verurteilten, aber auch das Überlassen des befreiten Sträflings 
den Gefahren der Not und der gesellschaftlichen Vorurteile häufig 
die Erscheinung der gesteigerten Kriminalität zu erklären vermögen. 

Aber auch dort, wo an dem verstockten Sinne jener Ge- 
filrchteten auch die neuen verheifienderen ordentlichen Strafinittel, 
Zuchthaus und Gefängnis, ihre Wirksamkeit versagen sollten, geht 
es nicht an, schnurstracks in der Unschädlichmachung solcher ge- 
fährlicher Individuen das einzige Auskunftsmittel zu suchen. Erst 
die fruchtlose Erprobung eines ganz besonders nachdrücklichen, 
selbst die Wucht der Zuchthausstrafe übertreffenden außer- 
ordentlichen Strafmittels könnte den Übergang zur Un- 
schädlichmachung des nunmehr erwiesenermaßen Unverbesserlichen 
rechtfertigen. Es soll abgewartet werden, ob etwa noch ein außer- 
ordentlich intensives Strafinittel an solchen Individuen, die gegen- 
über den ordentlichen Bepressivbehelfen unempfänglich sind, sich 
als wirkungslos bewähren wird, bevor zur äußersten verzweifelten 
Abwehr der Unschädlichmachung geschritten werden darf. 

Die vom Stooß sehen Entwürfe vorgesehene Verwahrung 
scheint uns bei entsprechender Ausgestaltung und bei ihrem gewal- 
tigen Drucke ganz besonders geeignet, eine solche doppelte Auf- 
gabe zu vereinigen: entweder als jenes außerordentliche Straf- 
mittel mit vollster Wucht die bisherige Unempfindlichkeit des viel- 
fach Rückfälligen zu besiegen, oder, wenn auch dieser äußerste 
Einwirkungsversuch an der unbezwingbaren Abgestumpftheit des 
unbeugsamen Täters scheitern sollte, ihn für einen beträchtlichen 
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Teil seines Lebens unschädlich zu machen, ohne jedoch auch in 
diesem Falle die — wenn auch noch so fragUche — Möglichkeit seiner 
ümstimmung aus den Augen zu verlieren. Es ist darum keines- 
wegs die Unschädlichmachung, worin wir den ersten und 
wichtigsten Zweck der Verwahrung zu erblicken vermögen. 

Es wurde die Frage erörtert, ob die Verwahrung eine Strafe 
oder eine sichernde Maßnahme sei. Nach den Ausf&hrungen von 
Professor Stoo£, dem geistigen Vater des Schweizerischen Vor- 
entwurfes, ist sie .dem Wesen nach polizeilicher Natur, der Aus 
flufi staatlicher Fürsorge, es könne ihr jedoch, weil sie an Stelle 
der Strafe tritt, in gewissem Sinne auch Strafcharakter nicht ab- 
gesprochen werden'. Dafi wir in unserer Stellungnahme zum 
Wesen der Verwahrung dem illustren Kriminalisten in dieser An- 
schauung nicht zu folgen vermögen, ist bereits aus der vorstehenden 
Erklärung ersichtlich. 

Es ist klar, daß die parallele Einführung der sichernden 
Maßnahmen neben der Strafe, durch die der Stooßsche Entwurf 
sich rühmlich kennzeichnet, unter den verschiedenen Strafrechts- 
schulen einen ernsten Zwiespalt herbeizuführen geeignet ist. üm- 
somehr wird jedoch ein solcher heraufbeschworen werden, wenn 
der Gesetzgeber es unterläßt, Wesen und Aufgabe der einzelnen 
im Strafsjstem angewandten Mittel genau klarzulegen und präzis 
abzugrenzen und also begründeten Zweifeln über ihren Charakter 
und Bestimmung Raum gibt. Unseres Erachtens scheinen jedoch 
gerade bei der projektierten Verwahrung vielfach Rückfälliger, 
sofern nur deren Natur die volle und richtige Beleuchtung erfahrt, 
die Voraussetzungen vorhanden zu sein, welche dieser neuen Insti- 
tution in allen Lagern Anerkennung zu verschaffen geeignet sind. 
Sind wir auch von der Überzeugung durchdrungen, einem Straf- 
gesetze könne nicht die Aufgabe zugemutet werden, den alten, 
zwischen den strafrechtsphilosophischen Schulen obschwebenden 
Streit zur Austragung zu bringen, scheint es uns dennoch die 
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beste Bürgschaft für die Oediegenheit eines gesetzgeberischen 
Werkes zu bedeuten, wenn es die Vertreter der sich sonst be- 
kämpfenden Theorien vereint um sich zu scharen zu stände bringt. 
Betrachten wir nun des Näheren, in welchem Lichte uns der 
angestrebte Zweck der Verwahrung gegenüber den sonstigen 
sichernden Maßnahmen des Vorentwiufes erscheint. Da£ gegen- 
über gar nicht oder nur vermindert zurechnungsfähigen Tätern, 
hinsichtlich welcher eine Empfänglichkeit für die gewöhnlichen 
Straf leiden nicht zu erwarten ist, mit sichernden Maßnahmen ein- 
zugreifen ist, daß eine solche auch bei Trunksüchtigen am Platze 
ist, die vor allem der Heilung benötigen, dies bedarf wohl nicht erst 
der Begründung. Hier ist es keineswegs die Strafe, mit der zur 
Einwirkung auf den Täter eingesetzt werden soll. Statt der Re- 
pression der begangenen Handlung kommt hier vielmehr der künf- 
tige Schutz der durch ihn gefährdeten gesellschaftlichen Interessen 
im Wege der Einwirkung auf den Zustand des Täters in Betracht, 
die Freiheitsentziehung ist hier de facto kein Leiden, geradeso 
wie das Unterbringen eines Schwerkranken in einer Heilanstalt 
nicht als ein Leiden angesehen werden kann. Tatsächlich sollte 
es zu jenen Maßnahmen eigentlich nicht erst einer strafbaren 
Handlung bedürfen und sollte vielmehr bereits das festgestellte 
Vorhandensein einer geistigen Krankheit oder Beschränktheit so- 
wie der Trunksucht, sofern die Gesellschaft dadurch gefährdet 
werden kann, zu ihrer Vornahme berechtigen. Vielfach fallen 
denn auch diese sichernden Vorkehrungen in die Sphäre einer 
wohlentwickelten politischen Verwaltung oder in das Zuständig- 
keitsgebiet des nichtstrittigen gerichtlichen Verfahrens, des so- 
genannten adeligen Richteramtes. Die betreffenden sichern- 
den Maßnahmen des Strafrichters unterscheiden sich von 
jenen Vorkehrungen einzig dadurch, daß ihre Notwendig- 
keit durch bereits wirklich eingetretene Gefährdung der 
schutzbedürftigen Rechtsinteressen erwiesen worden ist, 
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kurz, daß eine strafbare HandluDg, oder richtiger, eine strafrecht- 
liche Untersuchung zu ihnen unmittelbaren Anlaß gegeben hat. 

Anders verhält es sich hinsichtlich der erwachsenen geistig 
normalen wiederholt RückföUigen. Zweifellos bedarf die Gesellschaft 
auch gegenüber diesen Individuen, die durch ihren, trotz erlittener 
Abstrafungen bisher unbewältigten verbrecherischen Hang zur Ge- 
nüge bekundet haben, daß sie sich ihr anzupassen nicht im stände 
waren, eines verstärkten Schutzes, doch bleibt es hier die aus- 
schließliche Domäne des Strafrichters, deren Wirksamkeit diese 
gefährlichen Täter verfallen. Vorzugsweise mit Rücksicht darauf, 
daß die bisherigen ordentlichen Strafen sich nicht als hinreichend 
intensiv erwiesen haben, um auf sie einzuwirken, soU der Richter 
nunmehr ein Strafmittel in Anwendung bringen, von welchem zu 
erwarten ist, daß es vor allem durch die drückende Dauer der 
Freiheitsentziehung, aber auch durch die verschärfte Zucht den 
Verurteilten für seine Einwirkungen eher empfänglich machen 
dürfte. Hier ist das angewendete Mittel ein wahrhaftiges, nur 
noch verschärftes Strafleiden, hervorgerufen durch das Bedürfnis 
einer nachhaltigeren Repression, durch eine, nicht bloß objektiv 
strafwürdige, aber auch an dem Täter nachdrücklich zu strafende 
Handlung. Bringt die Anwendung eines solchen außerordentlichen 
Strafleidens noch überdies die Ausscheidung des Verurteilten aus 
der Gesellschaft für eine besonders lange Zeit mit sich, ist, nament- 
lich falls die von seiner Wucht erhofften Einwirkungen auf ihn 
ebenfalls ausbleiben sollten, die Rechtsordnung für absehbar lange 
Dauer vor dem nun unschädlich gemachten Gegner geschützt, um 
so besser! Dies kann wohl eine sehr willkommene, aber erst in 
zweiter Reihe mitbeabsichtigte Wirkung der Maßregel sein. Ihr 
vernehmlichster Zweck ist und bleibt jedoch auch weiter, 
den Verurteilten, an dessen ünempfindlichkeit die ordent- 
lichen Strafmittel wirkungslos abgeprallt sind, für das 
in einem besonders wuchtigen Repressionsmittel liegende 
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Übel empfindlich, für seine Einwirkung und seinen tiefen 
Ernst empfänglich zu machen. Also nicht die Überzeugung, 
daß der Verurteilte auch weiter gegen die Strafe unempfindlich 
bleiben wird und deshalb unsch&dlich zu machen ist, sondern das 
Bewußtsein, dafi, weil die bisherigen Strafen auf ihn nicht einzu- 
wirken vermochten, für diese Einwirkung ein intensiveres Übel 
angebracht werden mufi, hat der Verwahrung zu Orunde zu liegen. 
Es ist der Stab ob jener zähen Oesellschaftsschädiger noch nicht end- 
gültig gebrochen, sie sind, genau genommen, noch nicht als definitiv 
unverbesserlich, sondern nur als bisher unverbessert anzusehen. Qibt 
nicht der Entwurf selbst dieser Ansicht beredten Aus- 
druck, indem er die bedingte Entlassung der Verwahrten 
für zulässig erklärt? Die sichernden Maßnahmen mOgen deshalb 
auf jene Täter eingeschränkt bleiben, deren geistige BeschafiFenheit 
eine Lücke aufweist, jugendliche, gar nicht oder nur vermindert 
Zurechnungsfähige und Alkoholiker, sowie auf die Arbeitsscheuen, 
deren WiUensenergie infolge degenerierter, ererbter oder erworbener 
Veranlagung geschwächt ist, hingegen bleibe im Strafgesetzsystem 
die Strafe auch femer die Panazee für geistig reife, aber ethisch 
defekte Übeltäter. Darum soUten die im dritten Abschnitte des 
Entwurfes unter dem Titel « Strafmaß* enthaltenen Bestimmungen, 
namentlich über Strafzumessung, Strafinilderungsgründe , Straf- 
milderung und Strafanrechnung auch auf die Verwahrung An- 
wendung finden dürfen. Warum sollte gegen einen vielfach Rück- 
fälligen bei Vorhandensein von wichtigen, eventuell mehrfachen 
Milderungsgründen die mindestens zehnjährige Verwahrung nicht 
z. B. auf Verwahrung von nicht unter sieben Jahren herabgesetzt 
werden dürfen? Büßen etwa hier schwere Bedrängnis, arge Be- 
drohung oder empfindliche Reizung jegliche Bedeutung ein? kann 
nicht auch hier bei der letzten Tat ein beachtenswerter Beweggrund 
vorhanden gewesen sein? Wenn ein Unbescholtener jenen Umständen 
nicht zu widerstehen vermochte und sich unter ihrem Eindrucke zur 
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Tat hinreifien liefi, werden sie ihm gutgerechnet und Straf kürzung 
zur Folge haben, hat jedoch der verlotterte Veteran des Ver- 
brechens nicht den sittlichen Heldenmut besessen, jenen Einflüssen 
zu widerstehen, soll da deren Beziehung zum begangenen Ver- 
brechen ohne weiteres ignoriert werden? . . 

Auch die Bestimmungen des vierten Abschnittes, die dem 
«Wegfall der Strafe^ gewidmet sind, würden sich vollkommen mit 
der (nicht als Strafe, sondern als sichernde Maßnahme hingestell- 
ten) Verwahrung vertragen. Soll etwa ein Verwahrter, wenn er 
unheilbar geisteskrank wird, weiter interniert bleiben, selbst wenn 
er gar nicht gefthrlich ist und seiner Familie anstandslos über- 
geben werden kann? Bedeutet er aber eine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit, soll nicht seine Verweisung in eine Heil- 
anstalt laut Art. 17 an Stelle der Verwahrung treten? Welche 
Rücksichten sollten sodann der Begnadigung des Verwahrten im 
Wege sein, wenn er selbst nach dem Gesetze auf bedingte vor- 
zeitige Entlassung hoffen darf?*) Unseres Erachtens bieten ge- 
rade viele Bestimmungen über den Wegfall der Strafe eine ge- 
wisse Handhabe für die genaue Abgrenzung des Wesens der 
sichernden Mafinahmen von den Strafen. So werden jene weder 
durch Begnadigung, noch durch Verjährung entfallen können. Der 
milde Akt der souveränen Staatshoheit wäre übel angebracht, wo- 
durch ein Alkoholiker, der nicht nur mit Rücksicht auf seine Ge- 
fährlichkeit, aber auch zu seiner Heilung im Trinkerasyle unter- 
gebracht worden ist, oder ein Jugendlicher, der behufs korrektio- 
neller Nacherziehung in eine Anstalt eingewiesen worden ist, von 
ihrem Zwangsaufenthalte begnadigt werden sollten. Solange jener 
innerhalb der zulässigen Einweisungsdauer nicht genesen, der ver- 
wahrloste oder sittlich verdorbene Jugendliche während der ge- 

*) Die ungenaue Abgrenzung von Strafe nnd sichernder Maßnalmie wurde vor 
kurzem auch von H af ter , Strafe und sichernde Maßnahmen imVorentwnrfe zu einem 
Schweiz. Strafgesetzbuch, in der Schweiz. Zeitschr. fOr Strafr. 1904| S. 21 1 ff. bemängelt. 
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setzlich zulässigen Anhaltungsperiode nicht gebessert ist, ist es 
nicht denkbar, daß die betreffende sichernde Maßnahme verjähre. 
Anderseits wird ein Oewohnheitstrinker, dessen Verbrechen auf 
Trunksucht zurückzufahren ist oder ein ünzurechnungsfiLhigeFf 
wenn ihre Untat erst nach Jahren entdeckt wird, solange ihr 
Zustand nicht gebessert ist, trotz abgelaufener Verjährungsfrist 
der sichernden Maßnahme unterzogen werden müssen. Es bedarf 
also die zutreffende Behauptung von Stooß,*) die sichernde Maß- 
nahme werde nicht durch ein bestimmtes Delikt begründet, sondern 
durch den Zustand einer Person, der anläßlich eines Strafver- 
fahrens gegen sie ermittelt wird, insofern der Ergänzung, als nur 
ein lückenhafter Zustand des Intellektes oder eine Degeneration 
der Willensenergie die sichernde Maßnahme rechtfertigen kann. 
Bei wiederholt Rückfälligen ist hingegen zumeist ein sittlicher 
Mangel zu bekämpfen; dort überwiegt das Präventionsbedürfiiis, 
hier greift in erster Reihe die Repression ein, dort wird nachträg- 
Uche Erziehung, bezw. Heilung, sowie Arbeitsgewöhnung, hier vor 
allem der letzte Versuch sittlicher Hebung, Besserung oder doch 
Abschreckung angestrebt. Wo dieses Ziel nicht erreicht werden 
sollte, bietet die Tatsache, daß in der verschärften Repression 
auch ein ausgiebiger Schutz der Gesellschaft zu erblicken ist, nur 
eine weitere Wohltat, welche dann die Strafe mit sich bringt, 
geradeso wie die vielumstrittene Vergeltung, die wir nicht als vor- 
wiegenden Zweck, vielmehr, so unser Oefühl durchaus ein Sühne- 
bedürfhis in uns wachrufen sollte, als mitbegleitende Wirkung der 
Strafe mit Befriedigung hinnehmen werden. 

Kommt zu diesen Erwägungen noch hinzu, daß die Ver- 
wahrungsdauer nur eine zeitlich beschränkte ist, da von einer 
immerwährenden Absonderung auch des wirklich Unverbesserlichen 
keine Rede ist, daß sie zweifellos, nicht nur kraft ihrer Dauer, 
sondern auch durch den Druck eines hinter der Zuchthausstrafe 

*) ZeitBchrift f. Schweiz. Strafrecht, XIV, S. 894. 
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keineswegs zurückbleibenden harten Regimes als Übel empfunden 
und angesehen werden wird, da£ femer ihrer Yerhängung das 
letzte, mit Rücksicht auf den unbeugsam rückfälligen Yerbrecher- 
willen eine gesteigerte Depravation des Täters aufweisende Delikt 
zu Grunde liegt: ist für uns jeder Zweifel ausgeschlossen, 
daß wir es hinsichtlich der Einweisung im Yerwahrungs- 
hause tatsächlich mit einer Strafe zu tun haben. Im Gegen- 
satze zu den anderen Freiheitsstrafen stellt sich die Verwahrungs- 
strafe als ein durch deren im konkreten Falle erwiesene ünzu- 
längUchkeit gebotenes außerordentliches Repressionsmittel dar, 
das allerdings nebst dem an der Person des Verurteilten an- 
gestrebten Zuchteffekte in zweiter Reihe auch auf die Sicherung 
der Gesellschaft durch seine langwährende Ausscheidung hinzielt. 
Werden sich aber auch die Gerechtigkeitstheoretiker mit 
einer solchen Erläuterung des Wesens der Yerwahrungsstrafe 
zufrieden geben? Werden diese nicht mit ihren Grundsätzen eine 
Strafe unvereinbar finden, deren gesteigerte Dauer ihnen dem ge- 
nauen Schuldmaße nicht entsprechend scheinen wird, welches die 
letzte abzuurteilende Tat aufzuweisen vermag? Wir glauben ähn- 
liche Bedenken mit dem Hinweise abschwächen zu können, an- 
gesichts eines Verbrechers, der sich gegen wiederholte ordentliche 
Freiheitsstrafen, die er wegen besonders rechtsbedrohenden Im- 
pulsen entstammender Delikte erlitten hat, unempfindlich erwies 
und dessen deliktuoser Wille von seiner gesteigerten Sittenkorrup- 
tion Kunde gibt, sei es auch ein Postulat der Gerechtigkeit, mit 
einem empfindlicheren Strafinittel einzusetzen. Stellt sich nicht 
die Rezidive als eine herausfordernde Mißachtung, eine demon- 
strative Verhöhnung der ersten ordentlichen Strafe dar? Mehr 
als durch das erste Delikt, wo vorzugsweise das verletzte Rechts- 
gut des Einzelnen in Betracht kommt, erscheint durch das rück- 
fällige Verbrechen unmittelbar die allgemeine Rechtssicherheit in 
Mitleidenschaft gezogen, für welche der Täter durch seine unver- 

8p Ir», Dr. Emil, Die Zachthaus- und Oefingniadtrafe. 8 
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minderte kriminelle Neigung eine stete Gefahr bedeutet. So 
dürften denn auch die Wortführer der sühnenden Gerechtigkeit 
vom Standpunkte ihrer Theorie die Verwahrung vielfach Bück- 
fälliger vor allem als besonders nachdrückliche Repression, als ein 
wuchtiges außerordentliches Strafinittel akzeptieren, wollten sie 
dieselbe als sichernde Maßregel noch so sehr abweisen. Für uns 
bleibt aUerdings auch diese Strafe eine Zweckstrafe wie alle an* 
deren, durch Einwirkung auf den Verurteilten zur Bekämpfung 
des Verbrechens berufen. — 

Hat nun die Verwahrung den Zweck, Verurteilte, denen 
gegenüber die ordentlichen Strafmittel sich bisher als unwirksam 
erwiesen haben, einem intensiveren Strafregime zuzuführen, das 
eher als die bis dahin erstandenen Strafen im stände wäre, sie von 
weiteren Deliktsbegehungen abzuhalten, mufi vor allem die Frage 
beantwortet werden, worin die nachdrücklichere Wucht der 
Verwahrung gelegen ist, wodurch sich ihr Vollzug kennzeichnet, 
kurz, inwiefern sie sich von der schwersten Form der ordentlichen 
Freiheitsstrafe, dem Zuchthause, dessen Einwirkung sie ja zu über- 
bieten hat, unterscheiden wird. 

Der wichtigste Unterschied besteht nach dem Vorentwurfe 
in der Dauer der Freiheitsentziehung, deren Mindestmaß nicht 
unter zehn Jahren betragen wird. Weist bereits dieses MiniTnum 
offenbar eine imponierende Höhe auf,**") wird durch das zulässige 
Maximum von zwanzig Jahren die Möglichkeit geboten, selbst den 
trotzigsten Verbrechematuren, an deren widerspenstigem Gemüte 
auch die nachdrücklichste Strafe wirkungslos abprallt, durch diesen 
außerordentlich langen Ausschluß aus der Gesellschaft beizukommen. 



*) Bei der Znchthansstzufe kommt das Minimum von zehn Jahren nur 
in den Fällen vollbrachien qaalif. Mädchenhandels mit einer nnbescholtenen 
Franensperson (131, § 2), den schwersten Fällen der Brandstiftong (148, § 3), 
— beidesmal neben lebenslänglichem Znchthanse — und wegen yerbrecherischen 
SprengstofiGgebranches (150, § 1) vor. 
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Haben ihn ja in diesem Höchstmaße sonst nur die zu lebens- 
länglichem Zuchthause verurteilten vorläufig entlassenen Verbrecher 
zu erleiden! In dieser aufiergewöhnlichen Absperrung kommt denn 
auch der weitere Zweck der Verwahrung, die möglichst lange Aus- 
scheidung des Verworfenen, bei dem jegliche Hoffnung auf An- 
passungsfähigkeit an das rechtliche Gesellschaftsleben zunichte wird, 
vornehmlich zur Verwirklichung. Es läßt sich aber auch m'cht 
verkennen, daß die Intemierung durch die erdrückend lange Dauer 
auch abschreckende Kraft zu äußern geeignet sein dürfte. Wo ein 
materiell mitunter noch so unbedeutendes Delikt für den Täter ein 
dermaßen lastendes StrafÜbel nach sich ziehen kann, dort wird wohl 
dem verbrecherischen Anreize ein mächtiger Damm entgegengestellt. 

Die strenge Absonderung der Internierten in einem 
Gebäude, das ausschließlich diesem Zwecke dient, hat die 
Verwahrung mit der Zuchthausstrafe gemein und sie bildet darum 
kein eigenes Unterscheidungsmerkmal. Gewiß ist es unerläßlich, 
die vielfach RückfäDigen von allen anderen, selbst den schwersten 
Verbrechern, gänzlich zu trennen, wenn eine besonders intensive 
Strafeinwirkung an ihnen vorgenommen werden soll. 

Hingegen liegt der zweite wesentliche Unterschied zwischen 
Zuchthaus und Verwahrung in der Dauer der Einstellung der 
bürgerlichen Ehrenfähigkeit, die hier während der Ver- 
wahrungszeit und noch durch volle zehn Jahre nach Entlassung 
anhalten wird. (Art. 40.) 

Da nicht angenommen werden kann, daß selbst der zur Ver- 
wahrung Verurteilte, namentlich wenn er vorläufig entlassen worden 
ist, von jeglicher Rehabilitation ausgeschlossen sein soll, erachten 
wir, obgleich laut Art. 58 die Wiedereinsetzung in die bürgerliche 
Ehrenfähigkeit nach Ablauf von drei Jahren vom Tage der Er- 
stehung der „Strafe'' erfolgen kann, der Entwurfsverfasser habe 
auch für die Verwahrung, die nach dem Entwürfe nicht Strafe, 
sondern sichernde Maßregel ist, ihre Zulässigkeit nicht ausschließen 
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wollen.*) Hingegen könnte die Rehabilitationsfrist hier 
von drei auf fünf Jahre hinausgeschoben werden, um 
einen weiteren schärfenden Kontrast mit der Zuchthausstrafe zu 
bilden, so man sich von den traditionellen Ehrenfolgen schon ein- 
mal nicht emanzipieren will. 

Auch die fakultative Landesverweisung wird mit der Ver- 
wahrung mehrfach BückfiÜUger geradeso verbunden sein wie mit 
der Zuchthausstrafe. Die Bedenken, die diese harte Maßregel als 
Folge der Zuchthausstrafe wachzurufen geeignet ist, hätten an- 
gesichts dieser gefährlichsten Yerbrecherklasse, insbesondere, wo 
es sich nicht um die erste Verwahrung handelt, den Bück- 
sichten auf die Sicherheit des heimischen Rechtslebens zu weichen, 
so daß hier ausnahmsweise obligatorische Landesverweisung 
eintreten könnte. 

So fällt schliefilich nur noch die Bestimmung auf, daß der 
Verwahrte „streng'^ zur Arbeit angehalten wird. Dieses Attribut 
der Strenge ist für den Arbeitszwang der anderen Sträflinge nicht 
vorgeschrieben. Soll hierdurch etwa auf die Erfordernisse, die für 
die Arbeitsleistung der Geftngnis- und Zuchthausinsassen auf- 
gestellt sind, d. i. daß sie einerseits ihren Fähigkeiten zu ent- 
sprechen hat und anderseits ihnen nach erfolgter Entlassung als 
Erwerbsquelle nützen können soll, verzichtet werden? Da die Ver- 
wahrung in keinem Falle eine lebenslängliche ist und der Ein- 
gewiesene, selbst wenn er in der Tat unverbesserlich bleibt, sei dies 

*) Der EntworfsYer&sser weist in aeinem bereits zitierteii Berichte darauf 
hin, nicht der Gresetzgeber habe eine genauere Scheidung von Strafen und sichern- 
den Maßnahmen vorzunehmen, sondern die Wissenschaft sei es, der die Aufgabe 
zufällt, jede einzehie Maßnahme auf ihre Natur zu prüfen. Unseres Erachtena 
liegt jedoch vor allem dem Gesetzgeber die Pflicht ob, den Richter in den wich- 
tigsten Fragen der Gesetzesanwendung nicht in einer tief beklagenswerten Un- 
gewißheit zu belassen. Ist es hier nicht einzig Sache des Gesetzgebers, jeden Zweifel 
darober auszuschließen, ob f&r die zu Verwahrung Verurteilten die Behabililation 
zulftssig ist oder nicht? 
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auch in einem entfernten Zeitpunkte, wiederum auf die Gesell- 
schaft losgelassen werden wird, dfirfte namentlich das letztere Er- 
fordernis der Arbeitsbeschaffenheit kaum fallen gelassen werden. 
Worin soll aber dann die strengere Arbeitsanhaltung bestehen? 
Etwa in der Verlängerung des täglichen Arbeitspensums? Die 
Schaffenszeit, die fOr das Zuchthaus vorgeschrieben sein wird, dürfte 
für eine weitere Erstreckung kaum noch Raum übrig lassen. 

Hingegen wird, da der Yorentwurf hierüber schweigt, das 
Progressivsystem, auf welchem der Vollzug von Zuchthaus- 
und Gefängnisstrafe ruhen wird, für die Verwahrung nicht in 
Anwendung kommen. Ob dies richtig ist, bleibt dahingestellt. 
Die Möglichkeit der vorläufigen Entlassung aus der Verwahrungs- 
anstalt, die hier zum unterschiede von der Zuchthausstrafe aller- 
dings nicht vor erstandenen fünf Jahren der Strafzeit erfolgen 
kann und welche mit der Voraussetzung der Besserung des Ver- 
wahrten rechnet, sollte eher darauf schließen lassen, daß auch 
dem sonstigen Vollzüge der Verwahrung das Ziel der psychischen 
Einwirkung auf den Verurteilten vorzustehen habe. Der bedingten 
Entlassung sollte darum auch hier eine Zeit gemeinschaftlicher 
Haft mit den für die Zuchthausstrafe festgesetzten Einschränkungen, 
imd dieser ein Anfangsstadium der Zellenhaft vorausgehen. Wir 
halten hier eine verlängerte, etwa mindestens neun- 
monatige Anhaltung in der Einzelzelle zum Unterschiede 
von der Zuchthausstrafe für geboten. 

Der Zweck der Verwahrung vielfach RückfiLlliger erheischt 
aber auch ein schärferes Regime im Strafvollzuge. Solange nicht 
dieses vorgesehen wird, wird man zu fragen versucht sein, ob 
nicht etwa eine ausgiebige Erhöhung der Zuchthausstrafdauer 
bei entsprechender Verschärfung*) der Zuchthausstrafe, genauer 



*) So will Sichart, Zeitschrift fttr ges. Strafrechtswissenschaft XIX, den 
mehrfachen Rttckfall mit der höchsten ordentlichen Strafe belegen, deren Intensität 
eventuell mit Schftrfimgen und erhöhtem Arbeitszwange gesteigert werden konnte. 
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Trennung aller Rückfälligen und erschwerter bedingter Entlassung 
den Zweck der Yerwahrungsanstalt auf einfachere und billigere 
Art erftillen könnte.*) Wir würden darum nicht zögern, den Be- 
stimmungen über die Verwahrung noch eine der zul&ssigen zeit- 
weiligen Strafv^erschärfüngen, wie hartes Lager, Beschränkung der 
Kost auf Wasser und Brot und Dunkelzelle, allerdings bei vor- 
sichtigster Anwendung, hinzuzufügen.**) 

Aber auch sonst erscheint uns die Verwahrung nach der 
letzten fintwurfisfassung keineswegs einwandfrei. 

Wir hatten bereits Gelegenheit, nachzuweisen, der Grenz- 
pfeiler, der in einem Strafgesesetze das Wesen der beiden ordent- 
lichen Freiheitsstrafen für Verbrechen, Zuchthaus und Gefängnis, 
oder wie immer sie ein künftiges Gesetz nennen will, am zuverlässig- 
sten zu kennzeichnen vermag, sei die durch die strafbare Hand- 
lung bekundete ethische Gesinnung des Täters. Diesem Scheidungs- 
merkmal, sowenig es eigentlich auf Neuheit Anspruch erheben 
kann — hat es doch bereits in der von den Römern für ihre hone- 
stiores gegenüber den humiliores angenommenen Präsumtion höherer 
EhrenhaftigkeitsbegrifEe, die aUerdings von unserem Erfordernisse 
der Abschätzung des täterischen sittlichen Wertgehaltes himmel- 
weit entfernt ist, ein gewisses Analogen, und Osenbrüggen führt 
uns die Trennung von ehrlichen und nicht ehrlichen Sachen 



*) Die vielfach vorhandene Ähnlichkeit der projektierten Yerwahrong mit 
der Zuchthansstrafe wird auch der Expertenkommission voi^eschwebt haben, als 
sie im Art. 45 des Yorentwurfes zum Einftlhrnngsgesetze des Schweizerischen 
Strafgesetzbuches die abrigens zu billigende Bestimmung aufiiahm, die Yerwahnmg 
sei, solange sie nicht in einer Yerwahrungsanstalt stattfinden kann, in einem 
Zuchthause zu vollziehen. 

**) Das neue norwegische Strafgesetzbuch vom 22. Mai 1902 kennt eben- 
falls geschärfte Gefängnisstrafe (d.i. die schwerste Strafart, die unserem Zucht- 
hause gleichkommt) u. z. entweder bei Wasser und Brot bis zu 20 Tagen oder 
hartem Nachtlager bis zu 30 Tagen, wobei allerdings ein Tag der ersten und zwei 
Tage der letzteren Art drei Tagen gewöhnlichen GefiLngnisses entsprechen. 
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und Strafen im alemannischen Rechte vor*) — diesem charakteri- 
stischen Markzeichen dürfte wohl in Zukunft eine Bedeutung be- 
schieden sein, die ihm in die gediegensten Strafgesetzbücher Ein- 
gang zu verschaffen verbürgt. Eine Selektion selbst unter den Ver- 
urteilten, die Absonderung aller Verworfenen von denen, die es noch 
nicht sind, die Gegenüberstellung der ethisch Wertlosen jenen, die 
sittlich noch nicht ganz entwertet erscheinen, dies ist der Weg- 
weiser, der einem kommenden Strafgesetze bei der Abstufung der 
Freiheitsstrafen für Verbrechen den einzig richtigen Pfad andeuten 
soU. Eine solche Absonderung ist jedoch in allen ihren Eonsequenzen 
durchzuführen. Wären wir nicht grundsätzlich Gegner von aUzu- 
vielen, welchen Namen immer führenden Strafhausarten, würden 
wir darum vor einer örtUchen Scheidung jener vielfach Rückfälligen, 
die bereits eine Zuchthausstrafe erlitten haben, und solcher, die 
nie über die Oeftngnisstrafe hinaus verurteilt worden sind, keines- 
wegs zurückschrecken. So müssen wir uns denn damit begnügen, 
gegen eine Durcheinandermischung von Zuchthäuslern und Ge- 
fängnissträflingen in demselben Verwahrungshause Stellung zu 
nehmen und eine sorgfiUtige Trennung unter diesen beharrlichen 
Dauerläufen! auf dem Verbrecherpfade mit allem Nachdrucke zu 
befürworten. Man wird einwenden, der Verbrecher, der auch vom 
Wege der geringeren Kriminalität durch wiederholte Gefängnis- 
strafen nicht abzubringen ist, stehe kaum einem stabilen Zucht- 



*) Osenbrüggen, AlamannischeB Recht, 1860. Die ünterscheidnng war 
hier namentlich im peinUchen Verfahren von Bedeutung und gewfthrte dem .ehr- 
lichen** Tftter weitgehende Begünstigungen, so z. B. hinsichtlich der Zuständigkeit 
der Gerichte, der Belassung auf freiem Fu£e, des Beweisverfahrens, des Asyl- 
rechtes, der Begnadigung. Als Prototyp der ,nichtehrlichen* Sache erscheint der 
hinterlistige Mord und der Diebstahl. Den Oegensatz zum ersteren bildeten die 
mannigfachen Fälle der vielfach nur mit Buße oder gar nicht gestraften .ehrlichen" 
Tötung, namentlich bei Verteidigung der eigenen und bedrohten Rechte oder in 
Ausfibung anerkannter Befugnisse und rechtmäßiger Fehde. 
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hauskunden an Verwerflichkeit nach, — wir reihen ihn, solange er 
sich seitwärts hielt von der schweren Yerbrecherbahn, immer noch 
über den verruchten, mit der Entehrungsmarke gezeichneten rück- 
fälligen Zuchthäusler. Es wird behauptet werden, mehr als die 
schlechte Gesinnung sei es die Gefährlichkeit des wiederholt Rück- 
fälligen, welcher der Kampf der Gesellschaft zu gelten hat, — für 
uns bleibt der ethisch Korrupte doch nur unvergleichlich geffihr- 
licher als ein Täter, dessen wenngleich wiederholte Delikte von 
Perversität nicht Kunde zu geben vermochten: ungezählte Fahr- 
lässigkeitsdelikte, abermalige Duelle, regelmäßige Rauf händel ver- 
mögen insgesamt nicht einem einzigen Raubmorde, mehrere Fund- 
verheimlichungen, unablässiger unlauterer Wettbewerb nicht einem 
frechen Einbruchsdiebstahle gleichzukonmien, beharrlicher Ehebruch 
nicht einen Notzuchtsakt oder eine Kindersschändung, wiederholter 
Widerstand gegen die Behörden nicht ein einziges anarchistisches 
Attentat aufzuwiegen. Daß auch die unverbesserten Gefibignis- 
habituds mit den schärfsten Maßregeln bekämpft werden müssen, 
steht außer Zweifel, doch ist anzunehmen, daß sich hierzu eine 
noch so beträchtliche Erhöhung der regelmäßigen Strafdauer weit 
eher eignen würde als ihre Vermengung mit dem Abschäume der 
Zuchthäusler. 

Da die verbrecherische Gilde der Unverbesserlichen be- 
kanntlich zumeist auf dem Gebiete der Vermögensdelikte ihr rast- 
loses Unwesen treibt, könnte hier einzig nur die Behandlung der 
Gruppe der kleinen Stehler einige Bedenken erregen. Diese Zweifel 
ist jedoch der besondere Teil des Vorentwurfes zu zerstreuen ge- 
eignet. Ein Dieb, welcher, ohne daß es für ihn besonderer An- 
reize bedürfen würde, infolge wiederholter Übung einen Hang zum 
Angriffe fremden Eigentums bekundet, dem jede Gelegenheit zum 
Stehlen bereits Motiv ist, ein solcher Gewohnheitsdieb bleibt offen- 
bar, mit so geringer Bereicherung er sich begnügen mag, ein ver- 
ächtliches Subjekt. Nach dem Entwürfe wird nun der einfache 
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Diebstahl wahlweise mit Gefängnis oder mit Zuchthaus bedroht, 
so daß die Täter unbedeutender und ungefthrlicher Diebstähle, 
sofern sie nicht banden- oder gewerbsmäßig vorgehen, das Gros 
der Gefilngnissträflinge ausmachen werden. Bei gewissen Rück- 
ftllen wird jedoch gemäß Art. 79 ein Täter, selbst wenn er sich 
stets nur auf kleinere Diebstähle verlegt hat, der Zuchthausstrafe 
verfallen, so daß auf diese Art kaum ein Gewohnheitsdieb dem 
Zuchthause entgehen und also auch der vielbewährte Fachmann 
in dem kleinen Diebsgewerbe seine verbrecherische E[arriere im 
Yerwahrungshause beschließen wird. Solange jedoch einen kleinen 
Stehler sein spezieller Rückfall noch nicht mit dem Zuchthause 
Bekanntschaft machen ließ, sind wir geneigt, fOr ihn eher das 
Arbeitshaus als die Verwahrungsanstalt fOr geeignet anzusehen. 
Wir vermissen derart unter den Voraussetzungen der Verwahrung 
die wenigstens einmalige Erstehung einer Zuchthausstrafe. 
Auf keinen Fall sollte ein Verurteilter an der Endstation 
des Verwahrungshauses anlangen, wenn er nicht auf der 
via crucis seiner Strafenwanderung wenigstens einmal 
im Zuchthause Halt gemacht hat.'*') 



*) Nach dem nrsprOiiglichen Entwürfe sollte dem Verwahrongshaiise jeder 
Verbrecher verfaUen, der, michdemer wiederholt Zuchthausstrafe erstanden 
hatte, innerhalb von fOnf Jahren nach Vollzug der letzten Zuchthausstrafe irgend 
ein neues Verbrechen beging, wenn nach der richterlichen Überzeugung die gesetz- 
liche Strafe ihn von weiteren Verbrechen nicht abzuhalten vermöchte. Nach der 
neuen Redaktion hingegen kann die vielfache Rezidive nur bei einigen, wie oben 
ersichtlich, besonders hervorgehobenen Verbrechensgruppen ohne Unterscheidung 
der froher erlittenen Straf arten die Einweisung in die Verwahrungsanstalt zur 
Folge haben. Die neue Fassung ist demnach teils milder, indem sie nicht bei 
jeder Verbrechensart Verwahrung eintreten läßt, teils strenger, sofern sie ihr auch 
denjenigen Rfickfftlligen unterzieht, der wegen jener Verbrechen wiederholt auch 
nur Oefängnisstrafe erstanden hat. Bedeutet die Spezifizierung der Delikte einen 
Fortschritt, beklagen wir hingegen, daß unter den erlittenen Vorstrafen nicht 
mindestens eine Zuchthausstrafe sein muß. 
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Durch die lange Verweisung eines wiederholt Rück&Uigen, 
an dem selbst das Zuchthaus seine Wirkung versagt hat, in die 
Yerwahrungsanstalt, würde gewissermaßen das Progressivsystem 
des Entwurfes auch nach einer weiteren Richtung ein logisches 
Pendant erfahren, indem kein Verbrecher die höchste Stufe der 
Strafleiter erklimmen könnte, ohne vorher das Zuchthaus kennen 
gelernt zu haben. Anderseits würde dann die wesentliche Schei- 
dung zwischen Zuchthaus- und Gef&ngnissträflingen, aber auch 
ihre örtliche Trennung, die der Entwurf in so prägnanter Weise 
zum Orundsteine seines Aufbaues der Freiheitsstrafen proklamiert, 
auch hier zur Geltung gelangen. — 

Der Vorentwurf zählt fünf Deliktsgruppen auf, wegen 
deren rückfälliger Begehung Verwahrung eintreten kann, sie be- 
treffen diejenigen schwereren Verbrechen, die wohl am häufigsten 
abermals begangen zu werden pflegen. Die vorgenommene Spezia- 
lisierung dieser Verbrechensarten ist allenfalls zuverlässiger als 
die Scheidung nach den Tatmotiven, sie entspricht femer den Er- 
fahrungen der Gefängnisstatistik und steht anderseits auch mit der 
Systematik des besonderen Teiles im künftigen Gesetze im Einklänge.*) 

Daß hingegen der Entwurf die Einweisung ins Verwahrungs- 
haus nicht auf vorsätzliche Verbrechen beschränkt, ist bereits 
von Lammasch '*^) mit Recht bemängelt worden; es ergibt sich 
auch aus unserem vielfach betonten Standpunkte sowohl über die 
Abstufung der Strafen als über die Bedeutung der Verwahrung, 
daß wir nicht nur ihre Zulässigkeit gegen den zuletzt nur fahr- 
lässigen Täter ausgeschlossen wissen wollen,***) aber auch die 

*) Bei der von der letzten Entwnrfefassung vorgenommenen Erweiterong 
der einzelnen Deliktsgmppen sind wohl y. Lilien thals und Lammascka zn- 
treffende Andeutungen (a. 0.) verwertet worden. 
**) a. 0. 

***) Was hingegen die einfache Rezidive betrifft, haben uns Erwägungen 
ganz anderer Natur bei vorliegenden homogenen Fahrlässigkeitsdelikten, wie auf 
S. 49 ff. ersichtlich, zur entgegengesetzten Ansicht gefOhrt. 
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Anrechnung von früheren, wegen bloßer Fahrlässigkeitsdelikte er- 
standenen Freiheitsstrafen für unstatthaft erachten. 

Im Anschlüsse an diese Erwägung wird sich jedoch eine 
noch mehr weitgehende Änderung der Bestimmungen über die 
Verwahrung als dringend notwendig erweisen. Wie bereits aus 
der obUgatorischen zehnjährigen Einstellung der bürgerlichen 
Ehrenfilhigkeit, von der Entlassung an gerechnet, erhellt, kommt 
der Verwahrung noch in weit höherem Grade als dem Zuchthause 
der Charakter einer entehrenden Strafe zu. Man bedenke nun, 
dafi es unter den fünf Verbrechensgruppen, die bei der Ver- 
hängung der Verwahrung vielfach Rückfälliger in Betracht kommen, 
wenngleich sie im ganzen die objektiv schwersten Delikte um- 
fassen, auch einzelne Delikte gibt, für welche als höchste Strafe 
Qefilngnis angedroht wird. So z. B. in der Qruppe der Verbrechen 
gegen Leib und Leben die Tötung auf Verlangen, Zweikampf, 
Gefährdung durch fahrlässige Bauführung; unter den Verbrechen 
gegen die geschlechtliche Sicherheit die Verführung einer Minder- 
jährigen, Mißbrauch der Not und der Abhängigkeit einer Frauens- 
person zum Beischlafe; unter jenen gegen die Sicherheit von 
Menschen und Eigentum die fahrlässige Brandstiftung und fahr- 
lässiges Verursachen einer Überschwemmung; in der Gruppe der 
Verbrechen gegen die Sicherheit des Handels- und Geschäftsver- 
kehres das Ausgeben verringerter Münzen und das Ausstellen falschen 
ärztlichen Zeugnisses ohne gewinnsüchtige Absicht. Begnügt sich 
das Gesetz in allen diesen Fällen mit der ausschließlichen An- 
drohung einer Gefängnisstrafe, dann geht es von der Ansicht aus, 
daß diese strafbaren Handlungen noch keineswegs eine perverse 
Gesinnung ihres Täters zur Schau tragen. Aber auch die wieder- 
holte Begehung solcher höchstens mit Gefängnis bestrafter Delikte, 
deren jedes einzelne von einem schlechten Charakter des Täters noch 
keine Kunde gibt, wird nicht im stände sein, das Urteil über die 
sittliche Gesinnung des Täters bis zur Annahme seiner ethischen 
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Eomiptheit herabzumindern. Er mag dm'ch die Wiederholung 
dieser Delikte in gesteigertem Mafie antisozial gehandelt haben, 
er ist jedoch ob ihrer allein noch immer nicht als ethisch ver- 
derbt, nicht als ein schändlicher Charakter anzusehen. Ein Arzt, 
der kurz vorher noch als Student wiederholt mindeijährige Mäd- 
chen verführt hat, wozu ihm reichlich die Gelegenheit offen stand, 
darunter mehrere unter Mißbrauch ihrer Not, der auf der Klinik 
durch fahrlässiges Hantieren mit einer Lampe, ein anderesmal im 
Gesellschaftskreise mit einer Zigarre und mehreremale auf der 
Jagd durch unvorsichtiges Schieben einen Brand verursacht hat, 
wodurch ein Mensch ums Leben kam, und öfter, um unterstützungs- 
bedürftigen Kranken um so sicherer in ihrer Notlage zu helfen, 
ein schwereres Leiden bescheinigt hat, als das, womit sie in Wirk- 
lichkeit behaftet waren, und der wegen dieser Delikte jedesmal 
eine Gefängnisstrafe erlitten hat, — kann er etwa, wenn er nun 
eine Duellforderung angenommen oder einen unrettbar verlorenen 
Patienten über sein inständiges Flehen vergiftet hat, trotz allem 
dem wirklich als ein derart sittlich verächtliches Subjekt angesehen 
werden, daß er für mindestens zehn Jahre in Gemeinschaft mit 
rezidiven Räubern, Einbrechern und ähnlichem verlotterten Aus- 
bunde der Verbrecherwelt verdammt werden soll? Der Baumeister, 
der wiederholt einen Bau oder den Abbruch eines Baues fahrlässig 
geleitet und dadurch Menschenleben gefährdet hat, deshalb mehr- 
mals zu Gefängnis verurteilt worden ist, wobei seine Pflichtverletzung 
nicht einmal eine derart grobe war, da£ auf das Berufsverbot mit- 
erkannt worden wäre, und der noch außerdem wiederholt wegen 
Zweikampfes Gefängnisstrafe erlitten hat, ist er etwa schon für die 
Yerwahrungsanstalt reif? Soll etwa, wer, ohne je ein anderes Delikt 
verschuldet zu haben, auch durch viele ausschließlich wegen Zwei- 
kampfes erlittene Strafen sich nicht abhalten ließ, eine neue Duell- 
forderung anzunehmen, auch deshalb dieser Stätte der etlusch Wert- 
losesten unter den Verbrechern verfallen? und doch könnte die 
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Verwahrung nach dem Vorentwurfe auch dort verhängt werden, 
wo der Täter stets nur wegen solcher DeUkte Gefängnisstrafe er- 
standen hat, wegen welcher nach unserer Anregung die privi- 
legierte oder abgesonderte öefängnisklasse am Platze gewesen 
wäre. Aber auch die sonstigen angeführten Delikte, die vom Ge- 
setze ausschließlich mit Gefängnis und nicht auch mindestens 
wahlweise mit Zuchthaus bedroht werden, sind, weil selbst ihre 
Summierung noch nicht eine perverse Gesinnung des Schuldigen 
zu ergeben vermag, nicht darnach angetan, um seine Eignung für 
die höchste entehrende Strafe, die Verwahrung, zu rechtfertigen. 

Es möge darum im Art. 29 statt des Satzes «der wegen 
solcher Verbrechen schon viele Freiheitsstrafen erstanden hat' die 
Änderung in: »der schon viele Freiheitsstrafen wegen solcher Ver- 
brechen erstanden hat, sofern diese nicht ausschließlich mit 
Gefängnis bedroht sind'' in Vorschlag gebracht werden. E[raft 
dieser Fassung wäre es auch nicht mehr möglich, auf Verwahrung 
dann zu erkennen, wenn das letzte, Gegenstand der Aburteilung bil- 
dende Delikt nicht aus einer perversen Gesinnung des Täters hervor- 
gegangen ist oder gar ein sogenanntes privilegiertes Delikt war. 

Hat nun der Gesetzgeber selbst die Aufzählung der Delikts- 
gruppen vorgenommen und somit dem Richter die Möglichkeit be- 
nommen, allein zu urteilen, welche Vordelikte Verwahrung be- 
gründen können, ist es erklärUch, daß ihre Verhängung eine obli- 
gatorische sein soll. Nach dem Entwürfe wird auf sie zu er- 
kennen sein, „wenn das Gericht überzeugt ist, daß der Schuldige 
nach Erstehung der Freiheitsstrafe wieder rückfällig würde, und 
es die Verwahrung für geboten erachtet". Jene Überzeugung 
dürfte wohl in den meisten Fällen vielfacher Rezidive die Regel 
sein, es sei denn, daß etwa das letztbegangene Verbrechen be- 
sonders beachtungswerte Beweggründe aufweisen würde, deren 
treibende Macht die Einwirkungen der erlittenen Vorstrafen im 
konkreten Falle nicht zur Äußerung kommen ließ. Hingegen er- 
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achten wir die weitere Voraussetzung, wonach bei allem dem das 
Oericht die Verwahrung ,fDr geboten erachten' mufi, nicht nur 
als überflüssig, sondern auch ab einen stilistischen und logischen 
Verstofi, indem dieser Beisatz mit der obligatorischen Verhängung 
der Mafinahme unvereinbar ist. Heifit es da nicht, der Richte 
müsse, sobald die notwendigen Voraussetzungen derselben vorhanden 
sind, auf Verwahrung erkennen, wenn er auf dieselbe erkennen zu 

soUen glaubt? Kann es jedoch Umstände geben, ob welcher 

das Gericht trotz Vorliegen der gesetzlichen Vorbedingungen die 
Verwahrung für nicht geboten erachten darf, dann müfite wiederum 
die obligatorische Fassung der ganzen Bestimmung unstatthaft sein. 
Hingegen würden wir eine Ausnahme von der obligato- 
rischen Intemierung im Verwahrungshause befürworten: Der im 
Werden oegriffene Aufbau des künftigen Strafgesetzes wird auf 
den Ruinen eines morschen Strafsystems ruhen, welches neben 
80 manchen anderen gesellschafUichen Faktoren viel&ch am Über- 
handnehmen der kriminellen Rückf&Uigkeit mitschuldig war. Da- 
gegen setzt die Strafgesetzreform in die neuen Strafen und ihre 
Vollstreckung, die auf Grund der gemachten Erfahrungen fortan 
derart zu gestalten sind, dafi ihre günstige Einwirkung auf den 
Verurteilten nicht ausbleiben soll, die Hofhung, dafi sie die ge- 
fürchtete Rezidive — zwar nicht vereiteln, da ja auch die gesell- 
schaftliche Atmosphäre vielfach von verbrechenerregenden Keimen 
geschwängert ist und auch die Leidenschaften des individuell be- 
urteilten Menschen nie entwurzelt werden dürften, — aber dennoch 
bedeutend einzudämmen geeignet sein werden. Die alten untauglichen 
Repressionsmittel werden über Bord geworfen und mit einem neuen 
Strafregime an der Empfindlichkeit des Verurteilten der Versuch 
vorgenommen werden. Darum wird, erst wenn auch die neuen 
Strafeinrichtungen gegenüber einem mehrfach Verurteilten sich 
als wirkungslos bewährt haben werden, wenn also auch der 
mit dem neuen Strafsystem angestellte Versuch an der zähen Indolenz 



— 127 — 

oder beharrlichen Verstocktheit des wiederholt rück&Iligen Ver- 
brechers scheitern sollte, das Gericht Grund zur Überzeugung haben 
können, »dafi der Schuldige nach Erstehung der (ordentlichen) 
Freiheitsstrafe wieder rückfäUig würde'* und daß darum die aller- 
letzte Empf&nglichkeitsprobe fDr die Strafeinwirkung mit dem 
außerordentlichen Mittel der Verwahrung vorzunehmen sei, welches 
eventuell seine Kehrseite hervorheben wird, seine weitere Bestim- 
mung — die ultima ratio der Unschädlichmachung. Wir möchten 
darum die Einfügung des folgenden Artikels für die Übergangs- 
bestimmungen des Einführungsgesetzes vorschlagen: 

«In Fällen, wo der Rückfall durch Freiheitsstrafen be- 
gründet erscheint, die insgesamt vor Einführung des Gesetzes 
gegen den Täter verhängt worden sind, kann der Richter von 
der Vorschrift des Art. 20 Abstand nehmen." — 

Kommt, wie wir klarzulegen bemüht waren, bei der Ver- 
wahrung die Unschädlichmachung des Täters erst in zweiter Reihe 
in Betracht, würde sie, da eine und dieselbe Strafe hier zwei Zwecken 
dienen können soll, ihrer ersten Bestimmung zuwiderlaufen, wenn 
sie eventuell eine immerwährende wäre. Aber auch sofern sie 
jenen weiteren Zweck zu verwirklichen berufen sein wird, scheint 
es uns trotz diesbezüglich erhobener Einwendungen weder un- 
logisch noch bedenklich, wenn diese Ausscheidung, das Unschäd- 
lichmachen, nie ein lebenslängliches, vielmehr nur zeitlich beschränkt 
sein soll. Durch die Einwirkung einer entsprechend langen Zeit 
auf Körper und Geist, auf Kraft und Willen des Menschen ver- 
mag auch seine Schädlichkeit gemindert zu werden und bei der 
Unergründlichkeit der menschlichen Seele ist es nicht schlecht- 
wegs auszuschließen, so selten der Fall eintreten dürfte, daß auch 
in dem düstersten Abgrunde des unbeugsamen Verbrechergemütes 
unverwartet ein Strahl besserer Regungen auflodern kann. 

.Alles heilet die Zeit, — selbst die Zeiten, 

rastloser Jahre irriges Streben stOrzt ein Moment ..." 
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Diese tröstende Wahrheit eines grofien Slavendichters macht 
auch vor der Verbrecherseele nicht notwenig Halt. So wird also 
auch das Verwahrungshaus seine Tore nicht für alle Zeiten hinter 
dem einstweilen Unverbesserten verschliefien, wenn eine ungeahnte 
ethische Umgeburt ihn zum Wiedereintritte in die menschliche 
Gesellschaft wiederbefähigen sollte. — 

Treffen die sonstigen Voraussetzungen zu, wird auf Ver- 
wahrung anstatt der angedrohten Freiheitsstrafe erkannt werden. 
Es dürfte wohl nur auf einem Versehen beruhen, da£ nach dieser 
Fassung auch dort, wo die ordentliche Strafe lebenslängliches 
Zuchthaus ist, Verwahrung verhängt werden kann. Die Mög- 
lichkeit, die schwerwiegende Verwahrungsstrafe in eine so sinn- 
lose Milderung umzustürzen, wird durch eine entsprechende kleine 
Textänderung zu eliminieren sein. Bedenken wir nur, daß der 
zum erstenmal Verwahrte schon nach blofien fünf Jahren vor- 
läufig entlassen werden kann! Dieser Termin weist eine zur 
Strafdauer außer jedem Verhältnisse stehende erstaun- 
liche Kürze auf. Es sei hier gestattet, an der Hand weniger 
Beispiele zu beleuchten, zu welchen Absurditäten diese milde Be- 
stimmung führen und wie das Prestige der ordentlichen Freiheits- 
strafen, aber auch der Ernst der Verwahrung selbst darunter 
leiden kann. Nehmen wir an, zwei böse Gesellen wurden von 
der Gemeinde wegen Fischdiebstahles im Gemeindeteiche angezeigt 
und verursachen aus Rache eine Überschwemmung, indem sie 
diesen bei einem Gußregen durchbrechen, wodurch viele Personen 
ums Leben kommen. Beide hätten gemäß Art. 153 lebenslängliches 
Zuchthaus verwirkt, der eine ist jedoch wiederholt rückfällig, so 
daß im Sinne des Art. 29 statt dieser ordentlichen Strafe Verwah- 
rung verhängt werden kann; wir setzen voraus, daß gegen ihn ihr 
Höchstmaß von zwanzig Jahren zur Verhängung kommt. Der andere 
Täter, der unbescholten ist, erleidet, da mildernde Umstände nicht 
vorliegen (denn die Unbescholtenheit wurde leider unter dieselben 
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nicht einbezogen) seine lebenslange Zuchthausstrafe : er kann darum 
erst nach abgebüßten zwanzig Jahren, der depravierte Rückfällige 
jedoch schon nach fünf Jahren seine vorläufige Befreiung erhoffen ! . . 
Doch braucht man nicht erst die lebenslängliche Zuchthaus- 
strafe zum Vergleiche heranzuziehen, um auf die Widersprüche 
hinzuweisen, die sich aus der zu früh zulässigen vorläufigen Ent- 
lassung aus dem Verwahrungshause ergeben.^ Gesetzt, zwei Oe- 
nossen begehen einen nach Art. 81, § 2 doppelt qualifizierten Raub 
(mit Todesdrohung auf öffentlicher Straße). Der unbescholtene 
oder wenig Vorbestrafte erhält acht Jahre Zuchthaus, der andere, 
vielfach Rückfallige, fünfzehn oder gar zwanzig Jahre Verwahrung: 
dieser kann sich dennoch in der Hofhung wiegen, bereits nach 
fünf Jahren bedingt entlassen zu werden; dem Unbescholtenen 
hingegen winkt dieser Trost erst nach erstandenen zwei Dritteln 
der Strafzeit, also erst nach fünf Jahren und vier Monaten, und 
da mu£ er auch noch möglichst Schadenersatz geleistet haben, 
was dem Verwahrten gar nicht zugemutet wird ! . . Warum soll 
denn zur Verwahrung gegriffen werden? Weil eben nach richter- 
licher Voraussicht mit dem wiederholt gebrandmarkten Täter bei 
regelmäßiger Strafe sich wenig anfangen läßt und nichts erübrigt, 
als seiner ünempfindlichkeit ein außerordentliches Strafmittel ent- 
gegenzusetzen, das vornehmlich durch die besonders lange Dauer 
der Absperrung — hier schwinden die sonst gegen eine solche ob- 
waltenden Bedenken — wirksameren Einfluß auf den Verurteilten zu 
üben geeignet scheint oder ihn wenigstens für lange Zeit unschädUch 
machen kann. Wie geringes Zutrauen bekundet jedoch der Vor- 
entwurf in jene richterliche Voraussicht, wenn er ihr anderseits 
die Möglichkeit gegenüberstellt, einen so wenig versprechenden 
sittlich verkommenen Rezidivisten bereits nach fünf Jahren in die 
Gesellschaft wiedereinzuführen! In dieser Hinsicht ist in der 
letzten Entwurfsredaktion gegenüber dessen zweiter Fassung ent- 
schieden ein Rückschritt zu erblicken, sofern das weitere Er- 

Spira, Dr. Bmü, Die Znchthaiu^ und 0«Aiig]itetnfe. 9 
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fordernis der vorläufigen Entiassung, wonach zwei Dritteile der Yer- 
wahrungsstrafe*) erstanden sein mußten, aufgegeben worden ist. — 
Liegt auch das Schwergewicht des intensiven Strafinittels der 
Verwahrung in der Beziehung zur bisherigen Unempfänglichkeit 
des Täters gegen die ordentlichen Strafen und zu der hierdurch 
bekundeten gesteigerten ethischen Defektuosität, mufi es dennoch 
dem Gerechtigkeitsgefühle widerstreben, wenn jegliche 
Berücksichtigung der letztbegangenen Tat, die zu einer 
so wuchtigen Repression Anlafi geben kann, ganz bei- 
seite geschoben werden soll. Auch hier gilt bei allem Ver- 
ständnisse für die Notwendigkeit der aufierordentlich schweren 
Maßregel das warnende ne quid nimis. Hat jemand, nachdem er 
wiederholt wegen Vermögensdeliktes oder SittUchkeitsverbrechens 
abgestraft worden ist, vor Ende der Rückfallverjährungsfrist sich 
eine Überanstrengung untergebener Bediensteten, also ein Delikt 
gegen Leib und Leben, zu Schulden kommen lassen, das gemäß 
Art. 77 mit Gefängnis oder Buße gestraft wird und wofür er unter 
gewöhnlichen Verhältnissen etwa einmonatiges Gefängnis erlitten 
haben würde, scheint es uns dennoch über das Ziel geschossen, 
wenn ihn nun mindestens zehnjährige Verwahrung treffen soll. 
Oder, um uns an analoge Rezidive zu halten, ein wegen Notzucht 
wiederholt abgestraftes Individuum oder ein rezidiver Eindes- 
schänder begeht das Verbrechen der Selbstexhibition, die nach 
Art. 185 als öffentliche unzüchtige Handlung mit Buße oder mit 
Gefängnis bedroht wird. Er hat sich bis zur Neige der Rückfall- 
verjährungsfrist vor der Rezidive wohl in Acht genommen, ver- 
gleicht er sein neues Delikt mit seinen früheren Untaten, wird er 
sich selbst gebessert zu sein dünken, in der Tat könnte man von 
ihm nicht ganz grundlos annehmen, er sei wenigstens nun minder 
gefährlich geworden, wo er seinen verbrecherischen (Gelüsten auf 

*) Es ist beachtenswert, daß in dieser Fassung (1896) im Art. 24 die Ver- 
wahrung noch ausdracklich als Strafe bezeichnet ist! 
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minder strafbare Art Befriedigung schaffen will. Dennoch wird 
er, wogegen er für seinen letzten schweren Notzuchtsakt etwa 
eine dreijährige Zuchthausstrafe erstanden hat, nun mit mindestens 
zehnjähriger Intemierung im Verwahrungshause seine minder be- 
denklichen deliktuosen Appetite zu büfien haben. Könnte nicht 
ähnlichen Bedenken durch eine weitere einschränkende Bestimmung 
Rechnung getragen werden, es sei auf Verwahrung, wenn die 
sonstigen Voraussetzungen gegeben sind, nur dann zuer- 
kennen, wenn das Verbrechen mindestens mit dreimona- 
tiger Freiheitsstrafe bedroht wird? Allerdings wäre dem- 
entsprechend im besonderen Teile des Gesetzes vielfadi ein solches 
erhöhtes Mindestmaß der Gefängnisstrafe anzusetzen. — 

Mit Hinblick auf die Bestimmungen über die Bestrafung 
jugendlicher Verbrecher dürfte es, auch wenn ein jugendlicher 
Bezidivist wiederholt nur Gefängnisstrafe erlitten hätte, wohl zu 
den seltensten Ausnahmen gehören , daß gegen ihn vor erreichtem 
20. Jahre die Verwahrung zur Anwendung kommen wird. Mit 
dem oben reklamierten Erfordernisse, daß mindestens eine 
Zuchthausstrafe unter den Vorstrafen erstanden sein soll, er- 
scheint gleichzeitig auch die Frage über die Behandlung vielfach 
rückfälliger jugendlicher Personen eliminiert. So werden hier jene 
Bedenken, zu denen die bereits erörterte einfache B>ezidive jugend- 
licher Täter Anlaß gegeben hat, keineswegs auftauchen. 

Sehr vermifit wird in der Bestimmung über die Einweisung 
vielfach Rückfälliger die Gleichstellung ausländischer Straf- 
urteile. Diese Unterlassung mufi um so mehr Befremden erregen, 
weil viele andere Stellen im Vorentwurfe dieselben anerkennen, ins- 
besondere jedoch, weil im Auslande erlittene Vorstrafen sogar im Falle 
einfacher Rezidive (Art. 51) berücksichtigt werden. Wir erachten 
eine solche Berücksichtigung für so selbstverständlich, daß hier 
das Unterlassen der ausdrücklichen Hervorhebung u. E. nur auf 

ein Versehen zurückgeführt werden kann. Der Rückfall ist eine 

9* 
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internationale Kalamität, die keine territorialen Grenzen kennt und 
deren Gefahr nur gesteigert werden mufi, wenn der unternehmende 
Rezidivist neue Länder aufsucht, und daselbst das Brandmal mehr- 
facher Straferstehung mit Leichtigkeit abstreifend, sie um so sicherer 
zum Schauplatze neuer Yerbrechertaten machen kann. Die meisten 
Schweizerischen Eantonalgesetze haben durch volle Anerkennung 
der ausländischen Strafurteile dem künftigen Bundesstrafgesetze den 
richtigen Weg vorgezeichnet.*) Eine einzige Erwägung könnte zur 
Begründung der Nichtbeachtung ausländischer Strafen herangezogen 
werden, nämlich in den Fällen, wo das ausländische Strafsystem und 
Strafvollzug nach inländischer Bechtsanschauung als unzureichend an- 
gesehen werden müfiten, weil von einer, nach Ansicht des inländischen 
Gesetzgebers unzulänglichen Strafe die erwünschte Einwirkung auf 
den Verurteilten nicht erwartet werden und dieser nicht für eine Vor- 
strafe als unempfindlich gelten kann, sobald ihr die Eignung, auf ihn 
einwirken zu können, abgeht. Erwägt man jedoch, dafi die Verhängung 
der Verwahrung mehrfach wiederholten Rückfall zur Voraussetzung 
hat, so daß es immerhin eine Reihe von Vorstrafen ist, deren Er- 
stehung ihn nicht zu hindern vermochte, dem Gesetze weiter Verach- 
tung zu bezeigen, daß unter denselben mindestens eine Zucht- 
hausstrafe oder eine ihr gleichkommende infiamierende Freiheits- 
strafe figuriert, dann wird auch dieses Bedenken schwinden. Keines- 
falls wird es dort stichhaltig sein, wo der Abschluß von Auslieferungs- 
verträgen von dem vollsten Vertrauen in die Strafgesetzgebung des 
vertragschließenden Auslandstaates Kunde gibt."*"*) Die heute all- 
gemeine Überzeugung, daß die Familie der Rechtsstaaten solidarisch 



*) Das zu den wenigen Ansnalunen gehörende Strafgesetz des Kantons 
Tessin ans dem Jalire 1873 anerkennt nicht einmal die ürteOe der anderen 
eidgentesischen Eimtone. 

**) So anerkennt das Stra^esetz des Kantons Nenenbnrg die Straforteüe 
jener Staaten, mit denen die Schweizerische Eidgenossenschaft Aaslieferangs- 
vertrftge geschlossen hat 
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den Kampf gegen das Verbrechen aufzunehmen hat, namentlich wo 

seine Formen eine internationale Gefahr hervorrufen, wird darum 

auch in der gegenseitigen Anerkennung der Straf urteile zum Ausdrucke 

kommen müssen, 

4. Die Geldstrafe. 

Die Geldstrafe wird in einem künftigen Strafgesetze wegen 
Verbrechens alternativ nur neben der Gefängnisstrafe, nie 
jedoch alternativ neben Zuchthaus zu verhängen sein. Es 
ist naheliegend, dafi das Leiden einer Vermögenskürzung, so be- 
trächtlich ihre Höhe sein mag, einer so nachdrücklichen Repression 
wie sie das entehrende Zuchthaus darstellt, nicht wahlweise zur 
Seite gestellt werden kann. 

Hingegen wird die Geldstrafe sowohl mit Zuchthaus 
als mit Gefängnis fakultativ kumuliert werden können. 
Der Vorentwurf macht von dieser zulässigen Häufung im beson- 
deren Teile ausgiebigen Gebrauch. Aber er enthält überdies noch 
eine aUgemeine Bestimmung (Art. 37), wonach, wenn jemand eine 
Tat, durch die er Freiheitsstrafe verwirkt hat, aus Eigennutz be- 
gangen hat, der Richter ihn neben der letzteren zu Buße bis 
5000 Franken verurteilen kann. Dieser Betrag wird bei einzelnen 
auf Eigennutz beruhenden Delikten noch weiter bis auf 10,000, 
15,000 und 30,000 Franken erhöht. 

Obligatorisch wird die EumuUerung der Geldstrafe mit 
Zuchthaus einzig in den Fällen gewerbsmäßiger Hehlerei (Art. 86), 
rezidiver Kuppelei von Bordellhältem (130, § 2), vorsätzlichen Her- 
stellens und Inverkehrbringens schädlicher Lebensmittel mit Ge- 
filhrdung vieler Menschen (147, § 1), und neben der wahlweise 
mit Gefängnis angedrohten Zuchthausstrafe bei einfachem 
Tatbestande des letztgenannten DeUktes und wegen qualifizierter 
Kuppelei (129) einzutreten haben. 

Mehrfach wird wegen Verbrechens auch ausschließlich Geld- 
strafe vorgesehen. Im Interesse einer ernsten und wirksamen 
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Justiz sollte bei Erlafi solcher StraÜBanktionen die denkbarste Um- 
sicht walten. Hier mögen vier Fälle angef&hrt werden, in deneu 
es bei allem Verständnisse fOr ein ausgiebigeres Heranziehen des 
Leidens der VermOgenskürzung bei der vom Entwürfe vorgesehenen 
ausschließlichen Geldstrafe schwerlich wird sein Bewenden haben 
können. Es sind dies die Verbrechen: Veröffentlichung von Gelegen- 
heiten zur Unzucht (136), Ausgeben von falschem Gelde trotz Kenntnis 
von der Verfälschung (163), wissentlicher (Gebrauch falscher Wert- 
zeichen (1 69, § 4) und UrkundenfiQschung in geringfügigen Fällen (1 74). 

Mit Hinblick auf den oberwähnten Umstand, wonach mit Zucht- 
haus und Gefilngnis die Geldstrafe wird kumuliert werden können, 
dürfen wir uns hier einigen Erörterungen über dieselbe nicht entziehen. 

Dem Wesen nach ein Leid, das in der Verringerung des 
Vermögensstandes besteht, soll die Geldstrafe in der Regel der Art 
des begangenen Deliktes als auch der Person des Täters an- 
gepaßt sein; sie wird darum zumeist bei solchen Delikten zur An- 
wendung kommen, denen ein gewinnsüchtiger Trieb zu Grunde 
liegt und gegen Täter von skrupellos eigennütziger Tendenz sich 
nach aller Voraussicht als besonders empfindlich erweisen. Es 
ist kaum zu bestreiten, daß ihr demnach in solchen Fällen eigent- 
lich der Charakter einer eminenten Vergeltungsstrafe innewohnt. 
Aber auch als abschreckendes Strafinittel ist die Geldstrafe ge- 
wissen strafbaren Handlungen, die auf allzu leichten Verdienst 
hinzielen, wo es sich um solvente Täter handelt, besonders 
mächtig entgegenzuwirken geeignet. Es ist darum begreiflich, 
wenn zu einer Zeit, wo man vielfach im Kampfe ums Dasein 
in den Mitteln keineswegs wählerisch ist, der häufigen Ver- 
suchung, sich diesen Kampf durch rücksichtslose und unehrliche 
Behelfe zu erleichtem, gerade mit der Geldstrafe entgegengearbeitet 
werden soll. Aber auch auf andere Straftaten wird die Geld- 
strafe oft Anwendung finden können. Indem sie sich neben 
der Gefängnisstrafe wahlweise, mit derselben und mit Zuchthaus 
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auch häufungsweise, namentlich gegen bemittelte Verbrecher, 
als Strafinittel eignet, wird der Geldstrafe in Zukunft mehr als 
bisher eine wichtige Aufgabe zugedacht sein. So sehen wir ihre 
Bedeutung in der modernen Strafrechtspflege in stetem Steigen 
begriffen. Um so mehr häufen sich aber auch gleichzeitig die Ver- 
suche, die vielen Schwächen, an denen die Geldstrafe krankt, zu 
beheben. Sie trifft nicht alle Bürger gleich, dem Reichen tritt 
sie kaum nahe, wogegen sie den Armen mit ökonomischem Ver- 
falle bedroht, — daher das Bestreben, ihre Wirksamkeit allen Oe- 
sellschaftsschichten anzupassen, ganz anders als es bisher im engen, 
unüberschreitbaren Rahmen des Straf betrages zu geschehen pflegte. 
Sie begünstigt anderseits den Mittellosen, wenn sie an ihm nicht 
vollstreckt werden kann, wogegen der Besitzende sich ihrem Leide 
nicht zu entziehen vermag. Wird aber, wie es bisher geschieht, 
die uneinbringUche Geldstrafe in Freiheitsstrafe umgewandelt, ver- 
mag diese Umwandlung jene Ungleichheit wieder nur zum empfind- 
lichen Nachteile des Unbemittelten zu verschieben. Sie trifft viel- 
fach mehr als den verurteilten Täter die Familie, deren Ernährer 
er ist, — darum soll diese ihrem unerbittlichen Drucke durch milde 
Zugeständnisse möglichst entrückt werden. 

Der Schweizerische Vorentwurf schickt sich nun an, das 
Problem der Geldstrafe durch folgende Bestimmung, wenn nicht 
zu lösen, so doch klären zu wollen: 

„§ 1. Der geringste Betrag der Buße ist drei Franken. 
§ 2. Der Richter setzt dem Verurteilten zur Zahlung der 
Buße eine Frist von mindestens vierzehn Tagen und höchstens 
drei Monaten. Hat der Verurteilte in der Schweiz keinen festen 
Wohnsitz, so kann er angehalten werden, die Buße sofort zu 
bezahlen oder Sicherheit zu leisten. 

Der Richter kann dem unbemittelten Verurteilten gestatten, 
die Buße nach und nach abzuzahlen; in diesem Falle bestimmt 
er den Betrag und die Zeit der Zahlungen mit Rücksicht auf 
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die Löhnungsverhältiiisse. Der Richter kann dem unbemittelten 
Verurteilten auch gestatten, den Betrag der Bufie durch freie 
Arbeit, namentlich durch Arbeiten für den Staat oder eine Ge- 
meinde, abzuverdienen, wenn sich hierzu (Gelegenheit bietet. 

§ 3. Wenn der Verurteilte die Bu&e innerhalb der be- 
stimmten Zeit weder bezahlt noch durch freie Arbeit abverdient, 
80 ordnet der Richter die Beitreibung an. 

§ 4. Erachtet der Richter eine Beitreibung für aussichtslos 
oder ist die Beitreibung fruchtlos, so hat der Verurteilte die 
Buße in einer öffentlichen Anstalt durch Arbeit abzuverdienen. 
Die Arbeit soll möglichst seinen Fähigkeiten entEfprechen. För 
einen Tag Arbeit werden dem Verurteilten je nach dem Ertrag 
der Arbeit zwei bis f&nf Franken von der Bufie abgezogen. Ver- 
pflegungskosten dürfen ihm nicht auferlegt werden. Dem Ver- 
urteilten ist die Freiheit entzogen, während er die Buße abverdient. 
Die Freiheitsentziehung dauert in keinem Falle länger als ein Jahr. 
§ 5. Ist der Verurteilte arbeitsunfähig, so wandelt der 
Richter je fünf Franken Buße in einen Tag Haft um. Die Haft 
dauert in keinem Fall länger als drei Monate.* (Art. 36.) 
Hierzu tritt noch die Bestinmiung im Abschnitte über das 
Strafinaß, wonach die Buße u. a. auch nach den Mitteln des Täters 
zu bemessen ist und wenn sich seine Verhältnisse nach der Ur- 
teilsfällung wesentlich ungünstiger gestalten, der Richter den Be- 
trag der Buße angemessen ermäßigen kann (Art. 47). 

Es muß unbedingt anerkannt werden, daß der Schweizerische 
Vorentwurf mehr als jedes andere bisherige Gesetzeswerk das Be- 
streben bekundet, allen angeführten Schwächen der Geldstrafe zu 
begegnen. Daß ihm dieser Versuch in jeder Beziehung gelungen 
sei, kann allerdings bei der Schwierigkeit des Unternehmens nicht 
behauptet werden; sicher will er auch nicht den Anspruch erheben, 
die Lösung des bedeutenden Problems auf vollkommene, einwand- 
freie Weise herbeigeführt zu haben. 
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Das ziemlich glücklich gewählte Minimum der Geldstrafe 
hätte wohl noch auf zwei Franken herabgesetzt werden kön- 
nen, damit die ünvoUstreckbarkeit möglichst vermieden werde.*) 
Das Maximum wird im besonderen Teile bei einzelnen Delikten 
festgesetzt; sein Höchstbetrag ist 30,000 Franken wegen Wuchers 
(Art. 92), bei Ausbeutung durch Börsenspiel oder Glücksspiel 
(Art. 93), sowie bei Gefährdung von Menschenleben durch Bau- 
untemehmen (Art. 69).'*^) — Einen derart geschaffenen Spielraum, 
um die Geldstrafe dem minder Begüterten zugänglich und auch 
dem Reichen fühlbar zu machen, ziehen wir anderen Versuchen, 
dieselbe nach der Steuerkraft des Verurteilten zu bemessen, immerhin 
vor. Gegen die Aufstellung einer eigenen Skala für die Anpassung 
der Buße an die jewelUge ökonomische Empfindlichkeit des Ver- 
urteilten sprechen mannigfache, wichtige Erwägungen. Selbst bei 
Bemessung nach Quoten des Vermögens oder des Einkommens 
wird die gleiche prozentuelle Schmälerung des Vermögensstandes 



*) Der geringste Betrag der Geldstrafe wegen Übertretungen ist ein Franken 
(Art. 229). — Der HOchstbetrag der Buße bei Übertretungen ist 10,000 Franken wegen 
falscher Nachrichten von Mitgliedern der Direktion oder der Verwaltongs- und 
Au&iehtsbehörden einer Aktiengesellschaft Aber die Vermögenslage der Gesell- 
Schaft (242) und wegen unbefugten Haltens von Spielbanken und Lotterien (267); 
es folgen sodann die Übertretungen des mengenhaften Einf&hrens und Erwerbens 
von Terrufenem oder in der Schweiz keinen Kurs habendem Geld (248) und der 
Veröffentlichung geheimer Verhandlungen und Untersuchungen (259) sowie der 
▼erbetenen und unbefugten Ausfibung eines Berufs, Gewerbes oder Handels- 
geschAftes (268) mit der zulftssigen Maximalbuße von 5000 Franken. Die son- 
stigen Höchstgrenzen der Geldstrafe wegen Übertretungen betragen 1000, 500, 
300, 200, 100 und 50 Franken. 

**) Der zweithöchste Bußsatz beträgt 20,000 Franken in den Fällen gewerbs- 
mäßiger Hehlerei (Art. 86, hier darf flbrigens die Buße nicht geringer sein als der 
Gewinn des Hehlers), gegen BordeUuntemehmer im Falle der Rezidive (Art. 180) 
und bei Verfälschung von Lebensmitteln und ihrer Inverkehrsetzung (Art. 147). 
Es kommen sodann noch bei einzelnen Verbrechen Höchstbeträge von 15,000, 
10,000, 5000, 2000, 1000 und 500 Franken vor. 
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von arm und reich nicht gleich empfunden werden, eine pro- 
gressive Steigerung des BuJibetrages müfite hingegen bei minder 
bedeutenden strafbaren Handlungen eine ungerechte Behandlung 
des Reichen zur Folge haben und heße sich demnach nur bei De- 
Ukten von besonderer Tragweite rechtfertigen, aber auch hier nur 
unter der Voraussetzung, daß eine bestimmte Höchstgrenze nicht 
überschritten werden dürfte. Immer wird jedoch die öffent- 
liche Meinung aus einer relativ hohen Geldstrafe — und 
diesem Übelstande hilft auch der Vorentwurf nicht ab — nicht 
etwa darauf folgern, daß es sich um einen vermögenden 
Täter handelt, sondern daß die begangene Tat wohl eine 
besonders schwere gewesen sein muß. Auf diese Weise wird 
der Reiche auch femer, wenn er schon eine Vermögenskürzung er- 
leidet, die ihm nahe gehen kann, noch überdies vor der Öffentlich- 
keit einen über seine Schuld hinausgehenden weiteren Tadel er- 
fahren. Zur Behebung dieser Unzukömmlichkeit dürfte wohl einzig 
der Ausweg führen, daß für jedermann, arm oder reich, die Geld- 
strafe, wo sie ausschließlich oder wahlweise neben Gefängnis zur 
Anwendung konmit, innerhalb eines und desselben allenfalls 
minder hoch begrenzten Strafmaßes einzig nach Maßgabe der 
Schuld und der täterischen Gesinnung festzusetzen und im urteile 
zu verhängen wäre, jedoch mit der, dem Richter vorbehaltenen 
Befugnis, mit Rücksicht auf die wirtschaftliche Lage des Ver- 
urteilten die bemessene Strafe bis höchstens etwa zum Zehnfachen 
zu erhöhen. Im Falle kumulativer Verhängung der Geldstrafe 
neben Gefängnis oder Zuchthaus, wo sie vornehmlich gegen ver- 
mögende Verbrecher Anwendung finden sollte, könnten diese 
Grenzen noch bedeutend weiter gezogen werden. Die Vornahme 
der Erhöhung der für alle Verurteilten gleichen Geldbuße über den 
normalen Strafrahmen mit Rücksicht auf die ökonomischen Ver- 
hältnisse des besser situierten Täters würde das Gericht sich im 
urteile bis zu einer gewissen Frist vorbehalten, sie hätte jedoch 
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nicht öffentlich zu erfolgen, so daß außer den Beteiligten 
niemand von ihrem Ausmaße in Kenntnis kommen müßte.*) Diese 
rohen Umrisse einer gerechteren Strafbemessung genauer aus- 
zuführen ist hier allerdings nicht der Platz. — 

Die Frist, die dem Verurteilten zur Zahlung gewährt werden 
soll, wird allenfalls dazu beitragen, daß die Strafverhängung 
minder oft illusorisch bleibe. Auch die Zulässigkeit der raten- 
weisen Abzahlung, heute kein Novum mehr, ist hierzu geeignet 
und wird zu gleicher Zeit den Druck der Yermögensschmälerung 
für die Angehörigen des Verurteilten mildem. Immerhin könnte 
die dreimonatige Zahlungsfrist noch beträchtlich verlängert werden. 
Viele Oewerbsleute sind mit ihrem Verdienste auf einzelne Jahres- 
zeiten eingeschränkt und es wäre darum ein Erfordernis der Billig- 
keit, wenn die Strafverhängung in eine ungünstige Zeit fällt, ihre 
Verdienstgelegenheit abzuwarten. Mit der ratenweisen Abzahlung 
wäre eine solche Fristerstreckung ganz besonders vereinbar."*^) 

Daß der Verurteilte, der in der Schweiz keinen festen Wohn- 
sitz hat, eine strengere Behandlung wird zu gewärtigen haben, 
läßt sich durch keine Rücksicht rechtfertigen, namentlich wenn 
es bei dem unten zur Erörterung gelangenden Abverdienen der 
uneinbringlichen Geldstrafe bleiben sollte. Wir sind wohl An- 



*) Wären also etwa bei einer Raaferei melirere Bauern beteiligt gewesen, 
dann soUte bei sonst gleicher Schuld nicht z. 6. der ärmere zur BuBe von 40 Franken, 
der reichere von 800 Franken verurteilt werden, sondern es wäre gegen beide die 
gleiche Strafe zu verhängen, gegen den letzteren jedoch unter Vorbehalt der 
höheren Adjustierung durch eine binnen acht Tagen zu erlassende nicht öffentliche 
gerichtliche Entscheidung. 

**) Auch die vom Entwürfe projektierte Abverdienung durch freie Arbeit 
dürfte bei bedeutenderen Geldstrafen in der dreimonatigen Frist nicht immer 
möglich sein, so daß auch der freiwillige Abverdiener nach deren Ablauf, wenn 
der Richter die Beitreibung für aussichtslos erachtet, das Abverdienen unfreiwillig 
bei Freiheitsentzug wird fortsetzen müssen. Also ein weiterer Grund zur Ver- 
doppelung jener Wartefiist. 
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bänger einer Erstreckung des Gebietes für die Verbängung der 
Geldstrafe, dies jedocb dort, wo sie nicbt akzessoriseb erfolgen wird, 
nur bei regelmäßig wablweiser Androbung mit Gefängnisstrafe, bei 
nur bäufungsweiser Anwendung aucb neben der Zucbtbausstrafe; 
in diesem Falle sollte es jedocb als Regel gelten, die 
VermOgensstrafe nur dann zu verbängen, wenn ibr erfolg- 
reicber Vollzug voraussicbtlicb zu erwarten ist. Ob eine 
Ungleicbbeit bei einer solcben verscbiedenen Strafinittelanwendimg, 
wie eingewendet werden könnte, überbaupt vorliegt, erscbeint nocb 
fragUcb: der Täter wird eben ein Übel dort erleiden, wo er 
es empfinden kann. Also würde die Geldstrafe aucb gegen den 
unbemittelten Nicbtscbweizer nicbt zur Anwendung kommen, dem 
bemittelten gegenüber die Sicberbeitsleistung nicbt notwendig sein. 
Es würde zu weit fübren, wenn wir bier aucb die Frage 
der Vollstreckung uneinbringlicber Geldstrafen mittels Abverdienens 
einer eingebenden Erörterung unterzieben wollten. So bescbränken 
wir uns an dieser Stelle darauf, soweit der enge Babmen der 
gegenwärtigen Abbandlung es gestattet, zu begründen, warum wir 
— abgeseben von der Scbwierigkeit seiner praktiscben Aus- 
fübrung — dem projektierten Abverdienungssystem ganz 
besonders skeptiscb gegenübersteben. Wir seben erbeb- 
liebe Scbwierigkeiten mannigfacber Art sieb derart auftürmen, 
daß wir unumwunden selbst dem beute nocb in den meisten 
Gesetzgebungen gültigen System der Umwandlung der Geldstrafe 
in Freibeitsstrafe trotz seiner bekannten und gebässigen Un- 
gerecbtigkeiten nocb immer als einem geringeren Übel den Vor- 
zug geben würden. So bestecbend auf den ersten Anblick das 
neue System des Abverdienens erscbeinen mag, zeigt eine näbere 
Besicbtigung nicbt nur, daß wir es aucb bier im Grunde mit 
einer Umwandlung in Freibeitsstrafe zu tun baben, vielmebr aucb, 
daß der neuvorgescblagene Modus nur nocb weitere Unbilligkeiten, 
die bisber nicbt bestanden baben, zur Folge baben müßte. Wäbrend 
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des unfreiwilligen Abverdienens wird dem Verurteilten die Frei- 
heit entzogen werden, also auch zur Nachtzeit, an Sonn- und 
Feiertagen, wo nicht gearbeitet wird. TägUch werden ihm aus 
dem Ergebnisse seiner Mühen zwei bis fünf Franken von der Buße 
abgezogen werden, bis die Summe dieser Abzüge den Gesamt- 
betrag der Geldstrafe ergibt, sofern nur die Freiheitsentziehung 
nicht über ein Jahr hinausgeht. Für den täglichen Arbeitsverdienst 
wird im vomhinein eine nur beschränkte Taxe festgesetzt. Soll 
nun die Geldstrafe tatsächlich nur eine Vermögenskürzung be- 
deuten, und soll die Freiheitsentziehung wirklich nur zum Zwecke 
ihres Abverdienens erfolgen, dann ist nicht einzusehen, warum 
auf keinen Fall für einen Tag Arbeit mehr als fünf Franken 
von der Geldstrafe abgezogen werden dürfen. Ist dies 
aber ein Abverdienen, wenn jemandem, der durch seine Leistungen 
täglich auch das Zehnfache verdient, höchstens fünf Franken gut- 
gerechnet werden? Der geniale Maler, der in kurzer Zeit ein Ge- 
mälde zu beträchtlichem Gelde zu machen vermag, der begabte 
Mechaniker, der eine wichtige Erfindung verwerten kann, sie 
werden ohne Unterschied zu höchstens fünf Franken pro Tag auf 
Verdienst taxiert! Der Entwurf bringt femer auch nicht die ge- 
ringste Andeutung darüber, ob im Falle unfreiwilligen Abverdienens 
der noch fehlende Restbetrag jederzeit erlegt und die Freiheits^ 
entziehung auf diese Weise aufgehoben werden kann. — 

Liegt das Wesen der Geldstrafe tatsächlich nur in dem Er- 
leiden einer Vermögenseinbuße, wird man da dem Verurteilten 
verwehren können, sie an seiner Statt durch seinen bei ihm an- 
gestellten Arbeiter abverdienen zu lassen? Wodurch würde jedoch 
in diesem Falle die Freiheitsentziehung des letzteren gerechtfertigt 
werden können? — 

Bei der heute zumeist noch angewendeten Umwandlung der 
Geldstrafe in Freiheitsstrafe von im vomhinein festgesetzter Dauer 
weiß der Verurteilte wenigstens, wann er seine Freilassung erhoffen 
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darf. Künftig soll hingegen der tüchtig ausgebildete Arbeiter zur 
Abverdienung derselben Geldstrafe kürzere Zeit brauchen als der 
minder Oeübte, der leistungsfthige Mann soll früher in Freiheit 
zurückkommen als die minder widerstandsfthige Frau, der Kräftige 
lange vor dem Schwachen, der abgehärtete Erwachsene vor dem 
minder gestählten Jugendlichen! Werden nicht gerade die Jugend- 
lichen in der Regel am ehesten ihre Geldstrafe abzuverdienen ge- 
nötigt sein? Dafi es im Sinne des Stoofischen Entwurfes gelogen 
gewesen wäre, die jugendlichen Täter nie mit Geldstrafe zu belegen, 
wie von Lilienthal*), bevor der besondere Teil desselben ver- 
öffentlicht worden ist, angenommen hat, hat sich als nicht zutreffend 
erwiesen. Der Art. 14, § 1, über dessen beklagenswerte Bestimmung 
wir bereits rückhaltslos unser Urteil abgegeben haben, sieht für 
den verwahrlosten oder sittlich verdorbenen jugendlichen Täter, 
wenn er am Tage der richterlichen Entscheidung das achtzehnte 
Jahr zurückgelegt hat, die Verurteilung zur gesetzlichen Strafe 
vor, die jedoch gemäfi Art. 49 gemildert wird. Bei der 
Geldstrafe, wo der Strafrahmen nach unten bereits aufs tunlichste 
eingeschränkt ist, bedarf es allerdings dieser Milderung nicht. 
In einigen Fällen wird nun vom Entwürfe für Verbrechen aus- 
schließlich Geldstrafe verhängt werden oder sie wird ausdrücklich 
als die mildere Strafe statt Gefängnis für zulässig erklärt. Dafi 
der Entwurfsverfasser keineswegs daran gedacht hat, die Geld- 
strafe gegen jugendliche Personen nicht anzuwenden, geht aus 
der Bestimmung des Art. 87, § 3 hervor, wonach im Falle der 
Eigentumsschädigung aus Unbedacht oder jugendlichem Leicht- 
sinne, wenn der Schaden uicht sehr bedeutend ist, Bufie bis zu 
5000 Franken verhängt werden kann. Wird ja selbst unter den 
Übertretungsstrafen für jugendliche Personen im Art. 226 die Buße 
bis zu 200 Franken angeführt. Den im Abverdienen der unein- 
bringlichen Bufien liegenden Unbilligkeiten werden also gerade die 
* a. 0. S. 109. 
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Jugendlichen, weil am seltensten „de aere luere'' im stände, be- 
sonders unterworfen sein und diese werden ihre Yerhängung auch 
doppelt zu empfinden haben, weil sie bei ihren unerfahrenen 
Leistungen um so längere Zeit zum Abverdienen bedürfen werden. — 
Erkrankt femer der Verurteilte oder ereilt ihn in seiner Arbeits- 
leistung irgend ein sonstiges Hindernis, verringern sich noch 
weiter seine Aussichten, bald zu den Seinigen zurückzukehren. Ist 
da nicht das bisherige, offen beim richtigen Namen genannte Um- 
wandlungssystem, wenn etwa noch die Zulässigkeit eines Pekuliums 
als Ansporn zum tätigen Schaffen hinzutritt und welches alle Zah- 
lungsunfähigen in gleichem Ma£e trifft, vorzuziehen? — 

Die Reihe der Bedenken ist jedoch noch nicht erschöpft. 
Für uns, die wir die Notwendigkeit einer gründlichen Durch- 
führung der Selektion gemeingesinnter Delinquenten von anderen 
betonen, kommt hier insbesondere der gefährliche Eontakt in 
Anbetracht, dem im Falle kumulativ verhängter Geldstrafe In- 
sassen des Zuchthauses und (Gefängnisses während des Abver- 
dienens in der „öffentlichen Anstalt'' ausgesetzt werden sollen. 
Wird ja selbst die wegen blofier Übertretungen verhängte Geld- 
strafe im üneinbringlichkeitsfalle gleichfalls abverdient werden 
müssen und uns dann das wenig erbauliche Schauspiel vorgeführt 
werden, die zahlungsunfähigen Übertreter während des Abverdienens 
ihrer Bufie in diesen „Anstalten* in Gemeinschaft mit den verächt- 
lichsten Zuchthäuslern, die häufungsweise auch zur Geldstrafe ver- 
urteilt worden sind, einen Lehrkurs in der höheren Yerbrecher- 
schule durchmachen zu sehen? 

Welchen Einflufi soll femer die Uneinbringlichkeit einer kumu- 
lativ erkannten Geldstrafe auf die bedingte Entlassung haben? Soll 
etwa auch die Probezeit zum Abverdienen herangezogen werden? — 

Die eine Ungleichheit wird sich wohl nie aus der Welt 
schaffen lassen, dafi, wogegen der Bemittelte auch mit seinem 
Vermögen büfien kann, vom Armen nur das Strafleiden der Frei- 
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heitskürzung wird empfunden werden können. Büfit im Grunde 
jeder nur, womit er kann. Hingegen mu£ jegliche nachträg- 
liche Umwandlung der uneinbringlichen Geldstrafe in 
Freiheitsverlust, selbst in der beschönigten Form des 
Abverdienens, weitere bedenkliche Unbilligkeiten zur 
Folge haben. Wird das Gesetz mit Umsicht die Auslese jener 
Delikte vornehmen, bei denen die Geldstrafe am Platze ist, ihre 
ausschließliche Anwendung nur auf die leichtesten Gesetzwidrigkeiten 
beschränken, sonst jedoch alternativ sie nur neben der Gefängnis- 
strafe zulassen, fakultativ häufungsweise sowohl mit Gefängnis 
als mit Zuchthaus androhen und wird der Richter somit in der 
Lage sein, sie nur dann zu verhängen, wenn sie voraussichtlich 
einbringlich sein wird, wird schließlich bei weitgehender Zahlungs- 
erleichterung die exekutive Beitreibung während der langen und 
durch zweckmäßige Unterbrechungsakte zu verlängernden Yeiv 
jährungsfrist zielbewußt vorgenommen werden, dann wird die 
Vollstreckung der verhängten Geldstrafe statt zur Ausnahme zur 
Regel werden und das ganze Strafumwandlungssystem mit seinen 
Ungerechtigkeiten wohl über Bord geworfen werden können. Im 
Kanton Genf stößt sich heute niemand mehr daran, daß verurteilte 
Täter, deren Geldstrafe uneinbringlich geblieben, unbehelligt be- 
lassen werden und keineswegs sehnt man sich darnach, wiederum 
die Gefängniszellen mit zahlungsunfilhigen Insassen zu überfallen. — 
Geradezu grausam, aber unlogisch zugleich erscheint es, daß 
die uneinbringliche Geldstrafe der Arbeitsunfähigen in Haft 
umgewandelt werden soll. Hier wird wenigstens das Kind beim 
richtigen Namen genannt: die wahrhaftige Umwandlung der Geld- 
strafe in Freiheitsstrafe, sei es auch nur höchstens dreimonatige 
Haft, ist also nur Anteil der Elenden! Die beschönigende Be- 
zeichnung , Abverdienen'', sie gilt nur für die Muskelfesten, die, 
obgleich sie in der Lage waren, sich durch freiwillige Arbeit&- 
leistung der Strafe zu entledigen, es an gutem Willen hierzu 
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fehlen ließen, also gerade bei solchen, die erwiesen haben, da£ es 
bei ihnen mit der Scheu vor dem « Sitzen" nicht weit her sei; die 
Parias der Arbeitsunfähigen, der Siechen, die trotz bestem Willen 
die Geldstrafe nicht aufbringen können, weil ihr körperliches 
Gebrechen ihnen auch nicht den geringsten Verdienst gestattet, 
die Notverlassenen, die eher vom Staate versorgt werden sollten, 
die werden hingegen an Stelle der uneinbringlichen Geldstrafe 
Haft zu erleiden haben ! Für je f&nf Franken einen Tag. Welcher 
Unterschied besteht da bei dieser aprioristischen Skala zwischen 
der Umwandlung in anderen Gesetzgebungen? 

Es ist nicht genug zu beklagen, dafi diese Bestimmung 
entgegen der besseren Einsicht des Entwur&verfassers von der 
Expertenmajorität aufgenommen worden ist. Wie ganz anders 
bekundet dagegen Stoofi selbst seine Gesinnungsweise, indem er 
hinsichÜich dieser Ärmsten in den ursprünglichen Entwurfsmotiven 
das „res sacra miser' ins Gedächtnis fdhrt! „Die Strafgewalt 
des Staates leidet keinen Schaden, wenn sie in solchen Fällen den 
Strafvollzug einstellt. Diese Zahlungsunfähigen werden übrigens 
regelmäßig Personen sein, die als Arme in einer Anstalt zu ver- 
sorgen sind.** 

5. Verjährung. 

Der Unterschied zwischen Zuchthaus und Gefängnis wird sich 
selbstverständlich auch in der Dauer der Verjährungsfrist geltend 
machen müssen. 

Wogegen die Verfolgung von ausschließlich mit Zucht- 
haus gestraften Verbrechen — es gibt da umsichtig berechnete 
Abstufungen in der Präskriptionsfrist: 25, 20, 15 und 12 Jahre — 
keinesfalls vor zwölf Jahren verjährt,*) tritt die Verjährung bei 

*) Diese Mmirnftlfrist ist za hoch gegriffen. Nach dem deutschen Reichs- 
strafgesetze kann die Strafverfolgung von Yerhrechen, wenn sie mit einer Freiheits- 
strafe von höchstens zehi^fthriger Baner hedroht sind, schon nach zehn Jahren 
veijfthren, nach dem französischen Gesetze erfolgt die Veijahrnng bei Verbrechen 

Spira, Dr. Emil, Die Zaobtbaua- und GefiDgnlMtnfe. 10 
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mit Gefängnis unter einem Jahre bedrohten Delikten schon nach 
vier Jahren, bei Geftngnisstrafe von mindestens einem Jahre nnd 
wo (Gefängnis wahlweise mit Zuchthaus angedroht wird, nach acht 
Jahren ein. Ausnahmsweise wird die Verfolgungsverjährung in 
einigen wenigen Fällen froher eintreten. Von den mit Zuchthaus 
bedrohten Delikten kommen hier das Verbrechen der Blutschande 
(133, mit alternativer) und der Abtreibung (64, § 3, mit au»- 
schliefilicher Zuchthausandrohung) in Betracht. Sie verjähren beide 
nach zwei Jahren. Beim letztgenannten Verbrechen findet jedoch 
die ordentliche Veijährungfrist Anwendung, wenn die Frauens- 
person an den Folgen der an ihr ausgeübten Abtreibungshandlung 
gestorben ist und der Täter diesen Ausgang voraussehen konnte. 

Von den mit Gefängnis bedrohten Verbrechen veijähren 
Beleidigung und Ereditschädigung durch die Presse (105) 
in einem Jahre von der Veröffentlichung und Ehebruch (139) nach 
drei Monaten vom Tage von der Rechtskraft des Scheidungsurteiles 
an gerechnet. 

Was die Verjährung des Strafvollzuges betrifft, finden wir 
eine dem Gedächtnisse leicht zugängliche Abstufung vor, ihre Frist 
beträgt bei der Zuchthausstrafe 30, 25, 20, mindestens jedoch 
— bei Zuchthaus unter fünf Jahren — 15 Jahre. Der Vollzug 
der Gefängnisstrafe unter einem Jahre verjährt bereits nach 
fUnf Jahren, bei höherer Gefängnisstrafe nach zehn Jahren.*) Da& 

flberhaapt, selbst wenn Todes- oder lebenslftngliclie FreQieitastrafe angedroht ist, 
nach zehn Jahren (art 637 Code d'instr. crim.)» nach dem AsterreichiBchen Ent- 
wurfs gleichfalls bei Verbrechen ehestens schon nach zehn Jahren, wogegen sie 
nach dem geltenden (totenreichischen Strafgesetze bei Verbrechen, die mit einer 
höchtens zehnjährigen Strafe belegt werden sollten, schon nach fünf Jahren ein- 
tritt. Ebenso nach dem italienischen Gesetze nach fttnf Jahren, wenn Znchthaus 
(reclnsione) odte Gef&ngnis (detenzione) von höchstens flknf Jahren za verhfingen 
gewesen wftre (art 91). 

*) Übertretungen werden in einem Jahre, die Übertretnngsstrafen 
in zwei Jahren veijähren (Art 281). 
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bei Verbrechen, die mit Gefängnis von weniger als einem Jahre 
bedroht sind, die Verjährungsfristen der Verfolgung und der Voll- 
streckung nur unbedeutend verschieden sind, ist zu bemängeln.'*') 

6. Bedingter Straferlaß. 

Dem höheren Grade von Sittenschlechtigkeit, die durch das 
Verbrechen eines zu Zuchthaus verurteilten Täters an den Tag 
gelegt worden ist, entspricht das unerläßliche Inswerksetzen einer 
unerbittlichen, ernsten und wirksamen Repression. Darum wird 
die Wohltat des an die resolutive Wohlverhaltungsbedingung 
geknüpften bedingten Straferlasses nie einem zur Strafe 
des Zuchthauses verurteilten Verbrecher zuteil. Selbst 
im Falle einer Verurteilung zur Gefängnisstrafe wird der bedingte 
Aufschub des Strafvollzuges nur dann eintreten können, wenn 
diese nicht ein Jahr erreicht. 

,§ 1. Wird jemand, der bisher weder in der Schweiz, noch 
im Auslande eine Freiheitsstrafe wegen eines Verbrechens er- 
standen hat, zu Freiheitsstrafe von weniger als einem Jahr 
verurteilt, so kann das Gericht den Strafvollzug aufschieben 
und dem Verurteilten eine Probezeit von zwei bis fünf Jahren 
auferlegen, 

wenn nach seinem Vorleben und nach seinem Charakter zu 
erwarten ist, er werde dadurch von weiteren Verbrechen ab- 
gehalten werden, sofern die Beweggründe und die umstände 
der Tat dieser Annahme nicht entgegenstehen. 



*) Allerdings verfällt auch das deutsche Beichsstra^esetzbucli, dessen Ver- 
jfthnmgsfristen der Bemessung im Entwürfe zu Gnmde gelegt scheinen, in den- 
selben Fehler. Nach dem italienischen Strafgesetze kann die Vollstreckung 
sowohl von erkannter Zuchthaus- als Greftngnisstrafe nie vor zehn Jahren erfolgen; 
in Frankreich veijährt die korrektionelle Strafe nach fOnf Jahren, desgleichen in 
Belgien, hier jedoch erst nach zehn Jahren, wenn eine höhere als dre^ährige 

Strafe erkannt worden ist. 

10* 
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und wenn er den Schaden, soweit seine Mittel dazu aus- 
reichten, ersetzt hat. 

§ 2. Das Gericht stellt den Verurteilten unter Schutzaufsicht, 
wenn nicht besondere Umstände eine Ausnahme gebieten. Es 
kann dem Verurteilten für sein Verhalten während der Probe- 
zeit bestimmte Weisungen erteilen, z. B. einen Beruf zu er- 
lernen, an einem bestimmten Orte sich aufzuhalten, sich von 
geistigen Getränken zu enthalten, den Schaden innerhalb be- 
stinmiter Frist zu ersetzen. 

Die Umstände, die einen Aufschub des Strafvollzugs recht- 
fertigen, die Gründe, die das Gericht bestimmen, den Verurteilten 
ausnahmsweise nicht unter Schutzaufsicht zu stellen, und die 
Weisungen des Gerichts sind im Urteil festzustellen. 

§ 3. Begeht der Verurteilte während der Probezeit ein 
vorsätzliches Verbrechen, so hat er auch die Strafe, deren Voll- 
zug aufgeschoben war, zu erstehen; handelt er einer Weisung 
des Gerichts, ungeachtet förmlicher Mahnung der Schutzaufsichts- 
behörde, fortgesetzt zuwider, so verf&gt das Gericht den Vollzug 
der erkannten Strafe. 

§ 4. Hat der Verurteilte die Probezeit bestanden, so Bullt 
die erkannte Strafe weg.*^ (Art. 57.) 

Die allzu weite Milde, die der Entwurf entgegen seiner ur- 
sprünglichen strengeren Fassung, wodurch der bedingte Straferlaß 
auf die Fälle der Verurteilung zu höchstens sechsmonatiger Ge- 
föngnisstrafe beschränkt wurde, nunmehr zu Gunsten einer ge- 
ringeren als einjährigen Gefängnisstrafe walten läßt, mufi um 
so mehr verwundem, als doch im Schöße der Expertenkommission 
gegen die originäre nüchterne Einschränkung keine Bedenken er- 
hoben worden sind. Allerdings macht der Entwurf in rühmlicher 
Vorsicht die Gewährung des bedingten Straferlasses noch von 
weiteren Voraussetzungen abhängig, um möglichen Mißbräuchen 
vorzubeugen. Handelt er aber anderseits dieser Umsicht nicht 
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dennoch zuwider, wenn er die Wohltat auch auf solche Anfänger 
im Verbrechen erstreckt, welche mit einem Debüt eingesetzt haben, 
das ihnen gleich fast einjähriges Gefängnis eingetragen, eine Strafe, 
die sicherlich auf eine bereits ziemlich intensive Betätigung einer 
verbrecherischen Gesinnung hinzuweisen geeignet ist? — Läuft der 
Entwurf nicht Gefahr, hierdurch eine tiefe Erschütterung des Ver- 
trauens in die Wirksamkeit der Straigustiz heraufzubeschwören? — 
Nur höchst selten dürfte von einem Täter, der seine strafrechtliche 
Jungfräulichkeit gleich durch eine imponierende Ge&ngnisstrafe 
von fast einem Jahre eingebüßt hat, zu erwarten sein, die Nach- 
sicht der Strafe werde für seinen ferneren sittlichen Wandel eher 
von salutärer Wirkung sein als der ernste, rationelle Vollzug der 
verhängten Repression. Nehmen wir beispielsweise in Art. 191 
den Fall von Wahlfälschung in amtlicher Eigenschaft: welche strikte 
Bestimmung wird da den Richter hindern, selbst dort, wo die 
fakultative Einstellung der bürgerlichen Ehrenrechte am Platze 
wäre, was wird ihn im Falle von Päderastie mit Minderjährigen 
(Art. 134 — Gefängnis von mindestens sechs Monaten) abhalten 
können, unstatthafte Gnade für dringendes Recht walten zu lassen? 
Man wird einwenden, in solchen Fällen würde eben eine der weiteren 
Voraussetzungen des bedingten Straferlasses ermangeln, indem hier 
„die Beweggründe und die Umstände der Tat der Erwartung, der 
Täter werde durch ihn von weiteren Verbrechen abgehalten werden'', 
der Anwendung jener Wohltat entgegenstehen. Wo sind nun aber 
die Garantien, daß einer solchen Annahme stets die notwendige, 
genaue und verständnisvolle Prüfung zu Grunde liegen wird?'*') 



*) Es macht sich in letzter Zeit eine starke StrOmnng für die Emennung 
der Richter durch direkte Volkswahl in der Schweiz geltend. Kommt sie auch 
hisher nur vereinzelt vor — der Eanton Genf hat einstweüen den bedenklichen 
Beigen erOffiiet — , scheint sie dennoch auf Erfolg Aussicht zu haben. Angesichts 
einer solchen Grefahr — wir haben keine andere Bezeichnung fOr diese konstitu- 
tionell noch so zulftssige Eventualität, daß in Zukunft der Bichter seine Bestellung 
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Wäre es nicht umsichtiger, durch die Einschränkung auf 
Verurteilungen zu einer höchstens halbjährigen Freiheits- 
strafe der möglichen Willkür zu steuern? 

7. Schadenersatz. 

Auch die Bestimmungen über den Schadenersatz, zu dessen 
Regelung der Schweizerische Yorentwurf unter dem Einflüsse der 
soziologischen Erörterungen der letzten Jahre eine zu billigende 
Stellung nimmt, bringen eine gewisse Scheidung zwischen Zucht- 
haus- und Oef&ngnisstrafe mit sich. 

«Ist jemand durch das Verbrechen geschädigt worden und 
ist der Ersatz des Schadens von dem Schädiger voraussichtlich 
nicht erhältlich, so kann der Richter dem Geschädigten den 
Ertrag der Buße, zu der der Täter verurteilt wird, und den 
Erlös aus der Verwertung eingezogener Gegenstände ganz oder 
teilweise zuerkennen. 

Wird der Täter zu längerer Freiheitsstrafe verurteilt, 
so kann der Richter dem Geschädigten den Verdienstanteil des 
Verurteilten bis zur Hälfte zuerkennen. 

Die Zuerkennung dieser Beträge findet im Strafurteile auf 
Rechnung des gerichtlich festzusetzenden Schadenersatzes statt. '^ 
(Art. 39.) 

der gegenseitigen leidenscliaftlichen Bekftmpfang der politischen Parteien verdanken 
soll — vermag die noch so tief wurzelnde Überzeugung von der Statthaftigkeit 
einer Erweiterung des dem richterlichen Ermessen flberlassenen Feldes zur frag- 
lichen Schwftrmerei herabzusinken. Hierzu tritt noch die ErwAgnng, daß nicht 
überall in der Schweiz die Volksrichter die notwendigen Kenntnisse so wie im 
kulturell hochentwickelten Grenf und einigen anderen Zentren aufweisen, um das 
absolute Vertrauen, welches die Einräumung eines allzuweiten freien Ermessens 
zur Voraussetzung haben muß, zu rechtfertigen. (Vgl. F. Meüi, Die Kodifikation 
des Schweizerischen Privat- und Strafrechtes, Zflrich 1901, S. 30.) Es wird darum 
um 80 mehr Sache des Gresetzgebers sein, jeder möglichen Ausartung der richter- 
lichen Macht in Willkür durch eine präzise Fassung der Strafbefugnisse sorgfiütig 
vorzubeugen. 
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Wogegen demnach bei Verurteilung zur Zuchthausstrafe 
der Richter dem Geschädigten den Yerdienstanteil des Verurteilten 
bis zur Hälfte zuerkennen kann, wird diese Zusprechung bei Ver- 
urteilung zu Gefängnis nur im Falle deren längerer Dauer, 
also wohl kaum bei kürzerer als einjähriger Gefängnisstrafe er- 
folgen können. Hier dürfte teils die praktische Erwägung, es 
handle sich bei kürzeren Freiheitsstrafen meistens wohl nur um 
geringeren Schaden, noch mehr jedoch der Umstand, daß des 
Sträflings Pekulium während der kurzen Strafzeit nur ein un- 
bedeutendes Erträgnis ergeben kann, ausschlaggebend sein. 

Ist auch diese Entschädigung im Prinzipe zu billigen, vermag 
die Fassung der Vorschrift dennoch einige Bedenken aufsteigen 
zu lassen. Wird nicht die Bestimmung zu jenen gehören, die nur 
zu oft geeignet sind, das Einbürgern einer unrichtigen Praxis zu 
fördern, m. a. W. wird der Richter bei vorliegenden Entschädi- 
gungsansprüchen nicht zur Verhängung von Geldstrafen besonders 
hinneigen? — Es möchte uns weiter scheinen, die Voraussicht, 
die Entschädigung würde vom Täter nicht zu erhalten sein, bilde 
auch gerade keine günstige Prognose für die Zahlung der erkannten 
Geldstrafe und der Richter sollte denn doch womöglich bei der 
ürteilsfällung sein Augenmerk auf den Umstand richten, ob nicht 
eher gleich von der Verhängung einer Geldstrafe Umgang zu 
nehmen wäre, deren Einbringlichkeit nicht wahrscheinlich ist. Nur 
in jenen Fällen dürfte die Präsumtion der Unerhältlichkeit des 
Ersatzes nicht auch diejenige der Uneinbringlichkeit der Geldstrafe 
in sich bergen, wenn der Ersatzanspruch gröfier wäre als die er- 
kannte Bufie. 

Auch ist nicht außer acht zu lassen, eher als der Staat werde 
der Beschädigte allen Vermögensspuren des Täters nachgehen, um 
zu seinem Guthaben zu gelangen, wogegen er, falls die verhängte 
Geldstrafe wirklich vollstreckt wird, zur Nachlässigkeit im exeku- 
tiven Beitreiben seiner Forderung geradezu aufgemuntert wird. 
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Schliefilich wird die Vorschrift zuweilen auch geeignet sein, 
die Bestimmung der Geldstrafe, als ein Übel empfunden zu werden, 
zu vereiteln. Soll sie als Vermögenskürzung fOhlbar sein, wird 
mitunter gerade das Gegenteil dann eintreten, wenn für den Ver- 
urteilten, gegen den auch ein Schadenersatzanspruch aus dem 
Verbrechen vorliegt, der Staat zu dessen Befriedigung mit der 
Geldstrafe beiträgt: in den wenigsten Fällen wird jene Voraus- 
sicht der Unerhältlichkeit der Entschädigung sich mit Sicherheit 
auch auf einen weiter entfernten Zeithorizont erstrecken können, 
darum wird es immerhin mögUch sein, der VerurteUte könne, sei 
es auch erst nach Jahren, zu Vermögen gelangen. Wird er da 
nicht bereichert erscheinen, wenn durch den Zuspruch der Geld- 
strafe an den Beschädigten jegliche Ersatzpflicht nunmehr für ihn 
erloschen ist? Geht es auch tatsächlich kaum an, dem Geschä- 
digten, der lange Zeit nicht zu seinem Rechte kommen dürfte, 
aus dem Betrage der (Geldstrafe gar nichts zuzubilligen, wie dies 
bis heute geschieht, soUte doch immerhin das staatliche Regreß- 
recht gegen den Verurteilten ausdrücklich im Gesetze vorbehalten 
bleiben. Nicht um die Bereicherung des Staates handelt es sich 
hier, sondern einzig darum, daß die Geldstrafe ihrer Bestimmung, 
ein Leiden durch Vermögenseinbuße herbeizuführen, nicht ent- 
fremdet werde. Könnte aber von einem StrafUbel dann die Rede 
sein, wenn der Erlag der Geldstrafe den Verurteilten von einer 
bestehenden Schadenersatzpflicht befreien würde? — 

B. Hinsichtlich einzelner Deliktsbestimmungen. 

Auch im besonderen Teile des Strafgesetzes wird dem Unter- 
schiede zwischen Zuchthaus und Gefängnis mitunter eine wichtige 
Bedeutung zukommen: 

1. Wir erachten es als logische Folgerung der Abgrenzung 
unserer beiden Freiheitsstrafen, daß wegen Fahrlässigkeits- 
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verbrechen nie Zuchthausstrafe angedroht werden soll. 
In den Zuchthausrahmen sittlicher Verkommenheit paßt nur der 
rohe Vorsatz und selbst die allerschwerste, nur auf Fahrlässigkeit 
zurückzuführende strafbare AufierachÜassung von, der gesellschaft- 
lichen Ordnung schuldigen Bücksichten vermag in demselben 
keinen Platz zu finden. Es kann durch eine oft an Brutalität 
grenzende Nachlässigkeit eines skrupellosen Individuums, namentlich 
wenn es frühere Erfahrungen gewitzigt haben sollten, oder wenn 
es sich um Vermeidung schwerer Katastrophen oder die Aus- 
führung von nur zuverlässigen Fachmännern anvertrauten delikaten 
Verpflichtungen oder auch natürlichen Obliegenheiten handelt, die 
Rechtsordnung noch so sehr erschüttert werden, es kann eine in 
hohem Grade empörende Fahrlässigkeit den Schuldigen selbst als 
einen verdammenswerten rohen Gesellen kennzeichnen, für welchen 
auch der empfindlichste Denkzettel nicht genug scharf sein wird, — 
die zur Begründung der moralischen Perversität notwendige ge- 
flissentliche Betätigung des Deliktwillens, der Vorbedacht, vermag 
hierdurch noch immer nicht ersetzt zu werden. Es ist hierbei auch 
zu bedenken, daß gerade der fahrlässige Täter, wenn er für einen 
nicht gewollten schweren Verletzungserfolg der infamierenden 
Zuchthausstrafe unterworfen werden soll, dieser harten Maßrege- 
lung auch im Wege der Milderungsgründe kaum wird entgehen 
können. Liegen doch die verschiedenen Milderungsgründe des 
Art. 48, deren Vorhandensein sonst Zuchthaus (ohne höheres Mini- 
mum) in Gefängnisstrafe umzuwandeln gestattet — bis auf das 
jugendliche Alter des Täters und den u. E. geschmacklosen um- 
stand der nahezu abgelaufenen Verjährungsfrist — bei Fahrlässig- 
keitsdelikten nicht vor, so weder der obligate Milderungsgrund bei 
Versuch, noch der fakultative der bloßen Beihilfe, und die hier 
am ehesten noch in Betracht kommende aufrichtige Reue wird 
höchstens nur der bemittelte Fahrlässige in klingender Münze be- 
tätigen können. . . 
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Ob dieser Erwägungen können wir uns auch mit dem Art. 151, 
welcher die freilich besonders qualifizierte fahrlässige Gefilhrdung 
vieler Menschenleben durch Sprengstoffe mit Zuchthaus bis zu fünf 
Jahren (nicht einmal wahlweise mit (Gefängnis) bedroht, nicht be- 
freunden.*) Anderseits mufi zugegeben werden, daß in solchen 
Fällen eminenter Gefährlichkeit mitunter auch die höchste fünf- 
jährige Geftngnisstrafe als eine viel zu gelinde Repression er- 
scheinen mag. Wir nehmen keinen Anstand, für solche Fälle 
krasser und verhängnisvoller Nachlässigkeit eine entsprechende 
empfindliche Verschärfung, am besten durch Verlängerung der 
Einzelhaft, Kostschmälerung und hartes Lager zu befürworten. 
Die Zulässigkeit einer solchen Strafschärfung wird aber auch sonst 
im Schweizerischen Vorentwurfe vermifit. Bei Beachtung zweck- 
mäßiger Grenzen vermag die also geschärfte Strafe nicht nur die 
Wirksamkeit des Vollzuges zu fördern, aber auch die Furcht vor 
der Strafe zu steigern.**) In weiterem Mafie für die Zuchthaus- 
strafe geboten, würde ihre Anwendung mitunter auch bei Gefängnis 
am Platze sein, wo sie insbesondere für die Elastizität des parallelen 
Strafsystems einen willkommenen Ersatz zu bieten geeignet wäre.***) 

2. Auch für das Erfordernis eines Antrages seitens des 
Geschädigten auf Verfolgung eines Verbrechens wird die Unter- 
scheidung zwischen mit Zuchthaus und mit GefiLngnis bedrohten 

*) Daß durch diese Bestimmung nicht anarchistische Umtriebe getroffen 
werden sollen, erhellt aus Art. 150, der sich in erschöpfender Weise mit jenen 
gefährlichen Ordnungsstflrzem befaßt. 

**) Die an eine nichtssagende Umwandlongsarithmetik geknüpfte Schfirfong 
der Freiheitsstrafe im neuen norwegischen Strafgesetze ist allerdings nidit nach- 
zuahmen. 

***) Es wäre insbesondere zu erwftgen, ob eine Schftrfdng der maximalen 
fün^ährigen Gefängnisstrafe nicht auch bei Zweikampf (67), falls die Heraus- 
forderung unter Umständen erfolgt, die das öffentliche Rechtsgef&hl zu empören 
geeignet sind, bei qualifizierter schwerer Körperverletzung (72) und Hochverrat 
(185) statthaft erscheint. 
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Handlungen zur Geltung zu kommen haben. Bis auf wenige Aus- 
nahmen unterliegt auch im Schweizerischen Yorentwurfe die Ver- 
folgung von ausschließlich mit Zuchthaus bedrohten Verbrechen 
der Offizialmaxime, so daß sonst Verbrechen, die nur über 
Antrag gestraft werden können, höchstens mit Gefängnis, 
sei es ausschließlich,*) sei es mit Geldstrafe kumulativ**) oder 
wahlweise***) bedroht werden. Nur das mit Zuchthaus bis zu 
zehn Jahren belegte Verbrechen der gewalttätigen Entführung einer 
Frauensperson zu unzüchtigen Zwecken (Art. 112, § 1) sowie in 
der Familie begangener Diebstahl (Art. 80), Unterschlagung und 
Veruntreuung (Art. 85) wie Betrug (Art. 90) sollen nach dem Ent- 
würfe stets Antragsdelikte sein.f) 

Ist es nur zu billigen, wenn der Vorentwurf nach deutschem 
Muster und nach dem Beispiele des nunmehr Gesetz gewordenen 
russischen Entwurfes die Entführung zu unzüchtigen Zwecken 
von der Entführung in Eheabsicht geschieden hat, indem er die 
erstere der entehrenden Zuchthausstrafe für würdig befunden, geht 
er anderseits viel zu weit, wenn er in diesem Falle in seiner Rück- 



*) So Verlenmdimg (101), Entführung einer Frauensperson behufs Ehe (118), 
Ehebruch (139), einfache Körperverletzung (73), Gefährdung der Gesundheit durch 
Geschlechtskranke (76), fahrlässige Körperverletzung (78.) 

**) So Kreditschädignng (104), Verletzung des Berufsgeheimnisses (108), 
unlauterer Wettbewerb (159), Verletzung des Fabrikations- und Greschäftsgeheim- 
nisses (160). 

***) So die oben erwähnte Verletzung des Berufsgeheimnisses (108), des 
Briefgeheimnisses (109), illoyaler Wettbewerb und Verletzung des Fabrikations- 
und (Geschäftsgeheimnisses, wie oben (159, 160), Beschimpfung eines befreundeten 
Volkes, dessen Oberhauptes etc. (211), desgleichen durch tätliche Angriffe an 
Öffentlichen Zeichen (212). 

t) Der Vollständigkeit halber soll hier noch der qualifizierten Verleumdung 
(101), die Aber Antrag mit Zuchthaus bis fOnf Jahren bestraft werden kann, Er- 
wähnung geschehen. Hinsichtlich der wissentlichen Gefährdung der Gesundheit 
des Ehegatten durch Geschlechtskranke vgl. die Fußnote *) S. 31. 
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sichtnahme auf das intime Leben der verletzten Frauensperson 
die Verfolgung eines so schweren Deliktes von ihrem Gutdünken 
abhängig macht*) Eine Handlung, die nicht nur den per- 
versen Charakter des Täters, aber auch seine besondere 
Gefährlichkeit für die Rechtsordnung in so hohem Mafie 
offenbart, daß sie Zuchthausstrafe bis zu zehn Jahren 
zur Folge haben soll, fordert das unbeeinflußte Einschrei- 
ten der Strafjustiz ohne weiteres heraus und das etwa in 
Frage kommende Interesse des geschändeten Opfers hat hier dem 
allgemeinen geseUschafUichen Schutzbedürfnisse zu weichen. Sollte 
jedoch, was nicht zutrifft, dieses letztere und die Autorität des 
schwerbeleidigten Gesetzes gegenüber dem oft deplazierten Scham- 
gefühle der verletzten Frauensperson in den Hintergrund treten 
dürfen, dann müßte umgekehrt die für das Verbrechen angedrohte 
Strafe von einer übermäßigen Schwere erscheinen. Ist es aber 
kriminalpolitisch, wenn der strafrechtliche Apparat, der mit der 
erdrückenden Wucht einer bis zehnjährigen Zuchthausstrafe arbeitet, 
einzig durch die schwache Hand einer schwergekränkten, häufig 
eingeschüchterten Frauensperson in Bewegung gebracht werden 
darf und wenn die Herstellung der arg beeinträchtigten sozialen 
Sicherheit in das Placet des oft ratlosen Opfers gelegt werden soll?. . 
Hinsichtlich der angeführten im Schöße der Familie be- 
gangenen Delikte des Diebstahls, der Unterschlagung und Ver- 
untreuung, sowie des Betrugs, die ausnahmslos nur über Antrag 
strafbar sein sollen, kann diese Einschränkung des öffentlichen 
Elagerechtes durch das Erfordernis des Antrages seitens des Be- 
schädigten in jenen Fällen, wo diese Delikte ausschließlich mit 
Zuchthaus bedroht sind, keineswegs gebilligt werden. Der Dieb- 
stahl, der auf gefährliche oder verwegene Art, bandenmäßig oder 
von einem gewerbsmäßigen oder rückfalligen Diebe begangen 
worden ist, die Unterschlagung und Veruntreuung, wodurch der 

*) Vgl. aach Lammasch, Schweiz. Zeitschr. f. Strafrecht, Bd.YIU S.138. 
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Täter in Ausübung seines Amtes oder sonstigen staatlich autori- 
sierten Berufes oder als Vormund, Beistand, berufsmäßiger Ver* 
mögensverwalter sich beträchtlich zu bereichem es abgesehen hat, 
der gewerbsmäßige und analog rückfällige Betrug, bei denen der 
qualifizierte Tatbestand die Androhung der entehrenden Zuchthaus- 
strafe gegenüber dem ofiEenbar perversen Täter rechtfertigt, sie 
bilden alle, auch wenn diese Handlungen zum Nachteile eines 
Aszendenten oder einer Person, die mit dem Täter als Familien- 
genosse in dem nämlichen Haushalt lebt, eine derartige Oefahr 
für die gesamte Rechtsordnung, daß die Strafjustiz einer Herab- 
setzung ihres Ansehens ausgesetzt wäre, wenn sie solchen Misse- 
taten machtlos gegenüberstehen würde. Sie sind alle geeignet, 
die weitesten (Gesellschaftskreise in ihrem Sicherheitsgefühl derart 
zu alarmieren, daß die Rücksichten auf das letztere das Interesse, 
welches der einzelne Beschädigte kraft seines verwandtschaftlichen 
Bandes an der Straflosigkeit des ihm nahen Täters haben kann, 
notwendig in den Hintergrund verdrängen müssen. Erwägt man 
nebstdem, daß nach dem Vorentwurfe bei dem Verbrechen der 
Erpressung (Art. 91), auch wo es nur alternativ neben Ge&ngnis 
mit Zuchthaus bedroht wird, und sogar beim Verbrechen der Eigen- 
tumsschädigung, und zwar selbst in den leichtesten Fällen, wo die- 
selbe ausschließlich mit Gefängnis, ja wo sogar mit Hinblick auf 
unbedacht oder jugendlichen Leichtsinn des Täters und geringeren 
Schaden bloße Buße verhängt werden kann, von dem Antrags- 
erfordemisse ganz abgesehen wurde, ist es um so weniger ein- 
zusehen, warum in den angeführten schweren ZuchthausfiÜlen die 
Strafjustiz in ihrem unbeeinflußt freien Oange gehemmt werden soll. 
Eine Ausnahme zu Gunsten des Antragserfordemisses könnte, 
wo die besagten Vermögensdelikte mit Zuchthaus bedroht sind, nur 
für die Verbrechen eines Verwandten in aufsteigender Linie 
und des in gemeinschaftlichem Haushalte lebenden Ehegatten 
zugelassen werden. In diesen Fällen hat der Staat, ohne in die 
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bedenkliche Sentimentalität des deutschen Strafigesetzes zu ver- 
fallen, das Diebstahl und Unterschlagung solcher Verwandten für 
straflos erklärt, allen Orund, den sich hier aufdrängenden besonders 
gewichtigen Erwägungen ethischer Natur sich keineswegs zu ver- 
schliefien. 

3. Hinsichtlich der Anstiftung stellt sich der Schweizerische 
Vorentwurf auf den Standpunkt des deutschen Strafgesetzbuches, 
indem er gleich diesem den subsidären Charakter der TeUnahme 
und somit ihre Abhängigkeit von der Handlung des Täters sank- 
tioniert. Demgemäß ist nur die erfolgreiche Anstiftung, die 
also wenigstens zu einem Versuche der Tat geführt hat, strafbar 
(Art. 22). Den Bedenken, die sich aus einer derart konsequenten 
DurchfQhrung des Satzes über die Straflosigkeit der blofien Vor- 
bereitungshandlungen zweifellos ergeben müfiten und die nach 
belgischem Beispiele im Deutschen Reiche zu dem in jeder Hin- 
sicht verunglückten Duchesne -Artikel geführt haben, trägt der 
Entwurf in gelungener Weise Rechnung, indem er laut Art. 181 
g 2 „wer jemanden zu einem mit Zuchthaus bedrohten Ver- 
brechen auffordert, wer jemanden anbietet, ein mit Zuchthaus 
bedrohtes Verbrechen zu begehen, und wer ein solches Anerbieten 
annimmt '', mit Gefängnis nicht unter einem Monate bestraft. 

Noch schwerere Strafe, nämlich Zuchthaus bis zu fünf Jahren 
oder Gefängnis nicht unter sechs Monaten, verwirkt, «wer öffent- 
lich zu einem mit Zuchthaus bedrohten Verbrechen auffordert 
oder absichtlich aufinuntert'' (Art. 181, § 1). 

Hingegen wird die Aufforderung und Anerbietung zu einem 
nur mit Gefängnis bedrohten Verbrechen, sowie die Annahme 
eines solchen Anerbietens, selbst wenn sie öffentlich erfolgt, nicht 
mit Strafe bedroht.*) 

*) Eine AuBnahme bildet die Öffentliche Aufforderong znr Hinderang und 
Nötigimg von Beamten und tätlichem Angriffe gegen Beamte. Sie wird, selbst 
wenn das Verbrechen mit QefAngnis bedroht ist, mit Geftngnis bestraft (Art 192, §8). 
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4. Bei zwei Verbrechen gegen die Rechtspflege wird die zu 
erkennende Art der Freiheitsstrafe, beziehungsweise die Strafbar- 
beit überhaupt von der auf einen anderen Deliktstatbestand an- 
gedrohten Strafe abhängig sein. Hierher gehört die bewußt 
falsche Beschuldigung einer strafbaren Handlung: sie 
wird mit Gefängnis nicht unter einem Monate gestraft. Ist jedoch 
die fälschlich imputierte Handlung mit Zuchthaus bedroht, unter- 
liegt die falsche Anschuldigung der Zuchthausstrafe bis zu fOnf 
Jahren (Art. 203). 

In einer sehr einnehmenden Weise verhält sich sodann der 
Yorentwurf zur Anzeigepflicht. Gegenüber dem deutschen Straf- 
gesetze, das die Unterlassung rechtzeitiger Anzeige gewisser 
schwerer verbrecherischer Vorhaben, solange nämlich ihre Ver- 
hütung möglich war, bei der Behörde oder bei der gefährdeten 
Person, als Vergehen unter Strafe stellt, sobald das Verbrechen 
wenigstens versucht worden ist (welch letzteres Erfordernis bei 
Sprengstoffdelikten auch noch entfällt), macht der Vorentwurf die 
Anzeige des bekannten Täters eines mit Zuchthaus bedrohten 
Verbrechens bloß dann zur Pflicht, wenn man weiß, daß ein 
Nichtschuldiger wegen desselben in Untersuchung ge- 
zogen oder verurteilt worden ist, es sei denn, daß man in 
so nahen Beziehungen zu dem Schuldigen steht, daß die Nicht- 
anzeige entschuldbar ist (Art. 205). Mit der gehässigen Denun- 
ziationspflicht des deutschen Gesetzes hat also diese ethisch be- 
deutsame Bestimmung nichts gemein. Es ist jedoch nicht ein- 
zusehen, warum von der Anzeigepflicht des bekannten Täters eines 
nur mit Gefängnis bedrohten Verbrechens Abstand genommen 
werden soU. Ein Gesetzeswerk, das nicht zurückschrickt, die sitt- 
liche Un Vollkommenheit eines Menschen, der ohne eigene Not 
seinem Nächsten in Lebensgefahr zu helfen unterläßt, den straf- 
baren Übertretungen einzuverleiben, bliebe nur sich selbst treu, 
wenn es seine Ingerenz auch auf den ethischen Wandel der Staats- 
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bärger dort erstrecken würde, wo durch die Abweichung von dem- 
selben zwei so wichtige RechtsgQter wie Freiheit und Ehre des 
einzefaien einerseits — und dies tri£Ft auch bei Verurteilung zu 
Gefängnis zu — sowie die Zuverlässigkeit der Rechtspflege zu 
gleicher Zeit aufis Spiel gesetzt werden. 



Vn. Schlnsswort. 

Wir haben den Versuch unternommen, die Zuchthaus- und 
die Gefängnisstrafe als das ordentliche Repressivmittel für er- 
wachsene, geistig normale, voraussichtlich der Besserung zugäng- 
liche Verbrecher nach ihrem Wesen und Beschaffenheit sowie nach 
ihrem Verhältnis zu den sonstigen Mitteln der strafrechtlichen 
Deliktsbekämpfung zu beleuchten und als das wünschenswerteste 
Ziel ihres Vollzuges die Einwirkung auf das Sittenleben des Ver- 
urteilten dargelegt. Dennoch vermag uns die überzeugte Würdi- 
gung der Besserungstendenzen im Strafvollzuge noch keineswegs 
zu den ausschließlichen Besserungstheoretikem zu reihen. Nur 
wissenschaftliche Eurzsichtigkeit konnte als einzigen Zweck der 
Strafe die moralische Hebung des Verurteilten erblicken, etwa seine 
vorzeitige Freilassung durch die erwiesene Besserung bedingen und 
den Ungebesserten noch über die erkannte Strafdauer hinaus in 
absoluter Weise der Freiheit weiter berauben wollen. Eonmit 
auch bei Zuchthaus und Gefängnis der Zweck der gesellschaftlichen 
EUminierung des Delinquenten weniger in Betracht, haben auch hier 
der Strafzweck der Abschreckung, sowohl der allgemeinen als der 
individueUen, ihre Berechtigung keineswegs eingebüßt, noch wird 
jene Beziehung der Strafe zur begangenen Tat, wenn man sie 
auch nicht als das dialektische Äquivalent derselben hinstellen und 
der Vergeltung straf begründende Bedeutung einräumen will, ver- 
kannt werden können, die von französischen EjiminaUsten als die 



— 161 — 

coloration morale der Strafe bezeichnet zu werden pflegt. Doch 
nicht Zweck oder Bestimmung der Strafe steht für uns in Frage, 
sondern vornehmlich der Nutzbarmachung des Strafvollzuges 
für die Deliktsbekämpfung durch sittliche Einwirkung auf den 
Verurteilten, der Heranziehung seiner Strafdauer zur Anbahnung 
seiner ethischen Aufrichtung führen wir das Wort. Darum wird 
insbesondere der Vollstreckung der Zuchthausstrafe als der Re- 
pression für depravierte Besserungsfähige die vollste Aufmerk- 
samkeit zu widmen sein. Soll jedoch eine psychische Einwirkung 
auf den Verurteüten möglich werden, genügt es nicht, daß das 
Verbrechen erforscht und juridisch taxiert werde, vielmehr müssen 
wir auch mit den Ursachen des Verbrechens, insbesondere jedoch 
mit dem Verbrecher selbst uns vertraut machen, seine Individuali- 
tät kennen lernen. Gerade diese Kenntnis des Verbrechers 
geht leider heutzutage zumeist noch ab. Sie mangelt vorerst bei 
dem Untersuchungsrichter, der, sich darauf beschränkend, den Tat- 
bestand zu ermitteln und den Ursachen des Verbrechens nur un- 
genügend nachforschend, unbewußt seiner Aufgabe zuwiderhandelt, 
die ihm die für und gegen den Beschuldigten sprechenden Um- 
stände mit gleicher Gewissenhaftigkeit festzustellen zur Pflicht 
macht. Ihr Abgang ist jedoch noch mehr bei der Strafverhängung 
zu beklagen, wo der Richter der Persönlichkeit des Täters kaum 
die notwendigste Beachtung schenken kann. Darum sollte der 
Richter bereits mit einer gewissen Kenntnis der Ver- 
brecherseele ausgestattet sein, wenn er in Strafsachen 
seines Amtes zu walten berufen ist. Mit der Einführung des 
bedingten Straferlasses und der vorläufigen Entlassung tritt die 
Notwendigkeit, die Individualität des Verbrechers zu kennen, mehr 
denn je an den Richter dringend heran. Und doch ist es heute 
noch Tatsache, daß vielen Richtern die Einrichtungen 
einer Strafanstalt, jener Stätte, wo die Verbrecherseele und 
die Strafeinwirkung auf dieselbe kennen zu lernen die beste Ge- 

Splra, Dr. Emil, Die Zuchthaus- nud Qef&uguiastrftfe. 11 
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legenheit sich bietet, völlig unbekannt sind. Männer, die über 
Freiheit und Ehre zu entscheiden haben oder hierbei beteiligt sind, 
wie Richter, Geschworene und staatsanwaltliche Funktionäre, — der 
Verteidiger, dem der Beschuldigte, weil er bei ihm volles Verständ- 
nis hiefiir voraussetzen zu können glaubt, sein ganzes Herz aus- 
schüttet, vertrauend, dafi er diesen Einblick in seinen Seelenzustand 
auf überzeugende Weise seinen Bichtem zu eröffiien wissen wird, 
sie legen bei ihrem ersten Besuche einer Strafanstalt für Haus und 
Insassen beiläufig dasselbe Interesse an den Tag, wie Kinder, die 
zum erstenmal in eine Menagerie geführt werden. Sie besehen 
sich den Sträfling mit derselben unverstellten Miene der Ver- 
wunderung, wie jene den bisher nur aus dem Bilderbuche be- 
kannten Tiger in seinem Käfig oder wie der Laie, den der Zufall 
zum erstenmal in eine Irrenanstalt führt, an dem tobsüchtigen 
Geistesgestörten seine erstaunten Blicke haften läßt. Welch Wunder, 
wenn da erst der Aufschwung, den in den letzten Jahrzehnten 
die Gefängniswissenschaft aufzuweisen vermag, für ungezählte 
Juristen eine terra incognita geblieben ist! So wie die Pönologie 
ist auch die Kriminologie heute noch als bloße Experimentalwissen- 
schaft fOr Dilettanten verrufen. Nur die wenigsten Universitäten 
haben den Ruf des Petersburger Internationalen Gefangniskongresses 
(1890) und der Hauptversammlung der Internationalen Krimina- 
listischen Vereinigung zu Linz (1895) von dem Nutzen der Pflege 
der Ge&ngniswissenschaft beherzigt. Der junge Jurist, der in 
zwei gedrängten, dem materiellen und formellen Strafrechtskurse 
gewidmeten Semestern vom jugendlichen Verbrechertum, den Arbeits- 
scheuen , Gefängnisstatistik , Gefangenschutz , anthropometrischen 
Messungen und vielen anderen für die Ergründung der Ursachen 
und die Bekämpfung des Verbrechens in ihren präventiven und 
unterdrückenden Formen sowie fOr seine Ermittlung wichtigen 
Problemen nur im Fluge erwähnen gehört hat, gewöhnt sich daran, 
solche Fragen als müssige und zeitraubende Liebhabereien zu 
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beia^chten. Es wurde in den letzten Jahren das Erfordernis auf- 
gestellt, der richterliche Nachwuchs habe einige Zeit seiner Praxis 
im Yerwaltungs- und im Finanzdienste zu verbringen, um nicht 
auch auf diesen wichtigen Gebieten des öffentlichen Rechtes ganz 
fremd zu bleiben. Erscheint es nicht für den angehenden Richter 
zum mindesten gerade so wichtig, da£ er, bald über Verbrecher 
zu urteilen berufen, auch die Verbrecher dort kennen lerne, wo 
sich die beste Gelegenheit dazu bietet, d. i. im Straf hause? Wer 
würde da nicht mit Seuffert*) eines Sinnes sein: »Was würde 
man von einem Heilbeflissenen halten, der sich nur im Hörsaal 
und aus den Büchern, nicht in der Klinik und am Operationstisch 
auf das Rezepteschreiben, auf das Operieren und auf die sonstige 
Erankenbehandlung vorbereiten wollte? Was von einem Lehrer, 
der die Jugenderziehung aus Vorträgen und Büchern lernen wollte? 
Das Bureau der Staatsanwaltschaft und der Sitzungssaal mögen 
dazu geeignet sein, die Kenntnis des Strafrechts zu erweitem, 
zu festigen und für die Anwendung parat zu machen. Die ver* 
brecherischen Persönlichkeiten, für die er die Strafe oder sonstige 
Behandlung zu bemessen hat, lernt der Jurist weder aus den Akten 
noch im Sitzungssaal, sondern nur am Straforte kennen.' — 

Aber auch an das Strafhauspersonal wird die Strafrechts- 
reform gesteigerte Ansprüche stellen müssen. Bekannt ist die 
typische Figur des Kerkermeisters, der unter der Herrschaft der 
ausschließlichen Vergeltungsstrafe zum Organe der sozialen Rache 
bestellt war. Nicht umsonst wurde er den Reihen strammgedrillter, 
im langen Waffendienste gegen humane Regungen abgestumpfter 
Militäre entnommen, mit grimmiger Miene die Schlüssel geräusch- 
voll rasselnd wird der hartherzige Stockmeister von anno dazumal 
dargestellt, den neueingelieferten Sträfling barsch vor sich hin- 
stoßend und an seinen Willkommhieben in der Eintönigkeit seines 

*) Senffert, Die Bewegung im Strafrechte während der letzten dreißig 

Jahre, Dresden 1901, S. 70. 

11* 
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rauhen Berufes sich ergötzend. Ein freundlicher oder humaner 
Kerkermeister war ein weifier Rabe, wert, wie es der dankbare 
Silvio Pellico tat, der Nachwelt überliefert zu werden, gerade so 
bewundert, wie der romantische Räuber, der bis zum Anlangen 
des Lösegeldes sein Opfer mit ritterlicher Nachsicht behandelt hat. 
Gehören jene Oefangenwärter in den meisten zivilisierten Staaten 
nunmehr der Vergangenheit an, und wird dem heutigen Gefängnis- 
personal nüchterner Ernst, Disziplin, selbst humaner Sinn nach- 
gerühmt, wird es in Zukunft noch höheren Anforderungen 
gerecht werden müssen. Wird zugegeben — und niemand hat 
dies je zu bestreiten versucht — der idealste Strafvollzug werde 
derjenige sein, der bei aller Strenge Herz und Seele des Sträflings 
zu erobern und ihn auf bessere Bahnen zu lenken vermögen wird, 
dann darf der Strafhausleitung nicht mehr das verächtliche ne 
sutor ultra crepidam entgegengeschleudert und ihr wichtiger Anteil 
am sittlichen Aufrichtungswerke nicht unterschätzt werden. Es 
wurde behauptet, die Straf hausleitung würde ihre Pflicht als Straf- 
vollstreckerin überschreiten, wenn sie ihren bessernden Einfluß auf 
den Sträfling geltend machen wollte. Der Einwand, sie würde sich 
diesfalls statt zum Strafvollstrecker zum Erzieher aufwerfen, ist 
ebenso unhaltbar, wie wenn dem gewissenhaften Lehrer in einem 
Institute, der nur zur Erteilung des Unterrichtes in seinem Fache 
angestellt worden ist, der sich jedoch dabei auf Grund seiner 
reichen Erfahrungen und aufinerksamen Beobachtungen auch über 
die Hygiene der Schüler zu wachen herausnimmt, der Vorwurf 
gemacht werden sollte, daß er sich auf den Arzt hinausspiele. 
Bedenkt man, welches Maß von Anforderungen selbst an den 
untersten Gefangenwächter gestellt wird, daß von ihm Verständ- 
nis für seine Verantwortlichkeit, weitgehender Freiheitsverzicht, 
strenge Disziplin, unbedingter Gehorsam, vielfache Entbehrungen, 
wachsamer Dienst, Pünktlichkeit, Reinlichkeit und Ordnung, Ehr- 
lichkeit, ünzugänglichkeit, persönlicher Mut und Nächstenliebe 
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verlangt werden, und wird auch nur von den wenigsten an- 
genommen, daß sie allen diesen Anforderungen entsprechen, wird 
man es einem mit solchen Eigenschaften ausgestatteten pflicht- 
bewußten Angestellten wehren können, auf die Seele des Sträflings, 
der in seinem Verkehre, insbesondere während der Einzelhaft, einzig 
auf ihn angewiesen ist, mit solchen Tugenden einzuwirken? — 
Ist es etwa nicht auf das fachkundige Ansehen der Anstaltslei- 
tungen zurückzuführen, wenn die Strafgesetze, welche die bedingte 
Entlassung kennen, ihre Inanspruchnahme zur vorherigen Begut- 
achtung über deren Zulässigkeit sanktioniert haben? In Zukunft 
wird um so umsichtiger die Auslese sein müssen, aus der ein 
dieser Sanktion bewußtes Leitungspersonal in den Strafanstalten 
hervorgehen soll, denn es wird nicht bloß fachmäßige Schulung 
aufweisen müssen, aber auch Anhänglichkeit und Liebe für einen 
Beruf zu bekunden haben, die es in stand setzen können, die große 
Aufgabe, welche die Reform des Gefängniswesens in ihre Hände 
gelegt, mit überzeugungsvoller Aufopferung zu erfüllen. In der 
Einzelhaft, wo der neueingebrachte Sträfling nach langem Bangen, 
in das ihn eine unvollkommene Strafprozedur versenkt hat, ganz 
allein mit seinem Kummer in der gedemütigten Seele vor dem 
Zerrbilde seiner schiffbrüchigen Existenz zusammenbebt, da ist es 
der Anstaltsbeamte, der in die düstere Zelle den ersten Strahl des 
Hoffens bringt, — nicht wird er etwa die Erinnyen des gepeinig- 
ten Gewissens von ihm zu verscheuchen suchen, vielmehr wird 
er die seelische Erschütterung, die den Verurteilten, mit Abscheu 
vor sich selbst erfüllt, seinen erstarrten Blick an die schrecklichen 
Umrisse der begangenen Tat heften macht, diese vielverheißende 
Erschütterung wird er in ihm rege zu erhalten bemüht sein, seiner 
inneren Zerrüttung wird er die Segnungen seines sittlichen Wan- 
dels vorhalten und ihm beizubringen trachten, wie ein neuer Hoff- 
nungsschimmer auch seine Seele erleuchten kann und wie es nur 
an ihm liegt, ob seine Entbehrungen ihm einen Schleier über 
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seine Vergangenheit weben und eine neue bessere Zukunft ihm 
winken soll. . . Nur wenn dem vertrauenden Sträflinge dieser 
nicht genug hoch zu bewertende moralische Beistand auf takt- 
und verständnisvolle Weise zuteil werden wird, nur dann wird 
die Einzelhaft wirklich zur Insichkehr, die Arbeit zur wirksamen 
Zucht, seine Entbehrungen zur Vorbereitungsschule eines sittlichen 
sozialen Wandels werden, m. a. W. nur dann wird eine an sich 
noch so gerechte Strafe zur ethischen Wiedergeburt des Täters 
fahren können. — 

Aber auch hinsichtlich der Elassenzuweisung, der Beschäftig 
gungswahl, der Rttckversetzung des störrischen Sträflings in eine 
untere Straf^oUzugsklasse, der Begutachtung über die vorläufige 
Entlassung erwächst der Strafanstaltsleitung eine verantwortungs- 
volle Aufgabe. . . 

Neben der Einwirkung der Anstaltsbeamten wird jedoch auch 
den sonstigen erzieherischen Mitteln, wie der Arbeitsausbildung, 
dem Unterrichte, dem religiösen Ansporn und belehrenden Vor- 
trägen — wir weisen hier auf die in letzter Zeit in einigen fi:tm- 
zösischen Straf häusem abgehaltenen Antialkoholkonferenzen hin — 
die vollste Beachtung gewidmet werden müssen. 

So wie das Gesetz trotz der strengsten Repression durch 
seine Institutionen darauf bedacht ist, womöglich den besserungs- 
fähigen Sträfling ohne Gefahr der Gesellschaft in ihren Scho£ zurück- 
zuführen — von der Jugendfürsorge bis zum Gefangenschutz, 
von der Friedensbürgschaft und dem Straferlasse bis zur Reha- 
bilitation gibt es von diesem systematisch vorgenommenen An- 
passungswerke Zeugnis ab — , so wird auch der nachdrücklichste 
Strafvollzug dieses friedliche Ziel nicht übersehen dürfen. Das 
alte ,si pacem vis, para bellum'' gilt darum unzweifelhaft auch fOr 
den nachsichtslosen Kampf gegen das Verbrechen: auch dieser 
gilt einem Friedenswerke. Läßt sich auch von einem künf- 
tigen Strafgesetze nicht erwarten, daß es ihm gelingen wird, die 
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gänzliche Abrüstung des unermeßlichen Verbrecherheeres herbei- 
zuführen, werden dennoch die, auf die Hebung der Sitten gerich- 
teten Bestrebungen des Strafv^ollzuges dessen Bleiben bedeutend 
lichten und diesem im Kampfe um den Oesellschaftsfrieden eine 
siegreiche Bolle beschieden sein. — 
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